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(Gesetzentwurf der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Das Betriebsverfassungsgesetz vom 11. Oktober 1952 war eines 
der großen Reformgesetze der Nachkriegszeit. Nach 18jähriger 
Anwendung ergibt sich die Notwendigkeit, die gesetzlichen 
Regelungen entsprechend den gewandelten wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Verhältnissen fortzuentwickeln sowie die auf- 
getretenen Wünsche der Praxis und die inzwischen ergangene 
Rechtsprechung zu berücksichtigen. Außerdem sollen nach Auf- 
fassung der Fraktion der CDU/CSU auch die Mitbestimmungs- 
regelungen auf Unternehmensebene neu gestaltet werden, nach- 
dem über diese Frage in einer breiten Öffentlichkeit jahrelange 
Erörterungen stattgefunden haben und der Bericht der Bieden- 
kopf-Kommission vorgelegt worden ist. 


B. Lösung 

Die Fraktion der CDU/CSU sieht in der Mitbestimmung auf der 

Ebene der Betriebe und der Unternehmen eine Einheit. 

1. Hinsichtlich der Mitbestimmung auf Unternehmensebene ist 
in Kapitalgesellschaften mit in der Regel mehr als 2000 
Beschäftigten vorgesehen, die Aufsichtsräte wie folgt zu 
besetzen: Die Anteilseigner sollen 7, die Arbeitnehmer 
5 Vertreter wählen, bei größeren Aufsichtsräten soll sich 
die Zahl der Sitze der Vertreter der Anteilseigner und der 
Arbeitnehmer jeweils um die gleiche Zahl vermehren, bis 
zum Verhältnis 13 : 11. Für 1 bis 2 Sitze der Arbeitnehmer- 
seite sollen die im Unternehmen vertretenen Gewerkschaften 
ein Vorschlagsrecht erhalten. Der Gesetzentwurf gewähr- 
leistet die frühzeitige Beteiligung der Arbeitnehmerver- 
treter bei der Bestellung und Abberufung des Vorstands. 
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Personal- und Sozialangelegenheiten müssen in Kapitalge- 
sellschaften verantwortlich auf Vorstandsebene wahrgenom- 
men werden. 

2. Im betriebsverfassungsrechtlichen Teil werden 

— die Rechte des einzelnen Arbeitnehmers am Arbeitsplatz 
und in der Betriebsorganisation in einer Art „Grund- 
rechtskatalog" niedergelegt, 

— die Befugnisse des Betriebsrats in sozialen, personellen 
und wirtschaftlichen Angelegenheiten erweitert, 

— die Stellung der Mitglieder des Betriebsrats gestärkt, 

— die leitenden Angestellten erstmals in das Betriebsver- 
fassungsgesetz einbezogen und zur Wahrung ihrer be- 
sonderen Interessen Sprecherausschüsse gebildet, 

— die Rechte der Jugendvertretung ausgebaut, 

— die Möglichkeit zur Schaffung von Konzernbetriebsräten 
eröffnet, 

— die Wahl von Sprechern für betriebliche Arbeitsgruppen 
zur Unterstützung des Betriebsrats ermöglicht, 

— die besonderen Belange der ausländischen Arbeitnehmer 
erstmalig berücksichtigt. 


C. Alternativen 

Keine 


D, Kosten 


Keine 
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Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER TEIL 

Der Arbeitnehmer am Arbeitsplatz 
und im Betrieb 

§ 1 

Persönliche Entfaltungsfreiheit 

Arbeitsablauf und betriebliche Organisation sind 
so zu gestalten, daß der Arbeitnehmer im Rahmen 
des Betriebsziels die größtmögliche persönliche Ent- 
faltungsfreiheit hat. Die Arbeitnehmer sind zu ge- 
genseitiger Zusammenarbeit verpflichtet. 

§ 2 

Gleichbehandlung 

Der Arbeitnehmer darf wegen seiner Abstam- 
mung, Religion, Nationalität, Herkunft, politischen 
oder gewerkschaftlichen Betätigung oder Einstel- 
lung, wegen seines Geschlechts oder wegen Inan- 
spruchnahme seiner Rechte nach diesem Gesetz nicht 
benachteiligt oder bevorzugt werden. 

§ 3 

Recht auf Unterrichtung 

Der Arbeitnehmer hat ein Recht auf Unterrichtung 
über seinen Aufgaben- und Verantwortungsbereich 
und dessen Einordnung in die betriebliche Gesamt- 
organisation. Er hat ein Recht auf Unterrichtung über 
wesentliche technische, organisatorische und perso- ! 
nelle Veränderungen in seinem Arbeitsbereich, ins- j 
besondere über Rationalisierungsmaßnahmen, die j 
seinen Arbeitsplatz betreffen. 

§ 4 

Besetzung der Arbeitsplätze 

(1) Der Arbeitnehmer hat im Rahmen der be- 
trieblichen Möglichkeiten ein Recht auf den Arbeits- 
platz, der seinen Fähigkeiten, Kenntnissen und Er- 
fahrungen entspricht. 

(2) Der Arbeitnehmer hat bei Wegfall oder grund- 
legender Änderung des Arbeitsplatzes infolge von 
Rationalisierungsmaßnahmen oder Änderung der 
Produktion im Rahmen der betrieblichen Möglich- 
keiten ein Recht auf einen anderen geeigneten und 
zumutbaren Arbeitsplatz. 

§ 5 

Betriebliche Umschulung 

Der Arbeitnehmer hat ein Recht auf betriebliche 
Umschulung im Rahmen der betrieblichen Möglich- 


j keiten, wenn eine Weiterbeschäftigung am bisheri- 
I gen oder an einem gleichartigen Arbeitsplatz aus 
1 gesundheitlichen Gründen auf Dauer nicht möglich 
ist. 

§ 6 

Aufgaben und Verantwortungsbereich 

Bei der Festlegung der Verantwortungsbereiche 
ist darauf zu achten, Aufgaben soweit wie möglich 
zu delegieren. Aufgaben- und Verantwortungsbe- 
reich des Arbeitnehmers sind klar abzugrenzen. 

§ 7 

Weisungen 

Bei der Ausübung von Weisungsbefugnissen ist 
darauf zu achten, daß der Bereich eigener Verant- 
wortung des Weisungsempfängers nicht weiter ein- 
geschränkt wird, als dies zur Erreichung des Be- 
triebsziels erforderlich ist. 

§ 8 

Informationsaustausch 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer sind verpflichtet, 
die innerbetriebliche Information zu fördern. 

§ 9 

Einarbeitung 

Der Arbeitnehmer hat ein Recht auf eine ange- 
messene Einarbeitungszeit. Vor Beginn einer neuen 
Tätigkeit muß der Arbeitnehmer über die Unfall- 
und Gesundheitsgefahren seines Arbeitsplatzes und 
die Schutzmaßnahmen, die von ihm anzuwenden und 
zu beachten sind, unterrichtet werden. 

§ 10 

Gestaltung des Arbeitsplatzes 

Der Arbeitnehmer hat das Recht, durch Vorschläge 
und Anregungen an der Gestaltung des Arbeits- 
platzes mitzuwirken. Seine Vorschläge und Anre- 
gungen sind binnen angemessener Frist mündlich 
oder schriftlich zu beantworten. 

§ 11 

Verbesserungs Vorschläge 

Der Arbeitnehmer hat ein Recht auf Behandlung 
und Beantwortung seiner betrieblichen Verbesse- 
rungsvorschläge. Er hat ein Recht auf angemessene 
Vergütung, wenn seine Vorschläge durchgeführt 
werden. 

§ 12 

Anliegen und Beschwerden 

Der Arbeitnehmer hat das Recht, ihn betreffende 
betriebliche Anliegen und Beschwerden bei der 
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zuständigen Stelle des Betriebs vorzubringen. Seine 
Anliegen und Beschwerden sind binnen angemesse- 
ner Frist mündlich oder schriftlich zu beantworten. 

§ 13 

Erörterung der beruflichen Situation 

Der Arbeitnehmer hat ein Recht auf persönliche 
Erörterung seiner beruflichen Situation und Lei- 
stungsbeurteilung sowie seiner Aufstiegs- und Fort- 
bildungsmöglichkeiten mit den zuständigen Stellen 
des Betriebs. 

§ 14 

Personalaktenr Beurteilung 

(1) Der Arbeitnehmer hat das Recht, Personal- 
akten, die über ihn geführt werden, einzusehen. 

(2) Der Arbeitnehmer kann jederzeit Stellung- 
nahmen zu den ihn betreffenden Angelegenheiten 
abgeben, die den Personalakten auf sein Verlangen 
beizufügen sind. 

(3) Der Arbeitnehmer kann bei einem Wechsel 
des Arbeitsbereichs eine Beurteilung verlangen. Sie 
ist auf Verlangen des Arbeitnehmers den Personal- 
akten beizugeben. 

§ 15 

Erläuterung des Entgelts 

Der Arbeitnehmer hat ein Recht auf persönliche 
Erläuterung der Berechnung und Zusammensetzung 
des Entgelts und anderer Leistungen des Arbeit- 
gebers aufgrund des Arbeitsverhältnisses mit der 
zuständigen Stelle des Betriebs. 

§ 16 

V ersetzungs wünsche 

Der Arbeitnehmer ist berechtigt, Versetzungs- 
wünsche unmittelbar an die für Personalentscheidun- 
gen zuständige Stelle des Betriebs zu richten. 

§ 17 

Ausschreibung von Arbeitsplätzen 

Arbeitsplätze sind im Rahmen der betrieblichen 
Möglichkeiten vor ihrer Besetzung innerhalb des 
Betriebs und Unternehmens rechtzeitig auszuschrei- 
ben. 

§ 18 

Arbeitnehmer 

Als Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes gelten 

a) Arbeiter, einschließlich der zu ihrer Berufsausbil- 
dung Beschäftigten, die eine arbeiterrentenversi- 
cherungspflichtige Beschäftigung ausüben, auch 
wenn sie nicht versicherungspflichtig sind, sowie 
die in Heimarbeit Beschäftigten, die in der Haupt- 
sache für den gleichen Betrieb arbeiten, 


b) Angestellte, die eine durch § 3 Abs. 1 des Ange- 
stelltenversicherungsgesetzes und die hierzu er- 
lassenen Vorschriften über die Versicherungs- 
pflicht der Angestellten als Angestelltentätigkeit 
bezeichnete Beschäftigung ausüben, auch wenn 
sie nicht versicherungspflichtig sind, Beschäftigte, 
die sich in Ausbildung zu einem Angestellten- 
beruf befinden, sowie das mit einfachen oder 
mechanischen Dienstleistungen beschäftigte Büro- 
personal, 

c) leitende Angestellte, die regelmäßig überwie- 
gend und im wesentlichen eigenverantwortlich 
aufgrund Dienstvertrages und Dienststellung 

— übertragene unternehmerische Befugnisse in 
Betrieb und Unternehmen ausüben oder 

— für den Bestand und die Entwicklung des 
Unternehmens wesentliche Aufgaben erfül- 
len, für die besondere Erfahrungen oder 
Kenntnisse erforderlich sind. 

Wer diese Voraussetzungen erfüllt, stellen Ar- 
beitgeber und Betriebsrat gemeinsam fest. Kommt 
eine Einigung nicht zustande, so kann die Eini- 
gungsstelle angerufen werden. 

§ 19 

Nicht-Arbeitnehmer 

Als Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes gel- 
ten nicht 

a) in Betrieben einer juristischen Person die Mit- 
glieder des Organs, das zur gesetzlichen Vertre- 
tung der juristischen Person berufen ist, 

b) die Gesellschafter einer offenen Handelsgesell- 
schaft oder die Mitglieder einer anderen Perso- 
nengesamtheit in deren Betrieben, 

c) Mitglieder der Leitung des Unternehmens und 
deren dauernde Stellvertreter, Generalbevoll- 
mächtigte, Mitglieder der Leitung des Betriebs 
und deren dauernde Stellvertreter, sofern sie 
nicht dem Personenkreis der Buchstaben a und b 
angehören, 

d) Personen, deren Beschäftigung nicht in erster 
Linie ihrem Erwerb dient, sondern vorwiegend 
durch Beweggründe karitativer oder religiöser 
Art bestimmt ist, 

e) Personen, deren Beschäftigung nicht in erster 
Linie ihrem Erwerb dient und die vorwiegend zu 
ihrer Heilung, Wiedereingewöhnung, sittlichen 
Besserung oder Erziehung beschäftigt werden, 

f) der Ehegatte, Verwandte oder Verschwägerte 
ersten Grades, die in häuslicher Gemeinschaft 
mit dem Arbeitgeber leben. 

§ 20 

Nebenbetriebe und Betriebsteile 

Nebenbetriebe und Betriebsteile gelten nur dann 
als selbständige Betriebe, wenn sie räumlich weit 
vom Hauptbetrieb entfernt oder durch Aufgaben- 
bereich und Organisation eigenständig sind. 
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ZWEITER TEIL 

Der Betriebsrat 

ERSTER ABSCHNITT 
Mitbestimmung und Mitwirkung 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Grundsätze 

§ 21 

Bildung von Betriebsräten 

In allen Betrieben sind Betriebsräte zu bilden, 
wenn sie in der Regel mindestens fünf wahlberech- 
tigte Arbeitnehmer ständig beschäftigen, von denen 
drei wählbar sein müssen. 

§ 22 

Regeln der Zusammenarbeit 

(1) Arbeitgeber und Betriebsrat arbeiten im Rah- 
men der geltenden Tarifverträge vertrauensvoll und 
im Zusammenwirken mit den im Betrieb vertretenen 
Gewerkschaften und Arbeitgebervereinigungen zum 
Wohl des Betriebs und seiner Arbeitnehmer unter 
Berücksichtigung des Gemeinwohls zusammen. 

(2) Der Betriebsrat ist berechtigt, seine Aufgaben 
in Zusammenarbeit und mit Unterstüzung der im 
Betrieb vertretenen Gewerkschaften durchzuführen. 

(3) Arbeitgeber und Betriebsrat haben alles zu 
unterlassen, was geeignet ist, die Arbeit und den 
Frieden des Betriebs zu gefährden. Insbesondere 
dürfen sie keine Maßnahmen des Arbeitskampfes 
gegeneinander durchführen; Arbeitskämpfe tarif- 
fähiger Parteien werden hierdurch nicht berührt. 

(4) Arbeitgeber und Betriebsrat haben gemein- 
sam auf die freie Entfaltung und den Schutz der 
Persönlichkeit des einzelnen Arbeitnehmers zu ach- 
ten. Sie haben dafür zu sorgen, daß alle im Betrieb 
tätigen Personen nach den Grundsätzen von Recht 
und Billigkeit behandelt werden. 

(5) Arbeitgeber und Betriebsrat haben jede par- 
teipolitische Betätigung im Betrieb zu unterlassen. 

(6) Die Anrufung von außerbetrieblichen Stellen 
ist erst zulässig, nachdem eine Einigung im Betrieb 
nicht erzielt wurde. Besteht ein Gesamtbetriebsrat, 
so muß außerdem vorher versucht werden, Mei- 
nungsverschiedenheiten zwischen einzelnen Be- 
triebsleitungen und Betriebsräten durch Verhand- 
lungen der Unternehmensleitung mit dem Gesamt- 
betriebsrat zu klären; § 80 Abs. 1 Satz 2 gilt ent- 
sprechend. Die Einzelheiten des Verfahrens sind in 
einer Betriebsvereinbarung zwischen Unternehmens- 
leitung und Gesamtbetriebsrat festzulegen. 


(7) Die Aufgaben der Gewerkschaften und der 
Vereinigungen der Arbeitgeber werden durch dieses 
Gesetz nicht berührt. 

§ 23 

Durchführung von Beschlüssen, 
Betriebsvereinbarungen 

(1) Die gemeinsam mit dem Betriebsrat gefaßten 
Beschlüsse führt der Arbeitgeber durch, es sei denn, 
daß etwas anderes im Einzelfalle vereinbart ist. Der 
Betriebsrat darf nicht durch einseitige Handlungen 
in die Betriebsleitung eingreifen. 

(2) Arbeitgeber und Betriebsrat können gemein- 
sam gefaßte Beschlüsse satzungsmäßig niederlegen 
(Betriebsvereinbarung) . Die Betriebsvereinbarung 
bedarf der Schriftform. Sie ist von beiden Seiten zu 
unterzeichnen und durch den Arbeitgeber an geeig- 
neten Stellen im Betrieb oder Unternehmen auszu- 
legen. 

(3) Betriebsvereinbarungen können, soweit eine 
andere Regelung in ihnen nicht enthalten ist, mit 
einer Frist von sechs Monaten zum Jahresende ge- 
kündigt werden. Das Recht zur außerordentlichen 
Kündigung wird hiervon nicht berührt. 

§ 24 

Gemeinschaftliche Besprechungen 

Arbeitgeber und Betriebsrat sollen einmal im 
Monat zu einer gemeinschaftlichen Besprechung zu- 
sammentreten. Sie haben über strittige Fragen mit 
dem ernsten Willen zur Einigung zu verhandeln und 
Vorschläge für die Beilegung von Meinungsver- 
schiedenheiten zu machen. 

§ 25 

Schutzbestimmung 

(1) Der Betriebsrat darf in der Ausübung seiner 
Tätigkeit nicht gestört oder gehindert werden. 

(2) Die Mitglieder des Betriebsrats dürfen um 
ihrer Tätigkeit willen nicht benachteiligt oder be- 
günstigt werden. 

§ 26 

Schweigepflicht 

(1) Alle Mitglieder und Ersatzmitglieder des Be- 
triebsrats sind verpflichtet, über vertrauliche Anga- 
ben, Unterlagen oder Betriebs- und Geschäftsgeheim- 
nisse, die ihnen wegen ihrer Zugehörigkeit zum Be- 
triebsrat bekanntgeworden und vom Arbeitgeber 
ausdrücklich als geheimzuhalten bezeichnet worden 
sind, Stillschweigen auch nach dem Ausscheiden aus 
dem Betriebsrat zu wahren. Diese Schweigepflicht 
gilt nicht gegenüber Mitgliedern des Betriebsrats. 
Wird die gleiche Angelegenheit im Gesamtbetriebs- 
rat, im Wirtschaftsausschuß oder in einer Einigungs- 
stelle behandelt, so sind die Mitglieder des Betriebs- 
rats insoweit auch gegenüber diesen von der Schwei- 
gepflicht entbunden. 
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(2) Absatz 1 Sätze 1 und 2 gilt sinngemäß für die 
Mitglieder der sonstigen nach diesem Gesetz gebil- 
deten Vertretungen, Schiedsstellen sowie für die 
Vertreter von Gewerkschaften oder Arbeitgeberver- 
einigungen. 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Allgemeine Angelegenheiten 

§ 27 

Allgemeine Aufgaben 

(1) Der Betriebsrat hat folgende allgemeine Auf- 
gaben: 

a) Für die Sicherung der persönlichen Rechte des 
einzelnen Arbeitnehmers (Erster Teil) zu sorgen; 

b) die Arbeitnehmer über alle sie unmittelbar be- 
treffenden Angelegenheiten des Betriebs recht- 
zeitig und ausreichend zu informieren; 

c) Maßnahmen, die dem Betrieb und der Belegschaft 
dienen, beim Arbeitgeber zu beantragen; 

d) darüber zu wachen, daß die zugunsten der Ar- 
beitnehmer geltenden Gesetze, Verordnungen, 
Unfallverhütungsvorschriften, Tarifverträge und 
Betriebsvereinbarungen durchgeführt werden; 

e) Beschwerden von Arbeitnehmern entgegenzu- 
nehmen und, falls sie berechtigt erscheinen, durch 
Verhandlung mit dem Arbeitgeber auf ihre Ab- 
stellung hinzuwirken; 

f) Anfragen und Anregungen von Arbeitnehmern 
entgegenzunehmen, zu prüfen und mit dem Ar- 
beitgeber zu behandeln; 

g) die Eingliederung Schwerbeschädigter und son- 
stiger besonders schutzbedürftiger Personen in 
den Betrieb sowie die Belange der älteren Arbeit- 
nehmer zu fördern; 

h) auf die Bekämpfung von Unfall- und Gesund- 
heitsgefahren zu achten, die Gewerbeaufsichts- 
behörden, die Träger der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung und die sonstigen in Betracht kommen- 
den Stellen bei dieser Bekämpfung durch Anre- 
gung, Beratung und Auskunft zu unterstützen 
sowie sich für die Durchführung der Vorschriften 
über den Arbeitsschutz einzusetzen; 

i) auf die Wahl einer Jugendvertretung hinzuwir- 
ken und mit dieser zur Wahrung der Interessen 
der jugendlichen Arbeitnehmer zusammenzuar- 
beiten. 

(2) Dem Betriebsrat sind die erforderlichen Infor- 
mationen zu geben und auf Verlangen die zur Durch- 
führung seiner Aufgaben erforderlichen Unterlagen 
vorzulegen; Informationen aus den Personalakten 
und deren Vorlage dürfen jedoch nur erfolgen, wenn 
der betroffene Arbeitnehmer vorher schriftlich zuge- 
stimmt hat; er kann dabei anordnen, daß die Infor- 
mation nur einem bestimmten Mitglied des Betriebs- 
rats gegeben wird. 


DRITTER UNTERABSCHNITT 
Soziale Angelegenheiten 

§ 28 

Grundsatz, 

Reciit auf Unterrichtung 

(1) Der Betriebsrat hat, soweit eine gesetzliche 
oder tarifliche Regelung nicht besteht, in sozialen 
Angelegenheiten Mitbestimmungs-, Mitwirkungs- 
und Initiativrechte nach Maßgabe dieses Unterab- 
schnittes. 

(2) In allen wesentlichen sozialen Angelegenhei- 
ten, soweit sie nicht einzelne Arbeitnehmer betref- 
fen, hat der Arbeitgeber den Betriebsrat so frühzei- 
tig und vollständig wie möglich zu unterrichten. 

§ 29 

Mitbestimmungsredit 

(1) Folgende Angelegenheiten können von Ar- 
beitgeber und Betriebsrat nur gemeinsam geregelt 
werden: 

a) Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit ein- 
schließlich der Pausen sowie Verteilung der Ar- 
beitszeit auf die einzelnen Wochentage; 

b) Verteilung der für einen bestimmten Zeitraum 
geltenden Arbeitszeit auf die einzelnen Arbeits- 
tage; 

c) Festsetzung von Kurz-, Mehr- und Schichtarbeit; 

d) Zeit, Ort und Art der Auszahlung des Arbeits- 
entgelts; 

e) Aufstellung des Urlaubsplans und allgemeiner 
Urlaubsgrundsätze; 

f) Berufsausbildung, Berufsfortbildung und Umschu- 
lung; 

g) Verwaltung von Sozialeinrichtungen, deren Wir- 
kungsbereich auf den Betrieb oder das Unter- 
nehmen beschränkt ist, ohne Rücksicht auf ihre 
Rechtsform; dies gilt auch für die Verwaltung 
von Wohnräumen für die Arbeitnehmer; 

h) Fragen der Ordnung des Betriebs und des Ver- 
haltens der Arbeitnehmer im Betrieb; 

i) Aufstellung von Entlohnungsgrundsätzen und 
Einführung von neuen Entlohnungsmethoden so- 
wie entsprechende Richtlinien für die betriebliche 
Lohnfindung; 

k) Festlegung des Verfahrens, soweit die Entloh- 
nung nach einer meßbaren Arbeitsleistung er- 
folgt, und Regelung von Akkord-, Stück- und 
Prämienlohnsätzen; 

l) betriebliche Einrichtungen und Maßnahmen zur 
Verhütung von Betriebsunfällen, Berufskrankhei- 
ten und sonstigen Gesundheitsschädigungen. 

(2) Ist eine Übereinstimmung über die vorstehen- 
den Angelegenheiten nicht zu erzielen, so entschei- 

I det die Einigungsstelle verbindlich. 
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§ 30 

Zustimmungsrecht 

(1) Folgende Angelegenheiten können vom Ar- 
beitgeber nur mit vorheriger Zustimmung des Be- 
triebsrats durchgeführt werden: 

a) Errichtung und Ausgestaltung von Sozialeinrich- 
tungen im Sinne des § 29 Abs. 1 Buchstabe g; 

b) Sozialmaßnahmen, soweit sie auf die Arbeitneh- 
mer des Betriebs oder des Unternehmens be- 
schränkt sind; 

c) Maßnahmen sozialer Art zur Behebung von Ra- 
tionalisierungs- und Automatisierungsfolgen; 

d) Maßnahmen zur Bereitstellung geeigneter Ar- 
beitsplätze für nicht mehr voll leistungsfähige 
Arbeitnehmer; 

e) Maßnahmen zur Beschaffung von Wohnräumen 
für die Arbeitnehmer und die Grundsätze für die 
Vergabe, Nutzung und Kündigung; 

f) Grundsätze über das betriebliche Vorschlagswe- 
sen; 

g) Einführung und Anwendung von technischen Ein- 
richtungen, mit denen das Verhalten und die Lei- 
stung der Arbeitnehmer überwacht werden. 

(2) Stimmt der Betriebsrat einem Vorhaben des 
Arbeitgebers nach Absatz 1 nicht zu, so hat er seine 
Ablehnung unter Angabe von Gründen innerhalb 
von zwei Wochen nach schriftlicher Aufforderung 
durch den Arbeitgeber diesem schriftlich mitzutei- 
len; äußert er sich in dieser Frist nicht, so gilt seine 
Zustimmung als erteilt. Ist eine Verständigung nicht 
zu erzielen, so kann der Arbeitgeber bei der Eini- 
gungsstelle die verbindliche Entscheidung über die 
Ersetzung der Zustimmung des Betriebsrats bean- 
tragen. § 46 Abs. 3 bleibt unberührt. 

§ 31 

Freiwillige Betriebsvereinbarungen 

(1) Die in § 30 Abs. 1 genannten und sonstige 
soziale Angelegenheiten sowie Maßnahmen zur For- 
derung der Vermögensbildung können durch Be- 
triebsvereinbarung geregelt werden. 

(2) Soweit Arbeitsentgelte und sonstige Arbeits- 
bedingungen üblicherweise durch Tarifvertrag gere- 
gelt werden, sind Betriebsvereinbarungen nicht zu- 
lässig, es sei denn, daß ein Tarifvertrag den Ab- 
schluß ergänzender Betriebsvereinbarungen aus- 
drücklich zuläßt. 

§ 32 

Unfallverhütung 

(1) Der Betriebsrat ist bei Einführung und Prü- 
fung von Arbeitsschutzeinrichtungen und bei Un- 
falluntersuchungen, die vom Arbeitgeber, den Ge- 
werbeaufsichtsbehörden, den Trägern der gesetz- 
lichen Unfallversicherung oder sonstigen in Betracht 
kommenden Stellen vorgenommen werden, zuzuzie- 
hen. Das gleiche gilt für die aus Gründen des Ar- 


beitsschutzes durchzuführenden Betriebsbesichtigun- 
gen. 

(2) An den Besprechungen des Arbeitgebers mit 
den Sicherheitsbeauftragten oder dem Sicherheits- 
ausschuß gemäß § 719 Abs. 3 Reichsversicherungs- 
ordnung nehmen Beauftragte des Betriebsrats teil. 

(3) Der Arbeitgeber hat die Unfallanzeige gemäß 
§ 1552 Abs. 3 Reichsversicherungsordnung dem Be- 
triebsrat zur Unterschrift vorzulegen und ihm eine 
Durchschrift auszuhändigen. 

VIERTER UNTERABSCHNITT 
Personelle Angelegenheiten 

§ 33 

Grundsatz 

(1) Der Betriebsrat hat in Betrieben mit in der 
Regel mehr als zwanzig wahlberechtigten Arbeit- 
nehmern in personellen Angelegenheiten Mitbestim- 
mungs-, Mitwirkungs- und Initiativrechte nach Maß- 
gabe dieses Abschnitts. 

(2) Personelle Angelegenheiten im Sinne dieses 
Gesetzes sind: 

a) Einstellungen, 

b) Eingruppierungen, 

c) Umgruppierungen, 

d) Versetzungen, 

e) Entlasungen. 

(3) Als Versetzung gilt nicht die Zuweisung eines 
anderen Arbeitsplatzes innerhalb der gleichen selb- 
ständigen Betriebsabteilung oder des gleichen Be- 
triebs am selben Ort bei gleichen Arbeitsbedingun- 
gen, wenn damit eine Schlechterstellung des Arbeit- 
nehmers nicht verbunden ist. Werden Arbeitnehmer 
nach der Eigenart ihrer Arbeitsverhältnisses übli- 
cherweise nicht ständig am gleichen Ort beschäftigt, 
so gilt die Bestimmung des Ortes, an dem jeweils die 
Arbeit zu leisten ist, nicht als Versetzung im Sinne 
dieses Gesetzes. Das Nähere kann durch Tarifvertrag 
oder Betriebsvereinbarung bestimmt werden. 

§ 34 

Generelle Maßnahmen 

(1) In allen wesentlichen personellen Angelegen- 
heiten, soweit sie nicht einzelne Arbeitnehmer be- 
treffen, hat der Arbeitgeber den Betriebsrat so früh- 
zeitig und vollständig wie möglich zu unterrichten. 
Dies gilt insbesondere für die Personalplanung. 

(2) Personelle Fragebogen und allgemeine Beur- 
teilungsgrundsätze bedürfen der Zustimmung des 
Betriebsrats. Kommt keine Einigung zustande, so 
entscheidet die Einigungsstelle verbindlich. 

(3) Die Aufstellung von allgemeinen Richtlinien 
für Einstellungen, Eingruppierungen, Umgruppierun- 
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gen, Versetzungen und Kündigungen bedarf der Zu- 
stimmung des Betriebsrats. Kommt eine Einigung 
nicht zustande, so entscheidet die Einigungsstelle 
verbindlich. 

§ 35 

Einstellungen 

(1) Der Arbeitgeber hat rechtzeitig vor jeder 
geplanten Einstellung dem Betriebsrat den für den 
Bewerber in Aussicht genommenen Arbeitsplatz mit- 
zuteilen und Auskunft über die Person des Bewer- 
bers zu geben. 

(2) Hat der Betriebsrat gegen die Einstellung Be- 
denken, so hat er diese unter Angabe von Gründen 
innerhalb einer Woche dem Arbeitgeber schriftlich 
mitzuteilen. Erfolgt keine Verständigung, so ist der 
Arbeitgeber zur vorläufigen Einstellung berechtigt. 
Der Betriebsrat kann jedoch innerhalb einer Frist 
von zwei Monaten das Arbeitsgericht anrufen zur 
Feststellung, daß ein Grund zur Verweigerung der 
Zustimmung (Absatz 3) vorliegt. 

(3) Der Betriebsrat kann die Zustimmung nur 
verweigern, wenn 

a) die Einstellung einen Verstoß gegen ein Gesetz, 
eine Verordnung oder gegen eine Bestimmung 
in einem Tarifvertrag oder in einer Betriebsver- 
einbarung oder gegen eine gerichtliche Entschei- 
dung oder eine behördliche Anordnung oder eine 
betriebliche Einstellungsrichtlinie darstellen wür- 
de, oder 

b) der durch bestimmte Tatsachen begründete Ver- 
dacht besteht, daß die Einstellung eines für den 
Arbeitsplatz nicht geeigneten Bewerbers nur mit 
Rücksicht auf persönliche Beziehungen erfolgen 
soll, oder 

c) der durch bestimmte Tatsachen begründete Ver- 
dacht besteht, daß die Einstellung erfolgt, um 
andere geeignete Arbeitnehmer oder Bewerber 
aus Gründen der Abstammung, Religion, Natio- 
nalität, Herkunft, des Geschlechts, politischer 
oder gewerkschaftlicher Betätigung oder Einstel- 
lung zu benachteiligen, oder 

d) der durch Tatsachen begründete Verdacht be- 
steht, daß durch die Einstellung bestimmte im 
Betrieb beschäftigte Arbeitnehmer gekündigt 
werden oder sonstige Nachteile erleiden, die 
nicht aus betrieblichen oder persönlichen Grün- 
den gerechtfertigt sind, oder 

e) die durch bestimmte Tatsachen begründete Be- 
sorgnis besteht, daß der Bewerber den Betriebs- 
frieden durch unsoziales oder gesetzwidriges 
Verhalten stören würde. 

(4) Eine ohne Mitteilung an den Betriebsrat er- 
folgte Einstellung ist rechtsunwirksam. War dem 
Arbeitgeber die rechtzeitige Mitteilung aus zwin- 
genden betrieblichen Notwendigkeiten nicht möglich 
oder unterblieb sie aus Gründen, die der Arbeit- 
geber nicht zu vertreten hat, so ist die Einstellung 
rechtsunwirksam; in diesen Fällen ist die Mitteilung 
unverzüglich nachzuholen. Nach Ablauf von einem 


Monat, beginnend mit dem Tage der Einstellung an, 
gilt der Mangel der Rechtswirksamkeit als geheilt. 

§ 36 

Beschluß des Arbeitsgerichts 

(1) Gibt das Arbeitsgericht dem Antrag des Be- 
triebsrats nach § 35 Abs. 2 Satz 3 statt, so endet das 
vorläufige Arbeitsverhältnis spätestens vierzehn 
Tage nach der Rechtskraft des Beschlusses. 

(2) Vom Tage der gemäß Absatz 1 vorgeschriebe- 
nen Beendigung des Arbeitsverhältnisses an darf 
der Arbeitgeber den vorläufig eingestellten Arbeit- 
nehmer nicht mehr im Betrieb beschäftigen. 

(3) Der Betriebsrat kann im Verfahren nach Ab- 
satz 1 beantragen, daß für den Fall, daß das Arbeits- 
gericht dem Antrag des Betriebsrats stattgibt, im 
Beschluß dem Arbeitgeber untersagt wird, die perso- 
nelle Maßnahme aufrechtzuerhalten. 

(4) Hat das Arbeitsgericht eine Untersagung im 
Sinne des Absatzes 3 ausgesprochen und leistet der 
Arbeitgeber der gerichtlichen Anordnung trotz vor- 
heriger Androhung einer Ordnungsstrafe nicht un- 
verzüglich Folge, so hat ihm der Vorsitzende des 
Arbeitsgerichts auf Antrag des Betriebsrats durch 
Ordnungsstrafen in Höhe von mindestens dem Vier- 
fachen des regelmäßigen Arbeitsverdienstes des 
Arbeitnehmers für jeden Arbeitstag, an dem nach 
der Androhung die Zuwiderhandlung begangen 
wird, zur Befolgung der gerichtlichen Anordnung 
anzuhalten. 

§ 37 

Eingruppierung, Umgruppierung, Versetzung 

§ 35 Abs. 1 bis 3 und § 36 finden sinngemäß An- 
wendung auf Eingruppierungen, Umgruppierungen 
und Versetzungen mit der Maßgabe, daß mit dem 
Ablauf der in § 36 Abs. 1 bezeichneten Frist die 
vorläufigen Maßnahmen des Arbeitgebers als rück- 
gängig gemacht gelten. In diesen Fällen kann der 
Betriebsrat die Zustimmung auch verweigern, wenn 
die Maßnahme nicht aus betrieblichen oder in der 
Person des Arbeitnehmers liegenden Gründen ge- 
rechtfertigt ist. 

§ 38 

Leitende Angestellte 

Vor Einstellungen und personellen Veränderun- 
gen von leitenden Angestellten und von Personen 
nach § 19 Buchstabe c ist dem Betriebsrat rechtzeitig 
Mitteilung zu machen. 

§ 39 

Ordentliche Kündigung 

(1) Der Arbeitgeber hat den Betriebsrat rechtzei- 
tig schriftlich von einer vorgesehenen ordentlichen 
Kündigung zu unterrichten und dazu zu hören. Die 
schriftliche Mitteilung soll den in Aussicht genom- 
menen Kündigungstermin und die Kündigungsfrist 
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enthalten. Auf Verlangen des Betriebsrats sind ihm 
die Gründe für die Kündigung in der Anhörung 
darzulegen. Eine ohne vorherige Unterrichtung und 
Anhörung des Betriebsrats ausgesprochene ordent- 
liche Kündigung ist rechtsunwirksam. Dieser Man- : 
gel gilt jedoch als geheilt, wenn er vom Arbeitneh- : 
mer nicht rechtzeitig nach § 4 Satz 1, §§ 5 und 6 des ; 
Kündigungsschutzgesetzes geltend gemacht wird. ' 

(2) Der Betriebsrat kann mit Zustimmung des 
Arbeitnehmers einer ordentlichen Kündigung inner- 
halb einer Woche nach Zugang der Mitteilung des 
Arbeitgebers schriftlich und unter Angabe von 
Gründen widersprechen. Der Betriebsrat kann den 
Widerspruch nur darauf stützen, daß die Kündigung 
sozial ungerechtfertigt ist (§ 1 Abs. 2, § 1 Abs. 3 
Satz 1 Halbsatz 1 und § 1 Abs. 3 Satz 2 des Kündi- 
gungsschutzgesetzes). 

(3) Widerspricht der Betriebsrat trist- und ord- 
nungsgemäß und hat der Arbeitnehmer gegen die 
Kündigung Klage nach dem Kündigungsschutzge- 
setz erhoben, so bleibt das Arbeitsverhaltnis minde- 
stens bis zum rechtskräftigen Abschluß des Rechts- | 
Streits bestehen. 

(4) lin Falle des Absatzes 3 kann der Arbeitge- 
ber beim Arbeitsgericht im Wege der einstweiligen 
Verfügung beantragen, daß die Rechtsfolge des Ab- 
satzes 3 nicht eintritt, wenn die Kündigungsschutz- 
klage offensichtlich unbegründet ist oder die Auf- 
rechterhaltung des Arbeitsverhältnisses zu schweren 
wirtschaftlichen Nachteilen für den Betrieb führen 
würde. 

§ 40 

Kündigung aus wichtigem Grund 

Der Arbeitgeber hat den Betriebsrat rechtzeitig 
vor einer Kündigung aus wichtigem Grund zu hö- 
ren. Ist eine vorherige Anhörung aus zwingenden 
betrieblichen oder in der Person des Arbeitnehmers 
liegenden Gründen nicht möglich, so ist der Be- 
triebsrat unverzüglich nachträglich zu unterrichten. 

§ 41 

Masseneinstellungen, Massenentlassungen 

Ist zu erwarten, daß in Betrieben 

a) mit in der Regel mehr als 20 und weniger als j 

50 Arbeitnehmern mehr als fünf Arbeitnehmer, ' 

b) mit in der Regel mindestens 50 und weniger als 
500 Arbeitnehmern 10 vom Hundert der im Be- 
trieb regelmäßig beschäftigten Arbeitnehmer 
oder aber mehr als 25 Arbeitnehmer, 

c) mit in der Regel mindestens 500 Arbeitnehmern ^ 

mindestens 50 Arbeitnehmer : 

eingestellt werden können oder entlassen werden ■ 
müssen, so hat der Arbeitgeber dies so früh wie . 
möglich dem Betriebsrat mitzuteilen und mit ihm 
über Art und Umfang der erforderlichen Einstellun- 
gen oder Entlassungen, über die personelle Auswahl 


sowie über die Vermeidung von Härten bei Entlas- 
sungen zu beraten und bei Bedarf einen Sozialplan 
(§ 43 Abs. 3) aufzustellen. 

§ 42 

Störung des Betriebsfriedens durch Arbeitnehmer 

Hat ein Arbeitnehmer wiederholt durch unsozia- 
les oder gesetzwidriges Verhalten den Betriebsfrie- 
den ernstlich gestört, so kann der Betriebsrat vom 
Arbeitgeber die Entlassung oder Versetzung des 
Arbeitnehmers verlangen. Entspricht der Arbeitge- 
ber dem Verlangen des Betriebsrats nicht, so kann 
der Betriebsrat beim Arbeitsgericht die Feststellung 
beantragen, daß sein Verlangen begründet ist. Gibt 
das Arbeitsgericht dem Antrag des Betriebsrats 
statt, so hat der Arbeitgeber die vom Betriebsrat 
beantragte Maßnahme unverzüglich unter Berück- 
sichtigung der Kündigungsfristen durchzuführen. 
§ 36 Abs. 3 und 4 gilt sinngemäß mit der Maßgabe, 
daß der Betriebsrat beim Arbeitsgericht beantragen 
kann, daß dem Arbeitgeber die Weiterbeschäftigung 
des Arbeitnehmers im Betrieb oder, falls Versetzung 
beantragt ist, an seinem seitherigen Arbeitsplatz 
untersagt wird. 


FÜNFTER UNTERABSCHNITT 
Wirtschaftliche Angelegenheiten 

§ 43 

Mitbestimmung bei Betriebsänderungen, 
Interessenausgleich, Sozialplan 

(1) Der Betriebsrat hat in den Betrieben mit in 
der Regel mehr als 20 wahlberechtigten Arbeitneh- 
mern in wirtschaftlichen Angelegenheiten Mitbe- 
stimmungs-, Mitwirkungs- und Initiativrechte nach 
Maßgabe dieses Abschnitts. 

(2) Der Unternehmer hat den Betriebsrat recht- 
zeitig und umfassend über geplante Betriebsände- 
rungen zu unterrichten, die wesentliche Nachteile für 
die Belegschaft oder erhebliche Teile der Belegschaft 
zur Folge haben können; in diesen Angelegenheiten 
hat der Betriebsrat ein Mitbestimmungsrecht. Be- 
triebsänderungen im Sinne des Satzes 1 sind: 

a) Einschränkung und Stillegung des ganzen Be- 
triebs oder von wesentlichen Betriebsteilen, 

b) Verlegung des ganzen Betriebs oder von wesent- 
lichen Betriebsteilen, 

c) Zusammenschluß mit anderen Betrieben, 

d) grundlegende Änderungen der Betriebsorganisa- 
tion, des Betriebszwecks oder der Betriebsanla- 
gen, 

e) Einführung grundlegend neuer Arbeitsmethoden 
und Fertigungsverfahren. 

(3) In den Fällen des Absatzes 2 haben Unter- 
nehmer und Betriebsrat einen Interessenausgleich 
anzustreben oder einen Sozialplan aufzustellen. 
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Kommt ein Interessenausgleich oder ein Sozialplan 
nicht zustande, so haben der Unternehmer oder der 
Betriebsrat eine behördliche Stelle um Vermittlung 
zu ersuchen. Geschieht dies nicht oder ist der Ver- 
mittlungsversuch ergebnislos, so haben der Unter- 
nehmer oder der Betriebsrat eine Vermittlungsstelle 
anzurufen, die, wenn nichts anders vereinbart wird, 
aus zwei Beisitzern und einem unparteiischen Vor- 
sitzenden besteht. Je ein Beisitzer wird vom Unter- 
nehmer und dem Betriebsrat bestellt und nach Mög- 
lichkeit aus dem Personenkreis der Betriebsangehö- 
rigen entnommen. Uber die Person des Vorsitzen- 
den sollen beide Seiten sich einigen. Kommt eine 
Einigung nicht zustande, so bestellt den Vorsitzen- 
den der Oberlandesgerichtspräsident. § 46 Abs. 4 
Satz 3 sowie die §§ 25 und 26 gelten entsprechend. 

§ 44 

Vermittlungsstelle, Verfahren 

(1) Unternehmer und Betriebsrat sollen der Ver- 
mittlungsstelle bestimmte Vorschläge zur Beilegung 
der Meinungsverschiedenheiten machen. Die Ver- 
mittlungsstelle hat eine Einigung der Parteien zu 
versuchen. Kommt eine Einigung zustande, so ist 
sie schriftlich niederzulegen und von den Parteien 
und vom Vorsitzenden zu unterschreiben. 

(2) Gelingt eine Einigung nicht, so hat die Ver- 
mittlungsstelle von sich aus einen Einigungsvor- 
schlag zur Beilegung der Meinungsverschiedenheiten 
zu machen; sie kann dabei von den Vorschlägen der 
Parteien abweichen. Der Einigungsvorschlag ergeht 
mit einfacher Mehrheit, falls Unternehmer und Be- 
triebsrat nichts anderes vereinbart haben; er ist 
unter Angabe des Tages, an dem er ergangen ist, 
vom Vorsitzenden der Vermittlungsstelle zu unter- 
schreiben und schriftlich zu begründen, wenn nicht 
die Parteien ausdrücklich auf eine Begründung ver- 
zichtet haben. 

(3) Je eine vom Vorsitzenden unterschriebene 
Ausfertigung einer nach Absatz 1 niedergelegten 
Einigung oder eines Einigungsvorschlags (Absatz 2) 
ist jeder Partei zuzustellen und beim zuständigen 
Arbeitsgericht zu hinterlegen. 

(4) Unternehmer und Betriebsrat können auch ein 
anderes Verfahren, als nach § 43 Abs. 3, den Ab- 
sätzen 1 bis 3 dieser Vorschrift und § 45 Abs. 1 
vorgesehen ist, zur Beilegung von Meinungsver- 
schiedenheiten über wirtschaftliche Angelegenheiten 
im Sinne des § 43 Abs. 2 vereinbaren. 

§ 45 

Ausgleich wirtschaftlicher Nachteile 

(1) Liegt eine Einigung (§ 44 Abs. 1) oder ein 
Einigungsvorschlag (§ 44 Abs. 2) vor und wird der 
Unternehmer infolge von Handlungen oder Unter- 
lassungen, die von der Einigung oder dem Eini- 
gungsvorschlag ohne zwingenden Grund abweichen, 
genötigt, Kündigungen auszusprechen, so können 
die von rechtswirksamen Kündigungen betroffenen 


Arbeitnehmer beim Arbeitsgericht Klage erheben 
mit dem Antrag, den Unternehmer zur Zahlung von 
angemessenen Abfindungen zu verurteilen,- § 10 des 
Kündigungsschutzgesetzes ist anzuwenden. 

(2) Ist ein Sozialplan vereinbart worden oder 
liegt ein Vorschlag eines Sozialplans der Vermitt- 
lungsstelle vor und weicht der Unternehmer ohne 
zwingenden Grund davon ab, so hat er den betroffe- 
nen Arbeitnehmern die aus der Abweichung ent- 
standenen wirtschaftlichen Nachteile auszugleichen, 
§ 10 des Kündigungsschutzgesetzes ist anzuwenden. 

(3) Ist ein Verfahren nach § 43 Abs. 3 nicht einge- 
leitet worden, so gelten Absätze 1 und 2 sinngemäß. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Einigungs- und Schlichtungsstellen 

§ 46 

(1) Zur Beilegung von Meinungsverschiedenhei- 
ten zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat ist im Be- 
darfsfälle eine Einigungsstelle zu bilden. Die Eini- 
gungsstelle besteht aus einer gleichen Anzahl von 
Beisitzern, die vom Arbeitgeber und Betriebsrat be- 
stellt werden, und einem unparteiischen Vorsitzen- 
den, auf dessen Person sich beide Seiten einigen 
müssen. Kommt eine Einigung über die Person des 
Vorsitzenden nicht zustande, so bestellt ihn der Vor- 
sitzende des Arbeitsgerichts. Dieser entscheidet 
auch, wenn kein Einverständnis über die Zahl der 
Beisitzer erzielt wird. 

(2) Die Einigungsstelle faßt ihre Beschlüsse mit 
einfacher Stimmenmehrheit nach mündlicher Bera- 
tung. Der Wortlaut der Beschlüsse ist unverzüglich 
schriftlich niederzulegen. 

(3) Die Einigungsstelle wird nur tätig, wenn 
beide Seiten es beantragen oder mit ihrem Tätig- 
werden einverstanden sind. Ihr Spruch ist nur ver- 
bindlich, wenn beide Seiten sich der Entscheidung im 
voraus unterworfen oder sie nachträglich angenom- 
men haben. 

(4) In den Fällen, in denen die Einigungsstelle 
nach anderen Vorschriften dieses Gesetzes verbind- 
lich entscheidet, ersetzt ihr Spruch die Einigung zwi- 
schen den Parteien. Sie wird auf Antrag einer Seite 
tätig. Benennt eine Seite keine Mitglieder (Absatz 1) 
oder bleiben die von einer Seite benannten Mitglie- 
der trotz rechtzeitiger Einladung der Sitzung fern, 
so entscheiden der Vorsitzende und die erschienenen 
Mitglieder allein. Die Einigungsstelle soll innerhalb 
von zwei Wochen nach Antragstellung zusammen- 
treten und um eine umgehende Beilegung der Mei- 
nungsverschiedenheiten besorgt sein. 

(5) Durch Tarifvertrag kann bestimmt werden, 
daß an die Stelle der in Absatz 1 bezeichneten Eini- 
gungsstelle eine tarifliche Schlichtungsstelle tritt 
und daß das Verfahren abweichend von den Vor- 
schriften der Absätze 3 und 4 geregelt wird. 
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DRITTER ABSCHNITT 

Zusammensetzung und Wahl 

§ 47 i 

Aktives Wahlrecht I 

i 

Wahlberechtigt sind alle Arbeitnehmer, die das | 
18. Lebensjahr vollendet haben. ' 

§ 48 i 

Passives Wahlredit I 

(1) Wählbar sind alle Wahlberechtigten, die das j 
18. Lebensjahr vollendet haben, ein Jahr dem Be- | 
trieb oder Unternehmen angehören und das Wahl- I 
recht für den Deutschen Bundestag besitzen; die 
Vorschriften des Rechts der Europäischen Gemein- 
schaften bleiben unberührt. Von den Voraussetzun- 
gen der einjährigen Zugehörigkeit zum Betrieb oder 
Unternehmen und des Wahlrechts für den Deutschen 
Bundestag kann in Ausnahmefällen Abstand genom- 
men werden, wenn zwischen der Mehrheit der Ar- 
beitnehmer und dem Arbeitgeber hierüber eine Ver- 
ständigung herbeigeführt wird. 

(2) Besteht der Betrieb oder das Unternehmen 
weniger als ein Jahr, so entfällt die Voraussetzung 
der einjährigen Zugehörigkeit für alle Arbeitneh- 
mer, die bei der Einleitung der Betriebsratswahl im 
Betrieb oder Unternehmen beschäftigt sind, sofern 
sie die übrigen Voraussetzungen für die Wählbar- 
keit erfüllen. 

§ 49 

Zahl der Betriebsratsmitglieder 

(1) Der Betriebsrat besteht in Betrieben mit in der 
Regel 

5 bis 20 Wahlberechtigten 

aus 1 Person 
(Betriebsratsobmann) 

21 bis 50 Wahlberechtigten 

aus 3 Mitgliedern, 

51 bis 150 Wahlberechtigten 

aus 5 Mitgliedern, 

151 bis 300 Wahlberechtigten 

aus 7 Mitgliedern, 

301 bis 600 Wahlberechtigten 

aus 9 Mitgliedern, 

601 bis 1000 Wahlberechtigten 

aus 11 Mitgliedern, 

1001 bis 2000 Wahlberechtigten 

aus 15 Mitgliedern, 

2100 bis 3000 Wahlberechtigten 

aus 17 Mitgliedern, 

3001 bis 4000 Wahlberechtigten 

aus 21 Mitgliedern, 

4001 bis 5000 Wahlberechtigten 

aus 23 Mitgliedern, 


5001 bis 7000 Wahlberechtigten 

aus 27 Mitgliedern, 
7001 bis 9000 Wahlberechtigten 

aus 31 Mitgliedern, 
9001 bis 15000 Wahlberechtigten 

aus 35 Mitgliedern, 
15001 bis 25000 Wahlberechtigten 

aus 39 Mitgliedern, 
über 25000 Wahlberechtigten 

aus 43 Mitgliedern. 

(2) Hat ein Betrieb nicht die ausreichende Zahl 
von wählbaren Arbeitnehmern oder ist keine aus- 
reichende Anzahl von Bewerbern aufgestellt wor- 
den, so ist die Zahl der Betriebsratsmitglieder der 
nächstniedrigeren Betriebsgröße zugrunde zu legen, 
die der Anzahl der Gewählten entspricht. 

§ 50 

Gruppen 

(1) Arbeiter und Angestellte müssen entspre- 
chend ihrem zahlenmäßigen Verhältnis im Betriebs- 
rat vertreten sein, wenn dieser aus mindestens drei 
Mitgliedern besteht. 

(2) Die Minderheitsgruppe erhält wenigstens bei 
bis zu 50 Gruppenangehörigen 1 Vertreter, 

51 bis 200 Gruppenangehörigen 2 Vertreter, 

201 bis 600 Gruppenangehörigen 3 Vertreter, 

601 bis 1000 Gruppenangehörigen 4 Vertreter, 

1001 bis 3000 Gruppenangehörigen 5 Vertreter, 

3001 bis 5000 Gruppenangehörigen 6 Vertreter, 

5001 bis 9000 Gruppenangehörigen 7 Vertreter, 

9001 bis 15000 Gruppenangehörigen 8 Vertreter, 

I über 15000 Gruppenangehörigen 9 Vertreter. 

(3) Eine Minderheitsgruppe erhält eine Vertre- 
tung, wenn ihr mindestens ein Zwanzigstel der 
Wahlberechtigten des Betriebs angehört; in jedem 
Fall genügen fünf Gruppenangehörige. 

§ 51 

Abweidiende Sitzverteilung 

(1) Die Verteilung der Mitglieder des Betriebs- 
I rats auf die Gruppen kann abweichend von § 50 

geregelt werden, wenn beide Gruppen dies vor der 
Wahl in getrennten und geheimen Abstimmungen 
beschließen. 

(2) Jede Gruppe kann auch Angehörige der ande- 
ren Gruppe Vorschlägen. In diesem Falle gelten die 
Gewählten als Vertreter derjenigen Gruppe, die sie 
vorgeschlagen hat. 

§ 52 

Berücksiditigung anderer Merkmale 

(1) Der Betriebsrat soll sich möglichst aus Ver- 
tretern der verschiedenen Betriebsabteilungen und 
der unselbständigen Nebenbetriebe unter Berüdc- 
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sichtigung der verschiedenen Beschäftigungsarten 
der im Betrieb tätigen Arbeitnehmer zusammen- 
setzen. 

(2) Die Geschlechter sollen innerhalb der Grup- 
pen entsprechend ihrem zahlenmäßigen Verhältnis 
vertreten sein. 

§ 53 

Wahlgrundsätze 

(1) Der Betriebsrat wird in geheimer und unmit- 
telbarer Wahl gewählt. 

(2) Besteht der Betriebsrat aus drei oder mehr 
Personen, so wählen die Arbeiter und Angestellten 
ihre Vertreter (§ 50) in getrennten Wahlgängen, es 
sei denn, daß die wahlberechtigten Angehörigen bei- 
der Gruppen vor der Neuwahl in getrennten, ge- 
heimen Abstimmungen die gemeinsame Wahl be- 
schließen. Der Beschluß bedarf der Mehrheit der 
Stimmen aller Wahlberechtigten jeder Gruppe. 

(3) Die Wahl erfolgt nach den Grundsätzen der 
Verhältniswahl; wird nur ein Wahlvorschlag ein- 
gereicht, so erfolgt die Wahl nach den Grundsätzen 
der Mehrheitswahl. Der Betriebsobmann wird mit 
einfacher Stimmenmehrheit gewählt; das gleiche gilt, 
wenn nur ein Vertreter einer Gruppe in den Be- 
triebsrat zu wählen ist. 

(4) Zur Wahl des Betriebsrats können die Wahl- 
berechtigten Wahlvorschläge machen. Jeder Wahl- 
vorschlag muß mindestens von einem Zwanzigstel 
der wahlberechtigten Gruppenangehörigen, jedoch 
mindestens von drei Wahlberechtigten, unterzeich- 
net sein. In jedem Fall genügt die Unterzeichnung 
durch einhundert Gruppenangehörige. 

(5) Ist gemäß Absatz 2 gemeinsame Wahl be- 
schlossen worden, so muß jeder Wahlvorschlag von 
mindestens einem Zwanzigstel der Wahlberechtigten 
unterzeichnet sein; Absatz 4 Sätze 2 und 3 gelten 
entsprechend. 

§ 54 

Wahlvorstand 

(1) Spätestens acht Wochen vor Ablauf seiner 
Amtszeit bestellt der Betriebsrat einen aus drei, 
fünf oder sieben Wahlberechtigten bestehenden 
Wahlvorstand und einen von ihnen als Vorsitzen- 
den. Der Betriebsrat kann mit Zustimmung des Ar- 
beitgebers die Zahl der Mitglieder des Wahlvor- 
standes erhöhen. Jede im Betrieb vertretene Ge- 
werkschaft kann zusätzlich einen dem Betrieb ange- 
hörenden Beauftragten als nicht stimmberechtigtes 
Mitglied in den Wahlvorstand entsenden. In Betrie- 
ben mit Arbeitern und Angestellten müssen beide 
Gruppen im Wahlvorstand verhältnismäßig minde- 
stens mit einem Mitglied vertreten sein. Ein Mitglied 
des Wahlvorstandes kann nur mit Zustimmung der 
Mehrheit der Vertreter seiner Gruppe im Betriebsrat 
benannt werden. 

(2) Besteht sechs Wochen vor Ablauf der Amts- 
zeit des Betriebsrats kein Wahlvorstand, so bestellt 


das Arbeitsgericht auf Antrag von mindestens drei 
Wahlberechtigten, jeder im Betrieb vertretenen 
Gewerkschaft oder des Arbeitgebers den Wahlvor- 
stand und den Vorsitzenden. Im übrigen gilt Ab- 
satz 1 sinngemäß. 

(3) Kandidaten für die Betriebsratswahl sollen 
nicht zum Wahlvorstand bestellt werden. Nimmt ein 
bestelltes Mitglied des Wahlvorstandes das Amt 
nicht an oder scheidet es aus dem .Amt aus, so ist 
der Wahlvorstand unverzüglich zu ergänzen. 

§ 55 

Bestellung des Wahlvorstandes in Sonderfällen 

(1) Besteht in einem Betrieb, der die Vorausset- 
zungen des § 21 erfüllt, kein Betriebsrat, so können 
drei Wahlberechtigte, jede im Betrieb vertretene 
Gewerkschaft oder der Arbeitgeber eine Betriebs- 
versammlung zur Wahl eines Wahlvorstandes und 
dessen Vorsitzenden einberufen. Der Wahlvorstand 
ist mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden 
Arbeitnehmer zu wählen. Im übrigen gilt § 54 Abs. 1 
und 3 sinngemäß. 

(2) Wählt die Betriebsversammlung keinen Wahl- 
vorstand oder findet die Betriebsversammlung nicht 
statt, so bestellt das Arbeitsgericht auf Antrag von 
mindestens drei Wahlberechtigten, Jeder im Betrieb 
vertretenen Gewerkschaft oder des Arbeitgebers den 
Wahlvorstand und den Vorsitzenden. Im übrigen 
gilt § 54 Abs. 1 und 3 sinngemäß. 

§ 56 

Tätigwerden des Arbeitsgerichts 

Erlangt das für den Betrieb zuständige Arbeitsge- 
richt davon Kenntnis, daß in einem Betrieb kein 
Betriebsrat besteht, so hat es den zuständigen 
Arbeitgeberverband und die zuständigen Gewerk- 
schaften aufzufordern, um die Wahl eines Betriebs- 
rats bemüht zu sein. Arbeitgeberverband und Ge- 
werkschaften haben spätestens nach dreizehn Wo- 
chen über das Ergebnis der Bemühungen dem Ar- 
beitsgericht zu berichten. 

§ 57 

Vorbereitung der Wahl 

(1) Der Wahl Vorstand hat die Wahl unverzüglich 
einzuleiten; sie soll spätestens acht Wochen nach 
seiner Bestellung stattfinden. Kommt der Wahlvor- 
stand dieser Verpflichtung nicht nach, so ersetzt ihn 
das Arbeitsgericht auf Antrag von mindestens drei 
Wahlberechtigten, Jeder im Betrieb vertretenen Ge- 
werkschaft oder des Arbeitgebers . 

(2) Bestehen Zweifel darüber, ob ein Nebenbe- 
trieb oder ein Betriebsleil selbständig ist oder zum 
Hauptbetrieb gehört, so können jeder beteiligte 
Betriebsrat, jeder beteiligte Wahlvorstand, jede im 
Betrieb vertretene Gewerkschaft oder der Arbeit- 
geber vor der Wahl eine Entscheidung des Arbeits- 
gerichts beantragen. 
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§ 58 

Feststellung des Wahlergebnisses 

Unverzüglich nach Abschluß der Wahl nimmt der 
Wahlvorstand öffentlich die Auszählung der Stim- 
men vor, stellt deren Ergebnis in einer Niederschrift 
fest und gibt es den Arbeitnehmern des Betriebs 
bekannt. Der Arbeitgeber und jede im Betrieb ver- 
tretene Gewerkschaft sind durch Übersendung einer 
Abschrift der Wahlniederschrift zu verständigen. 

§ 59 

Anfechtung der Wahl 

(1) Die Wahl kann beim Arbeitsgericht angefoch- 
ten werden, wenn gegen wesentliche Vorschriften 
über das Wahlrecht, die Wählbarkeit oder das Wahl- 
verfahren verstoßen worden ist und eine Berichti- 
gung nicht erfolgt ist, es sei denn, daß durch den 
Verstoß das Wahlergebnis nicht geändert oder be- 
einflußt werden konnte. 

(2) Zur Anfechtung berechtigt sind wenigstens 
drei Wahlberechtigte, jede im Betrieb vertretene 
Gewerkschaft oder der Arbeitgeber. Die Wahlan- 
fechtung ist nur binnen einer Frist von vierzehn 
Tagen, vom Tage der Bekanntgabe des Wahlergeb- 
nisses an gerechtnet, möglich. 

(3) Liegen schon vor der Wahl Mängel des Wahl- 
verfahrens im Sinne des Absatzes 1 vor, die offen- 
sichtlich zu einer Änderung oder Beeinflussung des 
Wahlergebnisses führen können, so können die An- 
fechtungsberechtigten (Absatz 2) beim Arbeitsgericht 
beantragen, diesen Verstoß festzustellen. Stellt das 
Arbeitsgericht einen solchen Verstoß fest, so ist 
durch Beschluß die Behebung des Mangels — not- 
falls unter Verschiebung der Termins der Wahl oder 
die Neuausschreibung der Wahl — anzuordnen. Der 
Beschluß ist nicht beschwerdefähig. Kommt eine Ent- 
scheidung bis zur Bekanntgabe des Wahlergebnisses 
nicht zustande, so gilt die Wahl als fristgerecht an- 
gefochten. 

§ 60 

Schutz der Wahl, Kosten 

(1) Die Wahl des Betriebsrats darf von niemand 
gehindert werden. Insbesondere darf niemand in 
der Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechts 
beschränkt werden. 

(2) Die Wahl des Betriebsrats darf nicht durch 
Zufügung oder Androhung von Nachteilen oder 
durch Gewährung oder Versprechen von Vorteilen 
beeinflußt werden. 

(3) Die sächlichen Kosten der Wahl trägt der 
Arbeitgeber. Notwendige Versäumnis von Arbeits- 
zeit infolge der Ausübung des Wahlrechts, der Teil- 
nahme an der in § 55 Abs. 1 genannten Betriebsver- 
sammlung oder der Betätigung im Wahlvorstand 
berechtigt den Arbeitgeber nicht zur Minderung des 
Arbeitsentgelts. 
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§ 61 

Kündigungsschutz für Wahlvorstand 
und Wahibewerher 

Die Kündigung von Mitgliedern des Wahlvorstan- 
des ist während der Dauer ihres Amtes, die Kündi- 
gung von Wahibe Werbern vom Zeitpunkt der Ein- 
reichung des Wahlvorschlages an unzulässig, es sei 
denn, daß ein Grund vorliegt, der den Arbeitgeber 
zur außerordentlichen Kündigung des Arbeitsver- 
hältnisses berechtigt. Dieser Kündigungsschutz gilt 
für die Dauer von drei Monaten nach Bekanntgabe 
des Wahlergebnisses weiter. 


VIERTER ABSCHNITT 
Amtszeit 

§ 62 

Regelmäßige Amtszeit, Neuwahlen 

(1) Die Amtszeit des Betriebsrats beträgt drei 
Jahre. Sie beginnt mit dem Tage der Wahl oder mit 
Ablauf der Amtszeit eines zu diesem Zeitpunkt noch 
bestehenden Betriebsrats. 

(2) Der Betriebsrat ist für eine volle Amtszeit 
neu zu wählen, wenn 

a) mit Ablauf von 18 Monaten vom Tage der Wahl 
an gerechnet die Zahl der regelmäßig beschäftig- 
ten Arbeitnehmer oder der Angehörigen einer 
Gruppe um die Hälfte, mindestens aber um fünf- 
zig gestiegen oder gesunken ist, oder 

b) die Gesamtzahl der Betriebsratsmitglieder nach 
Eintreten sämtlicher Ersatzmitglieder unter die 
vorgeschriebene Zahl der Betriebsratsmitglieder 
gesunken ist, oder 

c) der Betriebsrat mit der Mehrheit seiner Mitglie- 
der seinen Rücktritt beschlossen hat, oder 

d) der Betriebsrat durch das Arbeitsgericht aufge- 
löst ist (§ 65). 

(3) In den Fällen des Absatzes 2 Buchstaben a 
und b bleibt der Betriebsrat weiterhin im Amt, bis 
der neue Betriebsrat gewählt ist; im Falle des Ab- 
satzes 2 Buchstabe c führt er die laufenden Ge- 
schäfte weiter, bis der neue Betriebsrat gewählt ist. 

(4) Ist beim Arbeitsgericht ein Antrag auf Auf- 
lösung des Betriebsrats gemäß § 65 Abs. 1 anhängig, 
so kann der Betriebsrat seinen Rücktritt gemäß Ab- 
satz 2 Buchstabe c nicht auf Grund des gleichen 
Sachverhalts beschließen. 

§ 63 

Dauer der Mitgliedschaft 

j (1) Die Mitgliedschaft im Betriebsrat erlischt 
i durch 

a) Ablauf der Amtszeit; 

I b) Niederlegung des Betriebsratsamtes; 

! c) Beendigung des Arbeitsverhältnisses; 
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d) Verlust der Wählbarkeit; 

e) Beschluß des Arbeitsgerichts nach § 65 Abs. 1 ; 

f) Beschluß des Arbeitsgerichts über die Feststel- 
lung der Nichtwählbarkeit nach Ablauf der in 
§ 59 Abs. 2 bezeichneten Frist, es sei denn, der 
Mangel liegt nicht mehr vor; 

g) Wechsel in einen anderen Betrieb des Unterneh- 
mens; 

h) Ausgliederung des Betriebsteils, in dem das Be- 
triebsratsmitglied beschäftigt ist. 

(2) Die Mitgliedschaft eines Betriebsratsmitglieds 
wird durch einen Wechsel der Gruppenzugehörig- 
keit nicht berü'hrt; es bleibt Vertreter der Gruppe, 
für die es gewählt ist. 

§ 64 

Ersatzmitglieder 

(1) Scheidet ein Mitglied des Betriebsrats aus, so 
rückt ein Ersatzmitglied nach. Das gleiche gilt für 
die Stellvertretung eines zeitweilig verhinderten 
Mitglieds des Betriebsrats, 

(2) Die Ersatzmitglieder werden der Reihe nach 
aus den nichtgewählten Arbeitnehmern derjenigen 
Vorschlagslisten entnommen, denen die zu ersetzen- 
den Mitglieder angehören. Ist eine Vorschlagsliste 
erschöpft, so ist das Ersatzmitglied derjenigen Vor- 
schlagsliste zu entnehmen, auf die nach dem Höchst- 
zahlensystem der nächste Platz entfallen würde. Ist 
das ausgeschiedene oder verhinderte Mitglied mit 
einfacher Stimmenmehrheit gewählt (§ 53 Abs. 3 
Satz 2), so tritt der nichtgewählte Arbeitnehmer mit 
der nächsthöchsten Stimmenzahl als Ersatzmitglied 
■ein. 

§ 65 

Ausschluß von Betriebsratsmitgliedern, 
Auflösung des Betriebsrats 

(1) Auf Antrag von mindestens einem Zehntel 
der w.ahlbrechtigten Arbeitnehmer, des Arbeitgebers 
oder jeder im Betrieb vertretenen Gewerkschaft 
kann das Arbeitsgericht den Ausschluß eines Mit- 
glieds aus dem Betriebsrat oder die Auflösung des 
Betriebsrats wegen grober Vernachlässigung seiner 
gesetzlichen Befugnisse oder grober Verletzung sei- 
ner gesetzlichen Pflichten beschließen. Der Ausschluß 
eines Mitglieds kann auch vom Betriebsrat bean- 
tragt werden. 

(2) Wird der Betriebsrat aufgelöst, so setzt das 
Arbeitsgericht unverzüglich einen Wahlvorstand für 
die Neuwahl ein. 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Geschäftsführung 

§ 66 

Vorsitzender 

(1) Der Betriebsrat wählt aus seiner Mitte den 
Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. Besteht der 


Betriebsrat aus Vertretern beider Gruppen und ent- 
fällt auf die Minderheitsgruppe mindestens ein 
Zehntel der Betriebsratssitze, wenigstens jedoch 
zwei, so müssen auf deren Verlangen der Vorsit- 
zende und sein Stellvertreter verschiedenen Grup- 
pen angehören; in diesem Fall wählen die Gruppen 
aus ihrer Mitte je einen Kandidaten für die Wahl 
nach Satz 1. 

(2) Der Vorsitzende des Betriebsrats oder im 
Falle seiner Verhinderung sein Stellvertreter ver- 
treten den Betriebsrat im Rahmen der von ihm ge- 
faßten Beschlüsse. Das Nähere soll in einer Ge- 
schäftsordnung geregelt werden. 

§ 67 

Geschäftsführender Ausschuß, 
weitere Ausschüsse 

(1) Ein geschäftsführender Ausschuß ist zu bil- 
den, wenn der Betriebsrat elf oder mehr Mitglieder 
hat. Der Betriebsrat wählt aus seiner Mitte drei Aus- 
schußmitglieder; bei dreiundzwanzig und mehr Mit- 
gliedern können fünf Ausschußmitglieder gewählt 
werden. Die Ausschußmitglieder bilden zusammen 
mit dem Vorsitzenden und dem stellvertretenden 
Vorsitzenden den 'geschäftsführenden Ausschuß. 
Dieser führt die laufenden Geschäfte des Betriebs- 
rats. 

(2) Bei der Wahl der Mitglieder des geschäfts- 
führenden Ausschusses sind die Gruppen (50) ent- 
sprechend dem Verhältnis ihrer Vertretung im Be- 
triebsrat zu berücksichtigen. Die Gruppen wählen 
in getrennter geheimer Wahl nach den Grundsätzen 
der Verhältniswahl die auf sie entfallenden Mit- 
glieder. 

(3) Der Betriebsrat kann nach Maßgabe seiner 
Geschäftsordnung weitere Ausschüsse bilden. Für 
die Wahl gilt Absatz 2 entsprechend. 

(4) Der Betriebsrat kann den geschäftsführenden 
Ausschuß und die weiteren Ausschüsse ermächtigen, 
an seiner Stelle zu handeln. 

§ 68 

Anberaumung von Sitzungen 

(1) Spätestens eine Woche nach dem Wahltag hat 
der Wahlvorstand die Mitglieder des Betriebsrats 
zur Vornahme der nach § 66 Abs. 1 und § 67 Abs. 1 
vorgeschriebenen Wahlen einzuberufen. Die konsti- 
tuierende Sitzung muß unverzüglich nach Ablauf der 
Amtszeit des vorhergehenden Betriebsrats statt- 
finden. 

(2) Die weiteren Sitzungen beraumt der Vorsit- 
zende des Betriebsrats an. Er setzt die Tagesord- 
nung fest und leitet die Verhandlung. Der Vorsit- 
zende hat die Mitglieder des Betriebsrats zu den 
Sitzungen rechtzeitig unter Mitteilung der Tages- 
ordnung zu laden. 

(3) Auf Antrag eines Viertels der Mitglieder des 
Betriebsrats, der Mehrheit der Vertreter einer 
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Gruppe, der Jugendvertretung bei Fragen, die Ju- 
gendliche wesentlich berühren, oder des Arbeitge- 
bers hat der Vorsitzende eine Sitzung anzuberau- 
men und den Gegenstand, dessen Beratung bean- 
tragt ist, auf die Tagesordnung zu setzen. 

(4) Die Sitzungen des Betriebsrats finden in der 
Regel während der Arbeitszeit statt. Der Betriebsrat 
hat bei der Ansetzung von Betriebsratssitzungen 
auf die betrieblichen Notwendigkeiten Rücksicht zu 
nehmen. Der Arbeitgeber ist vom Zeitpunkt der Sit- 
zung vorher zu verständigen. 

§ 69 

Teilnahme an Sitzungen 

(1) Die Sitzungen des Betriebsrats sind nicht Öf- 
fentlich. 

(2) Der Arbeitgeber nimmt an den Sitzungen, die 
auf sein Verlangen anberaumt sind, und an den 
Sitzungen, zu denen er ausdrücklich eingeladen ist, 
teil. Er kann einen Vertreter der Arbeitgeberver- 
einigung, der er angehört, hinzuziehen. 

(3) Auf Antrag eines Viertels der Mitglieder des 
Betriebsrats oder der Mehrheit der Vertreter einer 
Gruppe ist je ein Beauftragter jeder im Betriebsrat 
vertretenen Gewerkschaft zu den Sitzungen mit be- 
ratender Stimme hinzuzuziehen. 

§ 70 

Beschlüsse 

(1) Die Beschlüsse des Betriebsrats werden mit 
einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden Mit- 
glieder gefaßt. Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag 
abgelehnt. 

(2) Der Betriebsrat ist nur beschlußfähig, wenn 
mindestens die Hälfte der Betriebsratsmitglieder an- 
wesend ist; Stellvertretung durch Ersatzmitglieder 
ist zulässig. 

§ 71 

Niederschrift, 

Einsicht in Unterlagen 

(1) Uber jede Verhandlung des Betriebsrats ist 
eine Niederschrift aufzunehmen, die mindestens den 
Wortlaut der Beschlüsse und die Stimmenmehrheit, 
mit der sie gefaßt sind, enthält. Die Niederschrift ist 
nach Genehmigung durch den Betriebsrat von dem 
Vorsitzenden und einem weiteren Mitglied zu un- 
terzeichnen, Der Niederschrift ist eine Anwesen- 
heitsliste beizufügen, in die sich jeder Teilnehmer 
eigenhändig einzutragen hat, 

(2) Hat der Arbeitgeber an der Sitzung teilge- 
nommen, so ist ihm der entsprechende Teil der Nie- 
derschrift zur Unterzeichnung vorzulegen und ab- 
schriftlich auszuhändigen. Hat der Vertreter einer 
Gewerkschaft an der Sitzung teilgenommen, so ist 


ihm der entsprechende Teil der Niederschrift ab- 
schriftlich auszuhändigen. 

(3) Die Mitglieder des Betriebsrats haben das 
Recht, die Unterlagen des Betriebsrats und seiner 
Ausschüsse jederzeit einzusehen. 

§ 72 

Aussetzung von Beschlüssen 

(1) Erachtet die Mehrheit der Vertreter einer 
Gruppe einen Beschluß des Betriebsrats als erheb- 
liche Beeinträchtigung wichtiger Interessen der 
durch sie vertretenen Arbeitnehmer, so ist auf ihren 
Antrag der Beschluß um eine Woche auszusetzen, 
damit in dieser Frist eine Verständigung versucht 
werden kann, gegebenenfalls mit Hilfe der im Be- 
trieb vertretenen Gewerkschaften. Nach Ablauf der 
Frist erfolgt eine nochmalige Beschlußfassung durch 
den Betriebsrat. 

(2) Der Antrag auf Aussetzung kann nicht wieder- 
holt werden, wenn der erste Beschluß im wesent- 
lichen bestätigt wird, 

§ 73 

Geschäftsordnung 

Sonstige Bestimmungen über die Geschäftsord- 
nung des Betriebsrats sollen in einer schriftlichen 
Geschäftsordnung, die sich der Betriebsrat selbst 
gibt, festgelegt werden. 

§ 74 

Sprechstunden 

In Betrieben, die mehr als einhundert Arbeitneh- 
mer beschäftigen, kann der Betriebsrat nach näherer 
Vereinbarung mit dem Arbeitgeber Sprechstunden 
auch während der Arbeitszeit einrichten. 

§ 75 

Kosten 

(1) Der Arbeitgeber trägt die Kosten, die durch 
die Tätigkeit des Betriebsrats entstehen. 

(2) Für die Sitzungen, die Sprechstunden und die 
laufende Geschäftsführung hat der Arbeitgeber die 
erforderlichen Räume, sächlichen Mittel und Büro- 
personal zur Verfügung zu stellen. 

(3) Soweit zur Durchführung der Zusammenarbeit 
zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber Sachverstän- 
dige erforderlich sind, ist der Betriebsrat bei der 
Auswahl und Anhörung der Sachverständigen zu 
beteiligen. 

(4) Die Erhebung und Leistung von Beiträgen 
der Arbeitnehmer für Zwecke des Betriebsrats ist 
unzulässig. 
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SECHSTER ABSCHNITT 
Stellung der Mitglieder des Betriebsrats 

§ 76 

Ehrenamt, 

Schutz von beruflichen Nachteilen 

(1) Die Mitglieder des Betriebsrats führen ihr 
Amt unentgeltlich als Ehrenamt. 

(2) Versäumnis von Arbeitszeit, die nach Um- 
fang und Art des Betriebs zur ordnungsmäßigen 
Durchführung ihrer Aufgaben erforderlich ist, be- 
rechtigt den Arbeitgeber nicht zur Minderung des 
Arbeitsentgelts. Das Arbeitsentgelt darf hinter der 
Entwicklung des Einkommens vergleichbarer Grup- 
pen von Arbeitnehmern des Betriebs einschließlich 
vom Arbeitgeber generell gewährter Zuwendungen 
nicht Zurückbleiben, Die Mitglieder des Betriebsrats 
dürfen während ihrer Amtszeit und bis zu einem 
Jahr danach nicht mit Tätigkeiten beschäftigt wer- 
den, die der letzten Tätigkeit vor der Wahl nicht 
mindestens gleichwertig sind. Ist dies aus zwingen- 
den betrieblichen Gründen nicht möglich, so ist auch 
nach Ausscheiden aus dem Amt ein Jahr lang ein 
entsprechender Einkommensausgleich zu gewähren; 
dies gilt nicht im Falle des § 63 Abs. 1 Buchstabe e. 


§ 77 

Freistellung 


(1) Die Mitglieder des Betriebsrats sind vom 
Arbeitgeber von ihrer beruflichen Tätigkeit freizu- 
stellen, wenn und soweit es nach Umfang und Art 
des Betriebs zur ordnungsmäßigen Durchführung 
ihrer Aufgaben erforderlich ist. 

(2) Auf Antrag des Betriebsrats sind mindestens 
freizustellen in Betrieben mit in der Regel 


501 
1 001 
2 501 
4 001 

7 001 

10 001 
15 001 

20 001 
25 001 
30 001 
35 001 


bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 


1 000 Arbeitnehmern 

1 Betriebsratsmitglied, 

2 500 Arbeitnehmern 

2 Betriebsratsmitglieder, 

4 000 Arbeitnehmern 

3 Betriebsratsmitglieder, 

7 000 Arbeitnehmern 

5 Betriebsratsmitglieder, 

10 000 Arbeitnehmern 

7 Betriebsratsmitglieder, 

15 000 Arbeitnehmern 

9 Betriebsratsmitglieder, 

20 000 Arbeitnehmern 

10 Betriebsratsmitglieder, 

25 000 Arbeitnehmern 

11 Betriebsratsmitglieder, 

30 000 Arbeitnehmern 

13 Betriebsratsmitglieder, 

35 000 Arbeitnehmern 

14 Betriebsratsmitglieder, 

40 000 Arbeitnehmern 

15 Betriebsratsmitglieder, 


über 40 000 Arbeitnehmern 

17 Betriebsratsmitglieder. 

(3) Bei der Wahl der vom Betriebsrat dem Arbeit- 
geber zur teilweisen befristeten oder völligen Frei- 
stellung vorzuschlagenden Mitglieder des Betriebs- 
rats sind die Gruppen (§ 50) entsprechend dem Ver- 
hältnis ihrer Vertretung im Betriebsrat zu berück- 
sichtigen. Die Gruppen wählen in getrennter und 
geheimer Wahl nach den Grundsätzen der Verhält- 
niswahl die auf sie entfallenden Mitglieder. Einzel- 
heiten sind, soweit erforderlich, durch Betriebsver- 
einbarung zu regeln. 


§ 78 

Aus- und Weiterbildung von Betriebsratsmitgliedern 

(1) Die Mitglieder des Betriebsrats haben An- 
spruch auf bezahlte Freistellung bis zu drei Wochen 
innerhalb ihrer Amtszeit zur Aus- und Weiter- 
bildung, soweit das zur ordnungsmäßigen Erfüllung 
ihres Amtes im Rahmen dieses Gesetzes notwendig 
ist. Hat ein Mitglied des Betriebsrats vorher noch 
nie das Amt eines Betriebsratsmitglieds, Jugendver- 
treters oder Arbeitsgruppensprechers ausgeübt, so 
erhöht sich der Freistellungsanspruch innerhalb der 
ersten Amtszeit auf vier Wochen. Bei der zeitlichen 
Festlegung derartiger Freistellungen sind die be- 
trieblichen Belange zu berücksichtigen. 

(2) Diese Aus- und Weiterbildung muß in Bil- 
dungsveranstaltungen stattfinden, die von den So- 
zialpartnern, gemeinsam von Arbeitgeber und Be- 
triebsrat oder von anerkannten Bildungsträgern 
durchgeführt werden. Anerkannte Bildungsträger 
müssen hinsichtlich ihrer Einrichtungen, Lehrkräfte 
und Bildungsziele eine sachgemäße Ausbildung im 
Sinne der Aufgaben dieses Gesetzes gewährleisten. 

(3) Betriebsratsmitglieder, die länger als zwei 
Amtszeiten überwiegend von ihrer beruflichen 
Tätigkeit freigestellt waren und aus ihrem Amt aus- 
scheiden, sind auf Antrag bis zu drei Monate zur 
beruflichen Weiterbildung freizustellen, soweit dies 
im Hinblick auf die Anforderungen ihrer künftigen 
Tätigkeit erforderlich ist. Auf Wunsch des Arbeit- 
gebers ist das aus seinem Amt ausscheidende Be- 
triebsratsmitglied verpflichtet, für die Dauer dieser 
Freistellung öffentliche Förderungsmittel zu bean- 
tragen; soweit eine öffentliche Förderung nicht ge- 
währt wird oder die Höhe des bisherigen Arbeits- 
entgelts nicht erreicht, ist der Arbeitgeber zur Fort- 
zahlung des Arbeitsentgelts verpflichtet. Die vor- 
stehenden Vorschriften gelten nicht im Falle des 
§ 63 Abs. 1 Buchstabe e. 


SIEBENTER ABSCHNITT 
Der Gesamtbetriebsrat 

§ 79 

Bildung und Zusammensetzung 

(1) Besteht ein Unternehmen aus mehreren Be- 
trieben, so ist neben den Betriebsräten ein Gesamt- 
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Betriebsrat zu errichten, wenn ein Betriebsrat oder 
der Unternehmer dies beantragen. Der Gesamt- 
betriebsrat ist den einzelnen Betriebsräten nicht 
übergeordnet. 

(2) In den Gesamtbetriebsrat entsendet jeder Be- 
triebsrat für die Dauer der Amtszeit, wenn ihm Ver- 
treter beider Gruppen angehören, je ein von den 
Gruppenvertretern im Betriebsrat gewähltes Mit- 
glied; wenn ihm nur Vertreter einer Gruppe ange- 
hören, ein vom Betriebsrat gewähltes Mitglied. § 51 
Abs. 2 und § 53 Abs. 3 Satz 1 gelten entsprechend. 

(3) Mitgliederzahl und Zusammensetzung des Ge- 
samtbetriebsrats können durch Tarifvertrag oder 
durch Betriebsvereinbarung abweichend geregelt 
werden. Die Mitgliederzahl soll vierzig Mitglieder 
nicht übersteigen. Dabei müssen die Gruppen (§ 50) 
angemessen berücksichtigt werden. 

(4) Gehören nach den Vorschriften des Absatzes 2 
dem Gesamtbetriebsrat mehr als vierzig Mitglieder 
an und bestehen keine tarifvertraglichen Bestim- 
mungen, so ist zwischen dem Unternehmer und dem 
Gesamtbetriebsrat eine Betriebsvereinbarung über 
Mitgliederzahl, Zusammensetzung und Stimmenver- 
hältnisse des Gesamtbetriebsrats zu beschließen. Die 
nach Absatz 2 Entsandten bilden dann den Wahl- 
körper, der den Gesamtbetriebsrat wählt; die Mit- 
gliederzahl soll vierzig Mitglieder nicht übersteigen. 
§§ 50, 51 Abs. 2 und § 53 Abs. 3 Satz 1 gelten ent- 
sprechend. 

(5) Kommt im Falle des Absatzes 4 eine Einigung 
über den Abschluß einer Betriebsvereinbarung nicht 
zustande, so entscheidet eine für das Gesamtunter- 
nehmen zu bildende Einigungsstelle. § 46 Abs. 1, 2 
und 4 gilt entsprechend mit der Maßgabe, daß an- 
stelle des Vorsitzenden des Arbeitsgerichts der 
Präsident des für den Sitz des Unternehmens zustän- 
digen Landesarbeitsgerichts tritt. 

(6) Ist der Gesamtbetriebsrat errichtet, so hat der 
Betriebsrat der Hauptverwaltung den Gesamtbe- 
triebsrat zur ersten Sitzung einzuladen. Besteht ein 
solcher Betriebsrat nicht, so hat der Betriebsrat des 
größten Betriebs des Unternehmens einzuladen. 

§ 80 

Zuständigkeit, Geschäftsführung 

(1) Der Gesamtbetriebsrat ist zuständig für die 
Behandlung von Angelegenheiten, die das Gesamt- 
unternehmen oder mehrere Betriebe betreffen und 
deren einheitliche Regelung im Interesse der Arbeit- 
nehmer des Unternehmens oder des Unternehmens 
selbst erforderlich ist. Er ist auch zuständig für die 
Behandlung von Angelegenheiten, die ihm durch 
Beschluß einzelner Betriebsräte übertragen worden 
sind; stehen hierbei Fragen zur Erörterung, die 
einen Betrieb betreffen, der nicht im Gesamtbe- 
triebsrat vertreten ist, so sind der Betriebsratsvor- 
sitzende und sein Stellvertreter hinzuzuziehen. 

(2) Der Gesamtbetriebsrat ist beschlußfähig, wenn 
mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend 


ist. Ein Beschluß ist nur dann wirksam, wenn die zu- 
stimmende Mehrheit der anwesenden Mitglieder 
Betriebsräte aus Betrieben vertritt, in denen insge- 
samt mindestens die Hälfte der Arbeitnehmer des 
Unternehmens beschäftigt ist. Stimmen die Gruppen- 
vertreter einzelner Betriebsräte unterschiedlich ab, 
so gilt für die Berechnung nur die Zahl der in ihrem 
Belrieb beschäftigten Gruppenangehörigen. Der 
Stichtag für die Feststellung der Zahl der Arbeitneh- 
mer ist der Tag der letzten Betriebsratswahl. 

(3) Für die Geschäftsführung des Gesamtbetriebs- 
rats gelten die §§ 66, 67 Abs, 1 und 2, § 68 Abs. 2 
bis 4, §§ 69, 71 bis 73, 75, 76 und 77 Abs. 1 und 3 
entsprechend. 


ACHTER ABSCHNITT 
Der Konzernbetriebsrat 

§ 81 

Bildung und Zusammensetzung 

(1) Sind mehrere Unternehmen zu einem Konzern 
im Sinne des § 18 Abs. 1 Satz 1 des Aktiengeset- 
zes zusammengefaßt, so kann durch Beschlüsse der 
Gesamtbetriebsräte der Konzernunternehmen oder 
auf Antrag der Konzemleitung ein Konzernbetriebs- 
rat errichtet werden. Die Errichtung aufgrund der Be- 
schlüsse der Gesamtbetriebsräte der Konzernunter- 
nehmen erfordert, daß durch sie mindestens 75 vom 
Hundert der Arbeitnehmer der Konzernunternehmen 
vertreten sind. Besteht in einem Konzernunterneh- 
men kein Gesamtbetriebsrat, so nimmt der Betriebs- 
rat die Aufgaben nach den Vorschriften dieses Ab- 
schnitts wahr. Der Konzernbetriebsrat ist den einzel- 
nen Gesamtbetriebsräten und Betriebsräten der Kon- 
zernunternehmen nicht übergeordnet, 

(2) In den Konzernbetriebsrat entsendet jeder 
Gesamtbetriebesrat für die Dauer der Amtszeit, 
wenn ihm Vertreter beider Gruppen angehören, je 
ein von den Gruppenvertretern (§ 50) im Gesamt- 
betriebsrat gewähltes Mitglied; wenn ihm nur Ver- 
treter einer Gruppe angehören, ein vom Gesamt- 
betriebsrat gewähltes Mitglied. § 51 Abs. 2 und § 53 
Abs. 3 Satz 1 gelten entsprechend. 

(3) Dem Konzernbetriebsrat sollen nicht mehr als 
zwanzig Mitglieder angehören, übersteigt die An- 
zahl der entsandten Mitglieder diese Zahl, so ist 
eine Betriebsvereinbarung über die Verringerung 
der Mitgliederzahl, die Zusammensetzung und das 
Stimmenverhältnis des Konzernbetriebsrats zu 
schließen. Die nach Absatz 2 Entsandten bilden dann 
den Wahlkörper, der den Konzernbetriebsrat wählt. 
§§ 50, 51 Abs. 2 und § 53 Abs. 3 Satz 1 gelten ent- 
sprechend. 

(4) Kommt im Falle des Absatzes 3 eine Einigung 
über den Abschluß einer Betriebsvereinbarung nicht 
zustande, so entscheidet eine für den Kozern zu 
bildende Einigungsstelle. § 46 Abs. 1, 2 und 4 gilt 
entsprechend mit der Maßgabe, daß anstelle des 
Vorsitzenden des Arbeitsgerichts der Präsident des 
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für den Sitz der Konzernleitung zuständigen Landes- 
arbeitsgerichtes tritt. 

(5) Ist ein Konzernbetriebsrat errichtet, so hat 
der Gesamtbetriebsrat der Konzernleitung zur ersten 
Sitzung einzuladen. Besteht ein solcher Gesamtbe- 
triebsrat nicht, so hat der Gesamtbetriebsrat des 
größten Konzernunternehmens einzuladen. 

§ 82 

Zuständigkeit, Geschäftsführung 

(1) Der Konzernbetriebsrat ist zuständig für die 
Behandlung von grundsätzlichen Angelegenheiten, 
die den Gesamtkonzern betreffen und weder durch 
die einzelnen Gesamtbetriebsräte noch durch die 
einzelnen Betriebsräte der Konzernunternehmen ge- 
regelt werden können. 

(2) Der Konzernbetriebsrat ist beschlußfähig, 
wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder an- 
wesend ist. Ein Beschluß ist nur dann wirksam, 
wenn die zustimmende Mehrheit der anwesenden 
Mitglieder Gesamtbetriebsräte aus Konzernunter- 
nehmen vertritt, in denen insgesamt mindestens die 
Hälfte der Arbeitnehmer des Konzerns beschäftigt 
ist. Stimmen die Gruppenvertreter einzelner Ge- 
samtbetriebsräte unterschiedlich ab, so gilt für die 
Berechnung nur die Zahl der in ihrem Konzernunter- 
nehmen beschäftigten Gruppenangehörigen. Der 
Stichtag für die Feststellung der Zahl der Arbeit- 
nehmer ist der Tag der letzten Betriebsratswahl. 

(3) Für die Geschäftsführung des Konzernbe- 
triebsrats gelten die §§ 66, 68 Absätze 2 bis 4, § 69 
Abs. 1 und 2 Satz 1, §§ 71 bis 73, 75, 76, 77 Abs. 1 
und 3 sinngemäß. 


NEUNTER ABSCHNITT 

Die Sondervertretungen 

§ 83 

Tarifliche Sondervertretung 

(1) Für Betriebe, in denen wegen ihrer Eigenart 
der Errichtung von Betriebsräten besondere Schwie- 
rigkeiten entgegenstehen, kann durch Tarifvertrag 
die Errichtung einer anderen Vertretung der Arbeit- 
nehmer des Betriebs bestimmt werden. Der Tarifver- 
trag bedarf insoweit der Zustimmung der obersten 
Arbeitsbehörde des Landes, bei Tarifverträgen, deren 
Geltungsbereich mehrere Länder berührt, der Zu- 
stimmung des Bundesministers für Arbeit und So- 
zialordnung. Mit dem Inkrafttreten eines solchen 
Tarifvertrags endet die Amtszeit der Betriebsräte, 
die in den vom Tarifvertrag erfaßten Betrieben 
bestehen. Eine durch Tarifvertrag errichtete Arbeit- 
nehmervertretung hat die Befugnisse und Pflichten 
eines Betriebsrats. 


§ 84 

Nicht ständig Beschäftigte 

(1) Die nicht ständig beschäftigten Arbeitnehmer 
wählen in geheimer Wahl einen Vertreter, wenn 
die Zahl der Arbeitnehmer eines Betriebs vorüber- 
gehend auf mehr als das Doppelte, mindestens aber 
um zwanzig, darunter fünf Wahlberechtigten, an- 
steigt. In Betrieben mit mehr als fünfzig nicht stän- 
digen Arbeitnehmern sind zwei, in Betrieben mit 
mehr als hundert nicht ständigen Arbeitnehmern 
sind drei Vertreter zu wählen. Der Betriebsrat be- 
stimmt den Wahlvorstand und seinen Vorsitzenden. 
Die §§ 48, 52, 53 Abs. 1, § 27 Abs. 1, §§ 59, 60, 76 
Abs. 1 und 2 Sätze 1 und 2 gelten mit Ausnahme 
der Vorschriften über die Dauer der Betriebs- oder 
Unternehmenszugehörigkeit entsprechend. 

(2) Die Amtszeit der in Absatz 1 bezeichneten 
Vertreter endet mit Ablauf des für die Beschäftigung 
der nicht ständigen Arbeitnehmer vorgesehenen 
Zeitraums oder mit Erfüllung von deren Arbeitsauf- 
gabe. Die Vorschriften des Vierten Abschnitts gel- 
ten, mit Ausnahme des § 62 Abs. 1 und 2 Buch- 
stabe a, sinngemäß. 

(3) Die Vertreter der nicht ständigen Arbeitneh- 
mer nehmen an Verhandlungen des Betriebsrats, 
welche die Interessen der nicht ständigen Arbeit- 
nehmer wesentlich berühren, mit beratender Stimme 
teil. 

(4) § 25 gilt entsprechend. 

§ 85 

Schwerbeschädigte 

Der Vertrauensmann der Schwerbeschädigten {§ 13 
des Schwerbeschädigtengesetzes) hat das Recht, an 
allen Beratungen des Betriebsrats, die sich mit 
Schwerbeschädigtenfragen befassen, mit beratender 
Stimme teilzunehmen. 

§ 86 

Ausländische Arbeitnehmer 

Durch Betriebsvereinbarung kann festgelegt wer- 
den, daß Vertrauensleute ausländischer Arbeitneh- 
mer an allen Beratungen des Betriebsrats, die sich 
mit Fragen der ausländischen Arbeitnehmer befas- 
sen, mit beratender Stimme teilnehmen. 

DRITTER TEIL 

Die Jugendvertretung 

§ 87 

Bildung der Jugendvertretung 

Zur Förderung der besonderen Belange der ju- 
gendlichen Arbeitnehmer sind in Betrieben, in 
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denen in der Regel mindestens fünf Jugendliche be- | 
schäftigt sind, Jugendvertretungen zu bilden. | 

§ 88 

Aktives und passives Wahlrecht 

(1) Jugendliche sind Arbeitnehmer, die das 
18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 

(2) Wahlberechtigt sind alle Jugendlichen des Be- 
triebs. 

(3) Wählbar sind alle Arbeitnehmer des Betriebs 
vom vollendeten 15. bis zum vollendeten 24. Lebens- 
jahr. 

§ 89 

Zahl der Jugendvertreter 

Die Jugendvertretung besteht in Betrieben mit in 
der Regel 

5 bis 20 jugendlichen Arbeitnehmern 

aus 1 Jugendvertreter, 

21 bis 50 jugendlichen Arbeitnehmern 

aus 3 Jugendvertretern, 

51 bis 150 jugendlichen Arbeitnehmern 

aus 5 Jugendvertretern, 

151 bis 300 jugendlichen Arbeitnehmern 

aus 7 Jugendvertretern, 

über 300 jugendlichen Arbeitnehmern 

aus 9 Jugendvertretern. 

§ 90 

Wahl 

(1) Der Betriebsrat bestimmt den Wahlvorstand 
und seinen Vorsitzenden. 

(2) Die Jugendvertretung ist in geheimer, un- 
mittelbarer und gemeinsamer Wahl zu wählen. 

(3) Im übrigen gelten für die Wahl der Jugend- 
vertreter die Vorschriften der §§ 48, 52, 57 Abs. 1, 

§§ 59, 60, 76 Abs. 1 und 2 Sätze 1 und 2 entspre- 
chend, mit Ausnahme der Vorschriften über die 
Dauer der Betriebs- oder Unternehmenszugehörig- 
keit. 

§ 91 

Amtszeit und Geschäftsführung 

(1) Die Amtszeit der Jugendvertretung beträgt 
zwei Jahre. Die Vorschriften des Vierten Abschnitts 
des Zweiten Teils gelten, mit Ausnahme des § 62 
Abs. 2 Buchstabe a, sinngemäß. Ein Jugendvertreter, 
der im Laufe der Amtszeit das 24. Lebensjahr voll- 
endet, bleibt bis zum Ende der Amtszeit Mitglied der 
Jugendvertretung. 

(2) Für die Geschäftsführung der Jugendvertre- 
tung gelten die Vorschriften des Fünften Abschnitts 
des Zweiten Teils sinngemäß. 


§ 92 

Sprechstunden 

In Betrieben, die mehr als 50 Jugendliche beschäf- 
tigen, kann die Jugendvertretung nach näherer Ver- 
einbarung mit dem Arbeitgeber und dem Betriebsrat 
Sprechstunden auch während der Arbeitszeit ein- 
richten. 

§ 93 

Sitzungen 

(1) Die Jugendvertretung hat das Recht, eigene 
Sitzungen abzuhalten. Der Betriebsrat ist rechtzeitig 
zu verständigen. Der Betriebsratsvorsitzende oder 
ein beauftragtes Betriebsratsmitglied können be- 
ratend an den Sitzungen teilnehmen. 

(2) Angelegenheiten, die die jugendlichen Arbeit- 
nehmer wesentlich berühren, sollen von der Jugend- 
vertretung vorberaten werden. Hierzu gehört insbe- 
sondere die Förderung der betrieblichen Berufsaus- 
bildung und die Einhaltung der Bestimmungen über 
den Jugendarbeitsschutz. Die Jugendvertretung 
kann beim Betriebsrat beantragen, vorberatene Ju- 
gendfragen auf die nächste Tagesordnung zu setzen. 

§ 94 

Teilnahme an Betriebsratssitzungen 
und Besprechungen mit dem Arbeitgeber 

(1) Der Vorsitzende der Jugendvertretung oder 
im Falle seiner Verhinderung sein Stellvertreter 
sind berechtigt, an den Sitzungen des Betriebsrats 
mit beratender Stimme teilzunehmen. 

(2) Die Jugendvertreter haben das Recht, an den 
Verhandlungen des Betriebsrats über Jugendfragen 
mit beratender Stimme teilzunehmen. Sie haben 
Stimmrecht, wenn der Betriebsrat über Fragen be- 
schließt, die ausschließlich die Jugendlichen betref- 
fen. 

(3) Zu Besprechungen zwischen Betriebsrat und 
Arbeitgeber über Fragen, die überwiegend die Ju- 
gendlichen betreffen, ist der Vorsitzende der Ju- 
gendvertretung oder im Falle seiner Verhinderung 
dessen Stellvertreter vom Betriebsrat hinzuzuziehen. 

§ 95 

Gesamtjugendvertretung 

Besteht ein Gesamtbetriebsrat, so kann durch Be- 
schlüsse der Mehrzahl der einzelnen Jugendver- 
tretungen neben diesem eine Gesamtjugendvertre- 
tung errichtet werden. In diese Gesamtjugendver- 
tretung entsendet jede Jugendvertretung eines ihrer 
Mitglieder. Jedes Mitglied der Gesamtjugendver- 
tretung hat so viele Stimmen, wie dem Betrieb, aus 
dem es entsandt wurde. Jugendliche angehören. § 80 
Abs. 2 gilt sinngemäß. Die Gesamtjugendvertretung 
ist nur zuständig für die Behandlung von Ange- 
legenheiten, die die Jugendlichen des Gesamtunter- 
nehmens oder mehrerer Betriebe betreffen und die 
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nicht innerhalb der einzelnen Betriebe geregelt wer- 
den können; sie ist den einzelnen Jugendvertretun- 
gen nicht übergeordnet; §§ 93 und 94 gelten ent- 
sprechend. 


§ 96 

Schutzbestimmungen 

(1) Die Jugendvertreter erhalten den gleichen 
Kündigungsschutz wie die Mitglieder des Betriebs- 
rats. Befinden sich Jugendvertreter in einem Lehr- 
oder Ausbildungsverhältnis, erlischt dieser Kündi- 
gungsschutz mit dessen Ablauf, es sei denn, es wird 
in ein Arbeitsverhältnis übergeleitet. 

(2) §§ 25 und 78 Abs. 1 und 2 gelten entspre- 
chend. 


§ 97 

Jugendversammlung 

Die Jugendvertretung soll mindestens einmal in 
jedem Kalenderhalbjahr eine Jugendversammlung 
im Einvernehmen mit dem Betriebsrat einberufen. 
Sie wird vom Vorsitzenden der Jugendvertretung 
geleitet. § 111 Abs. 1 Sätze 1 und 2, § 112 Abs. 1, 
§114 Abs. 1 und § 115 gelten entsprechend. 


VIERTER TEIL 

Die Vertretung der leitenden Angestellten 

§ 98 

Sprecherausschüsse 

(1) Zur Wahrnehmung der Belange der leitenden 
Angestellten sind in den Betrieben mit mehr als 
fünf leitenden Angestellten Sprecherausschüsse der 
leitenden Angestellten zu bilden. 

(2) Die Vorschriften des Zweiten Teils finden 
auf leitende Angestellte nur insoweit Anwendung, 
als dies ausdrücklich bestimmt ist. 


§ 99 

Aktives und passives Wahlrecht 

(1) Wahlberechtigt sind alle leitenden Ange- 
stellten des Betriebs. 

(2) Wählbar sind alle leitenden Angestellten des 
Betriebs. § 48 gilt entsprechend. 

§ 100 

Durchführung der Wahl 

Die drei dienstältesten leitenden Angestellten 
treffen die Wahlvorbereitungen und leiten die 
Wahl. Die Wahl kann unter den in § 59 Abs. 1 ge- 
nannten Voraussetzungen von mindestens drei lei- 
tenden Angestellten angefochten werden. Im übri- 
gen gelten die Vorschriften der § 53 Abs. 1, §§ 57, 58 
und 60 sinngemäß. 


§ 101 

Mitgliederzahh Amtszeit 

(1) Der Sprecherausschuß der leitenden Ange- 
stellten besteht in Betrieben mit in der Regel 

bis 50 leitenden Angestellten aus 1 Person 
(Sprecher der leitenden Angestellten), 

51 bis 150 leitenden Angestellten 

aus 3 Mitgliedern, 

151 bis 500 leitenden Angestellten 

aus 5 Mitgliedern, 

über 500 leitenden Angestellten 

aus 7 Mitgliedern. 

(2) Der Sprecherausschuß der leitenden Ange- 
stellten wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden. 

(3) Die Amtszeit des Sprecherausschusses der 
leitenden Angestellten beträgt drei Jahre. Sie be- 
ginnt mit der Bekanntgabe des Wahlergebnisses. 


§ 102 

Aufgaben und Befugnisse des Sprecherausschusses 

(1) Arbeitgeber und Sprecherausschuß der leiten- 
den Angestellten arbeiten vertrauensvoll und zum 
Wohle des Betriebs zusammen. 

(2) Der Sprecherausschuß der leitenden Ange- 
stellten kann Angelegenheiten des Betriebs, die die 
Belange der leitenden Angestellten betreffen, mit 
dem Arbeitgeber besprechen. 

(3) Der Arbeitgeber hat den Sprecherausschuß 
der leitenden Angestellten mindestens einmal im 
Kalenderjahr über die wirtschaftliche Lage und die 
Entwicklung des Betriebs und Unternehmens zu 
unterrichten. 

(4) Personelle Maßnahmen und Veränderungen 
sowie Feststellungen nach § 18 Buchstabe c, die 
leitende Angestellte betreffen, hat der Arbeitgeber 
mit dem Sprecherausschuß der leitenden Angestell- 
ten rechtzeitig zu erörtern. 

(5) Der Sprecherausschuß der leitenden Ange- 
stellten ist von geplanten Betriebsänderungen zu 
unterrichten. 

(6) Für die Gestaltung der Dienstverhältnisse der 
leitenden Angestellten können der Arbeitgeber und 
der Sprecherausschuß der leitenden Angestellten 
Richtlinien vereinbaren. Die Richtlinien haben für 
die Dienstverhältnisse der leitenden Angestellten 
unmittelbare Wirkung, wenn dies in der Richtlinie 
ausdrücklich bestimmt ist. 


§ 103 

Zusammenarbeit zwischen Sprecherausschuß 
und Betriebsrat 

(1) Um die Zusammenarbeit mit dem Betriebs- 
rat sicherzustellen, können der Sprecherausschuß der 
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leitenden Angestellten dem Vorsitzenden des Be- 
triebsrats das Recht einräumen, an den Sitzungen 
des Sprecherausschusses der leitenden Angestellten 
teilzunehmen, und der Betriebsrat dem Vorsitzen- 
den des Sprecherausschusses der leitenden Ange- 
stellten das Recht einräumen, an den Sitzungen des 
Betriebsrats teilzunehmen. 

(2) Einmal im Vierteljahr soll eine gemeinsame 
Sitzung des Sprecherausschusses der leitenden An- | 
gestellten mit dem Betriebsrat stattfinden. 

§ 104 

Gesamtsprecherausschuß 

(1) Die Sprecherausschüsse der leitenden Ange- 
stellten der Betriebe können einen Gesamtsprecher- 
ausschuß der leitenden Angestellten im Unterneh- 
men bilden. In den Gesamtsprecherausschuß der 
leitenden Angestellten entsendet jeder Sprecheraus- 
schuß einen von seinen Mitgliedern gewählten Ver- 
treter; der Gesamtsprecherausschuß darf nicht mehr 
als zehn Mitglieder umfassen. 

(2) In Unternehmen mit mehr als fünf leitenden 
Angestellten kann auch in sonstigen Fällen an Stelle 
eines Gesamtsprecherausschusses auf Unterneh- 
mensebene ein Sprecherausschuß gebildet werden. 

§ 105 

Anwendbare Vorschriften 

§§ 25, 68 Abs. 1 und 2, § 69 Abs, 1 und 2 Satz 1, 

§§ 70, 71, 75 und 76 Abs. 1 gelten sinngemäß. 

FÜNFTER TEIL 

Die Arbeitsgruppen 

§ 106 

Arbeitsgruppensprecher 

Um das Interesse der einzelnen Arbeitnehmer am 
betrieblichen Geschehen und um die Verbindung zu 
den einzelnen Arbeitnehmern zu fördern, können 
zur Unterstützung der Arbeit des Betriebsrats in 
Betrieben mit regelmäßig mehr als 2000 Arbeitneh- 
mern Arbeitsgruppensprecher gewählt werden. Der 
Arbeitsgruppensprecher hat Anregungen und Be- 
schwerden der Angehörigen seines Sprecherbereichs 
im Zusammenwirken mit dem Betriebsrat mit den 
für den Sprecherbereich zuständigen Beauftragten 
des Arbeitgebers zu behandeln. Der Sprecherbereich 
eines Arbeitsgruppensprechers soll eine betriebliche 
Einheit von in der Regel nicht weniger als fünfzig 
und nicht mehr als hundertfünfzig Arbeitnehmern 
umfassen. 

§ 107 

Wahl 

Die Wahlen erfolgen in den Sprecherbereichen als 
gemeinsame Wahl. Sie sollen nicht im Jahr der 


Betriebsratswahlen stattfinden. Der Betriebsrat be- 
stimmt im Einvernehmen mit dem Arbeitgeber einen 
Wahlobmann, der die Wahlen vorbereitet und leitet. 
Wahlvorschläge dürfen nur von den Angehörigen 
des jeweiligen Sprecherbereichs gemacht werden. 

§ 108 

Betriebsvereinbarungcn 

Nähere Einzelheiten über die Festlegung der 
Sprecherbereiche, das Wahlverfahren und die Zu- 
sammenarbeit mit den Arbeitsgruppensprechern sind 
durch Betriebsvereinbarungen festzulegen. Kommt 
keine Einigung zustande, so entscheidet die Eini- 
gungsstelle verbindlich. § 46 Abs. 1, 2 und 4 ist an- 
zuwenden. 

§ 109 
Amtszeit, 

Sprecherversammlungen 

(1) Die Amtszeit der Arbeitsgruppensprecher be- 
trägt drei Jahre. Sie beginnt nach Bekanntgabe des 
Wahlergebnisses durch den Wahlobmann. 

(2) Im gegenseitigen Einvernehmen können der 
Betriebsrat und der Arbeitgeber die Arbeitsgruppen- 
sprecher zu Sprecherversammlungen einberufen. 
Diese werden vom Vorsitzenden des Betriebsrats 
geleitet. Sie dienen der gegenseitigen Information 
und Aussprache. 

§ 110 

Anwendbare Vorschriften 

§§ 25, 26, 47, 48, 53 Abs. 1, § 57 Abs. 1, §§ 58 bis 
60, 64, 76 Abs. 1 und 2 Satz 1, § 78 Abs. 1 Sätze 1 und 
3 und Abs. 2 gelten sinngemäß; § 59 Abs. 2 jedoch 
mit der Maßgabe, daß das Anfechtungsrecht wenig- 
stens drei Wahlberechtigten zusteht. 


SECHSTER TEIL 

Die Betriebsversammlung 

§ 111 

Betriebsversammlung, Teilversammlung, 
Abteilungsversammlung 

(1) Die Betriebsversammlung besteht aus den 
Arbeitnehmern des Betriebs; sie wird von dem Vor- 
sitzenden des Betriebsrats geleitet. Sie ist nicht 
öffentlich. Kann wegen der Eigenart des Betriebs 
eine gemeinsame Versammlung aller Arbeitnehmer 
nicht stattfinden, so sind Teilversammlungen durch- 
zuführen. 

(2) Betriebsrat und Arbeitgeber können sich dar- 
über einigen, daß auch in anderen Fällen Teilver- 
sammlungen stattfinden. Dies gilt auch für Abtei- 
lungsversammlungen. 
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§ 112 ! 

Ordentliche und außerordentliche t 

Betriebsversammlungen | 

(1) Der Betriebsrat hat einmal in jedem Kalen- 

dervierteljahr in einer Betriebsversammlung einen ■ 
Tätigkeitsbericht zu erstatten. Der Arbeitgeber ist j 
hierzu unter Mitteilung der Tagesordnung einzu- j 
laden. Er ist berechtigt, in der Betriebsversammlung | 

zu sprechen. j 

(2) Der Betriebsrat ist berechtigt und auf schrift- 
lichen Antrag von mindestens einem Viertel der 
wahlberechtigten Arbeitnehmer oder auf Wunsch des 
Arbeitgebers verpflichtet, innerhalb einer angemes- | 
senen Frist nach der Antragstellung eine Betriebs- ; 
Versammlung einzuberufen und den beantragten Be- 
ratungsgegenstand auf die Tagesordnung zu setzen. 
Bei Betrieben mit über zweitausend wahlberechtig- 
ten Arbeitnehmern ist die Antragstellung durch min- i 
destens fünfhundert wahlberechtigte Arbeitnehmer 
ausreichend. Vom Zeitpunkt der Betriebsversamm- 
lungen, die auf Wunsch des Arbeitgebers stattfin- 
den, ist dieser rechtzeitig zu verständigen. 

§ 113 

Wirtschafts-, Personal- und Sozialbericht 

Der Arbeitgeber oder ein von ihm bestellter Ver- 
treter haben mindestens einmal in jedem Kalender- 
jahr die Betriebsversammlung über die wirtschaft- 
liche Lage und Entwicklung des Betriebs zu unter- 
richten, soweit dadurch nicht Betriebs- oder Ge- 
schäftsgeheimnisse gefährdet werden. Zu berichten 
ist ferner über das Personal- und Sozialwesen des 
Betriebs. Für den Inhalt des Personal- und Sozial- 
berichts gilt § 118 Abs. 2 entsprechend. Er ist den 
Arbeitnehmern des Betriebs in geeigneter Weise 
schriftlich zugänglich zu machen. 

§ 114 

Zeitpunkt 

(1) Die in § 55 Abs. 1 und § 112 Abs. 1 bezeich- | 

neten und die auf Wunsch des Arbeitgebers einbe- | 
rufenen Betriebsversammlungen finden während der ! 
Arbeitszeit statt, soweit nicht die Eigenart des Be- 
triebs eine andere Regelung zwingend erfordert. 
Durch die Teilnahme an der Betriebsversammlung j 
entsteht den Arbeitnehmern kein Ausfall an Ar- | 
beitsentgelt. I 

(2) Sonstige Betriebsversammlungen finden außer- j 
halb der Arbeitszeit statt. Hiervon kann im Einver- i 
nehmen mit dem Arbeitgeber abgewichen werden. | 

§ 115 

Befugnisse und Zuständigkeiten 

Die Betriebs-, Teil- und Abteilungsversammlun- 
gen können dem Betriebsrat Anträge unterbreiten 
und zu seinen Beschlüssen Stellung nehmen; sie 


dürfen nur Angelegenheiten behandeln, die den Be- 
trieb oder seine Arbeitnehmer berühren. 

§ 116 

Teilnahmerecht 

An allen Betriebsversammlungen können Beauf- 
tragte der im Betrieb vertretenen Gewerkschaften 
beratend teilnehmen. Nimmt der Arbeitgeber gemäß 
§ 112 an Betriebsversammlungen teil, so kann er 
einen Beauftragten der Arbeitgebervereinigung, der 
er angehört, hinzuziehen. 

SIEBENTER TEIL 
Der Wirtschaftsausschuß 

§ 117 

Bildung des Wirtschaftsausschusses 

(1) Um eine vertrauensvolle Zusammenarbeit 
zwischen Betriebsrat und Unternehmer zu fördern 

i und eine gegenseitige Unterrichtung und Beratung 
in wirtschaftlichen Angelegenheiten des Unterneh- 
mens sicherzustellen, ist in allen Unternehmen mit 
in der Regel mehr als fünfhundert ständigen Arbeit- 
nehmern ein Wirtschaftsausschuß zu bilden. In Un- 
I ternehmen mit in der Regel mehr als einhundert 
ständigen Arbeitnehmern ist auf Antrag des Be- 
triebsrats oder des Unternehmers ebenfalls ein Wirt- 
schaftsausschuß zu bilden. 

(2) Zu den wirtschaftlichen Angelegenheiten des 
Unternehmens gehören: 

a) Die Fabrikations- und Arbeitsmethoden, 

b) das Produktionsprogramm, 

c) die Investitionsvorhaben von wesentlichem Um- 
fang, 

d) die wirtschaftliche und finanzielle Lage des Un- 
ternehmens, 

e) die Produktions- und Absatzlage, 

f) die Rationalisierungs- und Automatisierungsvor- 
haben von wesentlichem Umfang, 

g) die Personalplanung, 

h) die sonstigen Vorgänge, welche die Interessen 
der Arbeitnehmer des Unternehmens wesentlich 
berühren; hierzu gehören auch Betriebsänderun- 
gen im Sinne des § 43 Abs. 2. 

§ 118 

Recht auf Unterrichtung, Befugnisse 

(1) Der Unternehmer hat den Wirtschaftsaus- 
schuß über die wirtschaftlichen Angelegenheiten des 
Unternehmens regelmäßig und umfassend unter 
Vorlage der erforderlichen Unterlagen zu unterrich- 
ten, soweit dadurch nicht die Betriebs- und Geschäfts- 
geheimnisse des Unternehmens gefährdet werden. 
1 Die Mitglieder des Wirtschaftsausschusses haben 
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über Angelegenheiten, die die Wettbewerbsfähig- 
keit des Unternehmens berühren können, Still- 
schweigen auch nach dem Ausscheiden aus dem 
Wirtschaftsausschuß zu bewahren. 

(2) Der Unternehmer hat den Wirtschaftsausschuß 
ferner über das Personal- und Sozialwesen des Un- 
ternehmens zu unterrichten; Absatz 1 gilt entspre- 
chend. Zu berichten ist insbesondere über die Ent- 
v/icklung und Struktur der Belegschaft, über die Zu- 
sammenarbeit der Unternehmensleitung und der 
Betriebsleitungen mit den nach diesem Gesetz ge- 
bildeten Vertretungen, über die mit den Betriebsräten 
oder einem Gesamtbetriebsrat getroffenen wesent- 
lichen Vereinbarungen, sowie über sonstige wesent- 
liche Entwicklungen auf dem Gebiet des Personal- 
und Sozialwesens. 

(3) Der Jahresabschluß des Unternehmens ist dem 
Wirtschaftsausschuß unter Beteiligung des Betriebs- 
rats zu erläutern. 

(4) Der Wirtschaftsausschuß kann Empfehlungen 
an die Unternehmensleitung geben oder zu einer 
bestimmten Frage deren Stellungnahme einholen. 
Die Unternehmensleitung hat dem Wirtschaftsaus- 
schuß Mitteilung über die Behandlung der Empfeh- 
lungen zu geben. 

§ 119 

Zusammensetzung 


ausschusses endet in diesem Falle in dem Zeitpunkt, 
in dem die Amtszeit der Mehrheit der Mitglieder 
der Betriebsräte, die an der Bestimmung mitzuwir- 
ken berechtigt waren, abgelaufen ist. Im übrigen 
gelten Absatz 2 Sätze 2 und 3 sinngemäß. 

(5) In den Fällen der Absätze 2 bis 4 können 
auch Jugendliche als Mitglieder des Wirtschafts- 
ausschusses bestimmt werden. 

(6) Die andere Hälfte der Mitglieder des Wirt- 
schaftsausschusses wird vom Unternehmer bestimmt; 
ihre Amtszeit entspricht der Amtszeit der nach den 
Absätzen 2 bis 4 bestimmten Mitglieder. 

(7) Benennt eine Seite keine Mitglieder oder blei- 
ben die Mitglieder einer Seite ohne genügende Ent- 
schuldigung der Sitzung fern, so wird der Wirt- 
schaftsausschuß schon tätig, wenn die Vertreter der 
anderen Seite mitwirken, 

(8) Für die Mitglieder des Wirtschaftsausschusses 
gilt § 25 entsprechend. 

§ 120 

Einberufung und Teilnahme 

(1) Der Wirtschaftsausschuß muß mindestens ein- 
mal in jedem Kalendervierteljahr zusammentreten. 
Auf Antrag von einem Viertel der Mitglieder ist 
der Wirtschaftsausschuß außerdem einzuberufen. 


(1) Der Wirtschaftsausschuß besteht aus minde- 
stens vier und höchstens sechzehn Mitgliedern, die 
dem Unternehmen angehören müssen. Die Mitglie- 
der des Wirtschaftsausschusses sollen aus ihrer 
Mitte einen Vorsitzenden wählen. Die Mitglieder 
sollen die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforder- 
liche fachliche und persönliche Eignung besitzen. 

(2) Besteht ein Unternehmen aus einem Betrieb, 
so wird die Hälfte der Mitglieder des Wirtschafts- 
ausschusses vom Betriebsrat für die Dauer seiner 
Amtszeit bestimmt. Sind Arbeiter und Angestellte 
im Betriebsrat vertreten, so sind Arbeitnehmer bei- 
der Gruppen entsprechend dem zahlenmäßigen Ver- 
hältnis ihrer Betriebsratssitze zu berücksichtigen; 
der Minderheitengruppe muß mindestens ein Mit- 
glied angehören. Jede Gruppe schlägt die auf sie 
entfallenden Mitglieder selbst vor. 

(3) Besteht ein Unternehmen aus mehreren Be- 
trieben und ist ein Gesamtbetriebsrat gebildet, so 
bestimmt dieser die Hälfte der Mitglieder des Wirt- 
schaftsausschusses; die Amtszeit der Mitglieder 
endet in diesem Falle in dem Zeitpunkt, in dem die 
Amtszeit der Mehrheit der Mitglieder des Gesamt- 
betriebsrats, die an der Bestimmung mitzuwirken 
berechtigt waren, abgelaufen ist. Im übrigen gilt 
Absatz 2 Sätze 2 und 3 sinngemäß. 

' (4) Besteht ein Unternehmen aus mehreren Be- 
trieben und ist kein Gesamtbetriebsrat gebildet, so 
wird die Hälfte der Mitglieder des Wirtschaftsaus- ' 
Schusses durch die Mitglieder der Betriebsräte be- | 
stimmt; die Amtszeit der Mitglieder des Wirtschafts- i 


(2) An der Sitzung des Wirtschaftsausschusses 
hat der Unternehmer, bei juristischen Personen ein 
j Mitglied der Unternehmensleitung teilzunehmen. In 
den Fällen einer Verhinderung aus besonderen 
Gründen muß ein bevollmächtigter Vertreter teil- 
nehmen. Für die Erläuterung bestimmter Fragen 
können durch die Unternehmensleitung sachkundige 
Personen hinzugezogen werden. 

§ 121 

Unvollständige Auskunft 

(1) Wird eine Auskunft über Angelegenheiten im 
Sinne des § 117 Abs. 2 entgegen dem Verlangen 
der Hälfte der Mitglieder des Wirtschaftsausschus- 

I ses nicht oder ungenügend erteilt, so sollen Unter- 
I nehmer und Betriebsrat die Meinungsverschieden- 
I beiten beilegen. Das gleiche gilt hinsichtlich der 
I Verpflichtung der Unternehmensleitung gemäß § 118 
i Abs. 2 bis 4. 

(2) Kommt es zwischen Unternehmer und Be- 
triebsrat nicht zu einer Verständigung, so ent- 
scheidet die Einigungsstelle verbindlich; § 46 Abs. 5 
findet keine Anwendung. 

§ 122 

Unterrichtung der Belegschaftsmitglieder 

(1) Der Unternehmer hat zusammen mit dem 
Wirtschaftsausschuß und dem Betriebsrat minde- 
stens einmal in jedem Kalendervierteljahr den Be- 
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legschaftsmitgliedern Kenntnis von der Lage und 
von der Entwicklung des Unternehmens zu geben. 

(2) In Unternehmen, in denen kein Wirtschafts- 
ausschuß zu bilden ist, hat der Unternehmer zusam- 
men mit dem Betriebsrat einmal in jedem Kalender- 
vierteljahr den Belegschaftsmitgliedern Kenntnis 
von der Lage und von der Entwicklung des Unter- 
nehmens zu geben. 


ACHTER TEIL 

Vertretung der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat 

§ 123 

Aktiengesellschaft und 
Kommanditgesellschaft auf Aktien 

(1) Die Arbeitnehmer haben ein Recht auf Mit- 
bestimmung in den Aufsichtsräten von Unterneh- 
men, die in der Rechtsform einer Aktiengesellschaft 
oder einer Kommanditgesellschaft auf Aktien be- 
trieben werden nach Maßgabe der folgenden Vor- 
schriften. 

(2) Der Aufsichtsrat von Unternehmen (Absatz 1), 
die in der Regel bis zu 2000 Arbeitnehmer beschäf- 
tigen, muß zu einem Drittel aus Vertretern der Ar- 
beitnehmer bestehen. 

(3) Der Aufsichtsrat von Unternehmen (Absatz 1), 
die in der Regel mehr als 2000 Arbeitnehmer be- 
schäftigen, setzt sich aus mindestens 12 Mitgliedern 
zusammen, von denen 7 Vertreter der Anteilseigner 
und 5 Vertreter der Arbeitnehmer sein müssen; 
sieht die Satzung einen größeren Aufsichtsrat vor, 
so muß sich die Zahl der Vertreter der Anteilseig- 
ner und der Arbeitnehmer jeweils um die gleiche 
Anzahl bis zur Höchstzahl von insgesamt 24 Auf- 
sichtsratsmitgliedern erhöhen. § 95 des Aktienge- 
setzes gilt insoweit nicht. 

(4) Auf Aktiengesellschaften, die Familiengesell- 
schaften sind und in der Regel weniger als 500 Ar- 
beitnehmer beschäftigen, finden die Vorschriften 
über die Beteiligung der Arbeitnehmer im Auf- 
sichtsrat keine Anwendung. Als Familiengesell- 
schaften gelten solche Aktiengesellschaften, deren 
Aktionär eine einzelne natürliche Person ist oder 
deren Aktionäre untereinander im Sinne von § 10 
Nr. 2 bis 5 des Steueranpassungsgesetzes vom 
16. Oktober 1934 verwandt oder verschwägert sind. 
Dies gilt entsprechend für Kommanditgesellschaften 
auf Aktien. 

§ 124 

GmbH, GmbH & CoKG, bergrechtliche Gewerkschaft, 
Versicherungs-Verein a, G., Genossenschaft 

(1) Bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
und bergrechtlichen Gewerkschaften mit eigener 
Rechtspersönlichkeit mit in der Regel mehr als 500 
Arbeitnehmern ist ein Aufsichtsrat zu bilden. Seine 
Rechte und Pflichten bestimmen sich nach § 90 


Abs. 3, 4, 5 Satz 1 und 2, §§ 95 bis 114, 116, 118 
Abs. 2, § 125 Abs. 3, §§ 171, 268 Abs. 2 des Aktien- 
gesetzes. Seine Zusammensetzung bestimmt sich bei 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung und berg- 
rechtlichen Gewerkschaften mit eigener Rechtsper- 
sönlichkeit mit in der Regel weniger als 2000 Be- 
schäftigten nach § 123 Abs. 2, im übrigen nach § 123 
Abs. 3; § 123 Abs. 4 gilt entsprechend. Hinsichtlich 
der Wahlgrundsätze sind die für den Aufsichtsrat 
einer Aktiengesellschaft oder Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien vorgesehenen Regelungen ent- 
sprechend anzuwenden. 

(2) Tritt eine Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung als Komplementär einer Kommanditgesell- 
schaft auf, so gelten, falls die Kommanditgesell- 
schaft in der Regel mehr als 500 Arbeitnehmer be- 
schäftigt, diese für die Bildung des Aufsichtsrats als 
Arbeitnehmer der Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung. Absatz 1 gilt entsprechend. 

(3) Bei Versicherungsvereinen auf Gegenseitig- 
keit mit in der Regel mehr als 500 Arbeitnehmern 
ist ein Aufsichtsrat nach den Vorschriften dieses 
Abschnitts zu bilden. Absatz 1 gilt entsprechend. 

(4) Bei Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaf- 
ten mit in der Regel mehr als 500 Arbeitnehmern 
ist der Aufsichtsrat nach den Vorschriften dieses 
Abschnitts zu bilden. Für seine Rechte und Pflichten 
gilt Absatz 1 entsprechend. 

§ 125 

Beteiligung im Aufsichtsrat von herrschenden 
Unternehmen 

(1) An der Wahl der Vertreter der Arbeitnehmer 
für den Aufsichtsrat des herrschenden Unterneh- 
mens eines Konzerns (§ 18 Abs. 1 Sätze 1 und 2 des 
Aktiengesetzes) nehmen auch die Arbeitnehmer der 
Betriebe der übrigen Konzernunternehmen teil. In 
diesen Fällen kann die Wahl durch Wahlmänner 
erfolgen. 

(2) Soweit nach §§ 123 oder 124 die Beteiligung 
von Arbeitnehmern im Aufsichtsrat eines herrschen- 
den Unternehmens von dem Vorhandensein oder 
der Zahl von Arbeitnehmern abhängt, gelten die 
Arbeitnehmer der Betriebe eines Konzernunterneh- 
mens als Arbeitnehmer des herrschenden Unterneh- 
mens, wenn zwischen den Unternehmen ein Beherr- 
schungsvertrag besteht oder das abhängige Unter- 
nehmen in das herrschende Unternehmen eingeglie- 
dert ist. 

§ 126 

Wahlgrundsätze 

(1) Die Vertreter der Arbeitnehmer werden in 
allgemeiner, geheimer, gleicher und unmittelbarer 
Wahl von allen nach diesem Gesetz wahlberechtig- 
ten Arbeitnehmern (§§ 47, 99 Abs. 1) der Betriebe 
des Unternehmens für die Zeit gewählt, die im Ge- 
setz oder in der Satzung für die von der Hauptver- 
sammlung zu wählenden Aufsichtsratsmitglieder be- 
stimmt ist. § 105 des Aktiengesetzes bleibt unbe- 
rührt. 
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(2) Ist ein Vertreter der Arbeitnehmer zu wäh- 
len, so muß dieser in einem Betrieb des Unterneh- 
mens als Arbeitnehmer beschäftigt sein. Sind zwei 
oder mehr Vertreter der Arbeitnehmer zu wählen, 
so müssen sich unter diesen mindestens zwei Ar- 
beitnehmer aus dem Betrieb des Unternehmens, 
darunter ein Arbeiter und ein Angestellter oder ein 
leitender Angestellter befinden; § 50 Abs. 3 gilt ent- 
sprechend. In Aufsichtsräten, in denen die Arbeit- 
nehmer mit mehr als drei und bis fünf Mitgliedern 
vertreten sind, können für einen Sitz Bewerber von 
den im Unternehmen vertretenen Gewerkschaften 
zur Wahl vorgeschlagen werden. In Aufsichtsräten, 
in denen die Arbeitnehmer mit mehr als fünf Mit- 
gliedern vertreten sind, können für zwei Sitze Be- 
werber von den im Unternehmen vertretenen Ge- 
werkschaften zur Wahl vorgeschlagen werden. 

(3) Die Bestellung eines Vertreters der Arbeit- 
nehmer zum Aufsichtsratsmitglied kann vor Ablauf 
der Wahlzeit auf Antrag der Betriebsräte, sofern 
es sich um einen Arbeiter oder Angestellten han- 
delt, und auf Antrag der Sprecherausschüsse der 
leitenden Angestellten, sofern es sich um einen lei- 
tenden Angestellten handelt, durch Beschluß der 
wahlberechtigten Arbeitnehmer widerrufen werden. 
Der Antrag kann hinsichtlich eines jeden Arbeit- 
nehmervertreters auch von mindestens einem Fünf- 
tel der wahlberechtigten Arbeitnehmer der Betriebe 
des Unternehmens gestellt werden. Der Beschluß 
bedarf einer Mehrheit von drei Vierteln der abge- 
gebenen Stimmen. Auf die Beschlußfassung finden 
die Vorschriften des Absatzes 1 und des § 125 An- 
wendung. 

(4) Sind in den Betrieben des Unternehmens 
mehr als die Hälfte der Arbeitnehmer Frauen, so 
soll mindestens eine von ihnen Arbeitnehmerver- 
treter im Aufsichtsrat sein. 

(5) Für die Vertreter der Arbeitnehmer im Auf- 
sichtsrat gilt § 25 entsprechend. 

§ 127 

Wahlvorschläge 

Die Arbeitnehmer, die Betriebsräte, die Sprecher- 
ausschüsse der leitenden Angestellten, der Gesamt- 
betriebsrat und die im Unternehmen vertretenen 
Gewerkschaften (§ 126 Abs. 2) können Wahlvor- 
schläge machen. Die Wahlvorschläge der Arbeit- 
nehmer müssen von mindestens einem Zwanzigstel 
der wahlberechtigten Arbeitnehmer der Betriebe 
des Unternehmens oder von mindestens hundert 
wahlberechtigten Arbeitnehmern unterzeichnet sein. 


NEUNTER TEIL 

Strafvorschriften 

§ 128 

Strafbare Handlungen gegen Organe und deren 
Mitglieder 

(1) Mit Geldstrafe oder mit Freiheitsstrafe bis zu 
sechs Monaten wird bestraft, wer 


a) vorsätzlich eine in diesem Gesetz vorgesehene 
Wahl des Betriebsrats der Vertretungen der 
leitenden Angestellten, der Jugendvertretung, 
der Sondervertretungen, des Gesamtbetriebsrats, 
des Konzernbetriebsrats, der Arbeitsgruppen- 
sprecher oder der Arbeitnehmervertreter im Auf- 
sichtsrat behindert oder durch Zufügung oder 
Androhung von Nachteilen oder durch Gewäh- 
rung oder Versprechen von Vorteilen beein- 
flußt; 

b) vorsätzlich die Tätigkeit des Betriebsrats, der 
Vertretungen der leitenden Angestellten, der 
Jugendvertretung, der Sondervertretungen, des 
Gesamtbetriebsrats, des Konzernbetriebsrats, der 
Arbeitsgruppensprecher, des Wirtschaftsaus- 
schusses, der Einigungsstellen, der Vermittlungs- 
stelle oder der Arbeitnehmervertreter im Auf- 
sichtsrat hindert oder stört; 

c) vorsätzlich ein Mitglied oder ein Ersatzmitglied 
des Betriebsrats der Vertretungen der leitenden 
Angestellten, des Gesamtbetriebsrats, des Kon- 
zernbetriebsrats oder ein Mitglied der Jugend- 
vertretung, der Sondervertretungen des Wirt- 
schaftsausschusses, der Einigungsstellen, der 
Vermittlungsstelle, einen Arbeitsgruppenspre- 
cher oder einen Arbeitnehmervertreter im Auf- 
sichtsrat um seiner Tätigkeit willen benachteiligt 
oder begünstigt; 

d) vorsätzlich die in § 28 Abs. 2, § 34 Abs. 1, § 35 
Abs. 1, §§ 41, 43 Abs. 2, § 102 Abs. 3 und 5, 
§§ 113, 118 Abs. 1 bis 4 und § 122 bezeichneten 
Aufklärungs- oder Auskunftspflichten nicht, 
wahrheitswidrig, unvollständig oder verspätet 
erfüllt. 

(2) Wer eine der in Absatz 1 bezeichneten Hand- 
lungen in der Absicht begeht, dem Unternehmen, 
dem Betrieb oder der Belegschaft Schaden zuzufü- 
gen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr be- 
straft. Daneben kann auf Geldstrafe erkannt wer- 
den. 

(3) Wer eine der in Absatz 1 Buchstabe d be- 
zeichneten Handlungen leichtfertig begeht, wird mit 
Geldstrafe bis zu 5000 Deutsche Mark bestraft. 

(4) Bei der Bemessung der Strafe ist das wirt- 
schaftliche Interesse des Täters an der Zuwider- 
handlung zu berücksichtigen, 

(5) Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag des 
Betriebsrats, des Sprecherausschusses der leitenden 
Angestellten, des Wahlvorstands, des Wahlob- 
manns oder des Unternehmers ein. Der Antrag 
kann innerhalb einer Frist von vier Wochen, gerech- 
net von dem Zeitpunkt an, in dem der Betriebsrat, 
der Sprecherausschuß der leitenden Angestellten, 
der Wahlvorstand, der Wahlobmann oder der Un- 
ternehmer von der Tat Kenntnis erhalten hat, ge- 
stellt werden. Die Zurücknahme des Antrags ist zu- 
lässig. 

§ 129 

Verletzung der Schweigepflicht 

(1) Wer vorsätzlich oder leichtfertig der Vor- 
schrift des § 26 zuwiderhandelt, wird mit Geldstrafe 
oder Freiheitsstrafe bis sechs Monaten bestraft. 
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(2) Wer die Tat in der Absicht begeht, sich oder 
einem anderen einen Vermögensvorteil zu verschaf- 
fen oder dem Betrieb oder dem Unternehmen Scha- 
den zuzufügen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr bestraft; daneben kann auf Geldstrafe erkannt 
werden. Ferner kann der durch die strafbare Hand- 
lung erlangte Vermögensvorteil eingezogen werden. 

(3) Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag des 
Arbeitgebers oder des Unternehmers ein. § 128 
Abs. 4 und 5 Sätze 2 und 3 gilt entsprechend. 

§ 130 

Mitglieder der Vermittlungsstelle 

Hinsichtlich der nichtbeamteten Mitglieder der 
Vermittlungsstelle (§ 43 Abs. 3) findet die Verord- 
nung gegen Bestechung und Geheimnisverrat nicht 
beamteter Personen in der Fassung vom 22. Mai 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 351) mit der Maßgabe Anwen- 
dung, daß es einer Verpflichtung gemäß § 1 dieser 
Verordnung nicht bedarf. 


ZEHNTER TEIL 

Schluß- und Übergangsbestimmungen 

§ 131 

Ausnahmen für bestimmte Betriebe 
und Unternehmen 

(1) Auf Betriebe, die politischen, gewerkschaftli- 
chen, konfessionellen, karitativen, erzieherischen, 
wissenschaftlichen, künstlerischen und ähnlichen Be- 
stimmungen dienen, finden die §§ 43 bis 45 und 117 
bis 127 keine Anwendung. Die sonstigen Bestim- 
mungen dieses Gesetzes finden nur insoweit An- 
wendung, als nicht die Eigenart des Betriebs oder 
des Unternehmens dem entgegensteht. 

(2) Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf 
Religionsgemeinschaften und ihre karitativen und 
erzieherischen Einrichtungen unbeschadet der 
Rechtsform. 

§ 132 

Sonderregelung für die Unternehmen des Bergbaus 

und der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie 

Die Vorschriften dieses Gesetzes über Vertreter 
der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat finden keine An- 
wendung auf die in § 1 des Gesetzes über die Mit- 
bestimmung der Arbeitnehmer in den Aufsichtsrä- 
ten und Vorständen der Unternehmen des Bergbaus 
und der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie vom 
21. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 347), zuletzt ge- 
ändert durch das Gesetz vom 6. September 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 1185), und die in dem Gesetz 
zur Ergänzung des Gesetzes über die Mitbestim- 
mung der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten und 
Vorständen der Unternehmen des Bergbaus und der 
Eisen und Stahl erzeugenden Industrie vom 7. Au- 


gust 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 707), zuletzt geän- 
dert durch das Gesetz vom 27. April 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 505), bezeichneten Unternehmen. 

§ 133 

Sonderregelung für öffentliche und andere Betriebe 

(1) Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf 
die Betriebe und Verwaltungen des Bundes, der 
Länder, der Gemeinden und sonstiger Körperschaf- 
ten und Anstalten des öffentlichen Rechts. 

(2) Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf 
Betriebe der Luftfahrt und der Seeschiffahrt, aus- 
genommen die Schiffahrt der Hochsee- und Herings- 
fischerei, des Seebäder-, Fähr- und Fördedienstes. 
Die Regelung für diesen Bereich bleibt einem beson- 
dern Gesetz Vorbehalten. 

(3) Bis zum Inkrafttreten des in Absatz 2 vorge- 
sehenen Gesetzes gelten für die Landbetriebe der 
Seeschiffahrt und Luftfahrt die Vorschriften dieses 
Gesetzes. 

§ 134 

Verbleiben im Amt 

Betriebsräte, Gesamtbetriebsräte, Jugendvertre- 
tungen und Sondervertretungen, die beim Inkraft- 
treten dieses Gesetzes bestanden, bleiben bis . . . 
im Amt und nehmen die ihnen nach diesem Gesetz 
zukommenden Befugnisse und Pflichten wahr. 

§ 135 

Erlaß einer Wahlordnung 

Die Bundesregierung erläßt mit Zustimmung des 
Bundesrates Rechtsverordnungen zur Regelung der 
in diesem Gesetz vorgesehenen Wahlen über 

a) die Vorbereitung der Wahl, insbesondere die 
Aufstellung der Wählerlisten und die Errech- 
nung der Vertreterzahl; 

b) die Frist für die Einsichtnahme in die Wähler- 
listen und die Erhebung von Einsprüchen gegen 
sie; 

c) die Vorschlagslisten und die Frist für ihre Ein- 
reichung; 

d) das Wahlausschreiben und die Fristen für seine 
B ek anntm a chung ; 

e) die Stimmabgabe; 

f) die Feststellung des Wahlergebnisses und die 
Fristen für seine Bekanntmachung; 

g) die Anfechtung der Wahl; 

h) die Aufbewahrung der Wahlakten; 

i) den Widerruf der Bestellung der Arbeitnehmer- 
vertreter im Aufsichtsrat. 

§ 136 

Frist für die ersten Wahlen zum Aufsichtsrat 

(1) Die im Achten Teil vorgeschriebenen Wahlen 
sind erstmalig rechtzeitig vor der ersten nach In- 
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krafttreten dieses Gesetzes abzuhaltenden Haupt- 
versammlung vorzunehmen. Das Amt der gewähl- 
ten Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat beginnt 
mit der Beendigung der in Satz 1 bezeichneten 
Hauptversammlung. 

(2) Das Amt aller Aufsichtsratsmitglieder erlischt 
mit der Beendigung der in Absatz 1 bezeichneten 
Hauptversammlung. 

§ 137 

Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes 

§ 2 Abs. 1 Nr. 4 und 5, Abs. 2 und 3 des Arbeits- 
gerichtsgesetzes erhält folgende Fassung: 

„4. in folgenden Fällen des Gesetzes über die Mit- 
bestimmung der Arbeitnehmer in Betrieb und Un- 
ternehmen: 

a) für die Entscheidung über die Notwendigkeit der 
Errichtung, die Zusammensetzung und die Durch- 
führung der Wahl des Betriebsrats, der Jugend- 
vertretung, der Sondervertretungen, des Spre- 
cherausschusses der leitenden Angestellten, des 
Gesamtbetriebsrats, des Konzernbetriebsrats und 
der Arbeitsgruppensprecher; 

b) für die Entscheidung über die Notwendigkeit 
der Errichtung und die Zusammensetzung des 
Wirtschaftsausschusses und die Bestellung sei- 
ner Mitglieder; 

c) für die Bestellung oder Abberufung des Wahl- 
vorstandes und des Wahlobmanns; 

d) für die Auflösung des Betriebsrats, der Jugend- 
vertretung, der Sondervertretungen und des 
Sprecherausschusses der leitenden Angestellten; 

e) für die Entscheidung über die Amtszeit der Mit- 
glieder des Betriebsrats, der Jugendvertretung, 
der Sondervertretungen und des Sprecheraus- 
schusses der leitenden Angestellten, des Wirt- 
schaftsausschusses und der Arbeitsgruppenspre- 
cher; 

f) für die Entscheidung über das Erlöschen der Mit- 
gliedschaft im Betriebsrat, in der Jugendvertre- 
tung, in den Sondervertretungen, im Sprecher- 
ausschuß der leitenden Angestellten, im Gesamt- 
betriebsrat und im Konzernbetriebsrat; 

g) für die Entscheidung über die Wahlberechtigung, 
die Wählbarkeit, die Arbeitnehmereigenschaft, 
die Eigenschaft als leitender Angestellter ge- 
mäß § 18 Buchstabe c und die Gruppenzugehörig- 
keit eines Arbeitnehmers; 

h) für die Entscheidung darüber, ob ein Nebenbe- 
trieb oder ein Betriebsteil selbständig ist oder 
zum Hauptbetrieb gehört; 

i) für die Entscheidung über die Zuständigkeit, die 
Geschäftsführung und die Tätigkeit des Betriebs- 
rats, der Jugendvertretung, der Sondervertretun- 
gen, des Sprecherausschusses der leitenden An- 
gestellten, des Gesamtbetriebsrats, des Konzern- 
betriebsrats, der Arbeitsgruppensprecher, der 
Einigungsstellen, des Wirtschaftsausschusses und 
der Vermittlungsstelle; 


k) für die Entscheidung über Bestehen oder Nicht- 
bestehen oder Durchführung von Betriebsverein- 
barungen; 

l) für die Entscheidung über die Verweigerung der 
Zustimmung des Betriebsrats, des Gesamtbe- 
triebsrats oder der tariflichen Sondervertretung 
in personellen Angelegenheiten; 

m.) für die Entscheidung über das Verlangen des Be- 
triebsrats oder der tariflichen Sondervertretung 
auf Entlassung oder Versetzung eines Arbeit- 
nehmers; 

n) für die Androhung von Ordnungsstrafen in per- 
sonellen Angelegenheiten; 

o) für die Entscheidung über die Durchführung der 
Wahl von Vertretern der Arbeitnehmer im Auf- 
sichtsrat; 

p) für die Entscheidung über die Durchführung der 
Abstimmung über den Widerruf der Bestellung 
eines Vertreters der Arbeitnehmer im Aufsichts- 
rat; 

q) für die Entscheidung über die Anfechtung der 
Wahl des Betriebsrats, der Jugendvertretung, 
der Sondervertretungen, des Sprecherausschusses 
der leitenden Angestellten sowie über die Fest- 
stellung eines Verstoßes gegen wesentliche Vor- 
schriften über das Wahlrecht, die Wählbarkeit 
oder das Wahlverfahren vor Bekanntgabe des 
Wahlergebnisses; 

r) nach Maßgabe einer Rechtsverordnung nach 
§ 135 Buchstabe g dieses Gesetzes für die Ent- 
scheidung über die Anfechtung der Wahl von 
Vertretern der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat 
und über die Anfechtung der Abstimmung über 
den Widerruf der Bestellung eines Vertreters 
der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat; 

s) für das Tätigwerden nach § 56. 

5. für die Entscheidung über die Tariffähigkeit 
einer Vereinigung. 

(2) Der Vorsitzende des Arbeitsgerichts entschei- 
det in folgenden Fällen des Gesetzes über die Mit- 
bestimmung der Arbeitnehmer in Betrieb und Unter- 
nehmen: 

a) über die Zahl der Beisitzer und über die Bestel- 
lung des unparteiischen Vorsitzenden einer Eini- 
gungsstelle, die zur Beilegung von Meinungsver- 
schiedenheiten zwischen dem Arbeitgeber und 
dem Betriebsrat gebildet wird; 

b) über die Verhängung und Vollstreckung von 
Ordnungsstrafen in personellen Angelegenhei- 
ten. 

(3) Der Präsident des Landesarbeitsgerichts ent- 
scheidet in folgenden Fällen des Gesetzes über die 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer in Betrieb und 
Unternehmen: 

über die Zahl der Beisitzer und die Bestellung 
des unparteiischen Vorsitzenden einer Einigungs- 
stelle, die zur Beilegung von Meinungsverschie- 
denheiten zwischen dem Arbeitgeber und dem Ge- 
samtbetriebsrat gebildet wird." 
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§ 138 

Änderung des Kündigungsschutzgesetzes 

Das Kündigungsschutzgesetz wird wie folgt ge* 

ändert: 

1. In § 1 Abs. 3 letzter Satz wird das Wort „Arbeit- 
nehmer" durch das Wort „Arbeitgeber" ersetzt; 
hinter das Wort „als" wird das Wort „nicht" ein- 
gefügt. 

2. In § 15 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Bei Betriebsratsmitgliedern, die aus ihrem Amt 
ausscheiden, nachdem sie es mindestens eine 
Amtszeit lang ausgeübt haben, ist die ordent- 
liche Kündigung auch innerhalb eines Jahres 
nach Beendigung des Amtes unzulässig; dies gilt 
nicht im Falle des § 63 Abs. 1 Buchstabe e des 
Gesetzes über die Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer in Betrieb und Unternehmen." 

§ 139 

Änderung des Aktiengesetzes 

Das Aktiengesetz wird wie folgt geändert: 

1. In § 77 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Unbeschadet der Gesamtverantwortung 
des Vorstandes muß die Verantwortung für das 
Personal- und Sozialwesen in der Gesellschaft 
einem Vorstandsmitglied übertragen werden." 

2. In § 84 wird nach Absatz 2 folgender Absatz 2 a 
eingefügt: 

„(2 a) Die der Bestellung zum Vorstandsmit- 
glied (Absatz 1) oder dem Widerruf der Bestel- 
lung (Absatz 3) vorausgehenden Besprechungen 
führt der Aufsichtsratsvorsit^ende oder ein an- 
deres vom Aufsichtsrat beauftragtes Aufsichts- 
ratsmitglied. Uber diese Besprechungen beraten 
das Aufsichtsratspräsidium oder ein mit dieser 
Aufgabe beauftragter Ausschuß. Das Beratungs- 
gremium ist über die Besprechungen laufend 
zu unterrichten. § 107 Abs. 3 Satz 2 bleibt unbe- 
rührt. Sind nach der Geschäftsordnung ein Auf- 
sichtsratspräsidium oder ein solcher Ausschuß 
nicht gebildet, berät der Aufsichtsrat." 

3. § 107 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Ge- 
schäftsordnung. Diese soll Vorschriften über 
die Protokollierung der Aufsichtsratssitzun- 
gen, des Ganges der Verhandlungen, der Be- 
schlüsse und der Abstimmungsergebnisse ent- 
halten." 

b) Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 2 und 
der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. Der 
bisherige Absatz 3 wird Absatz 4; es wird 
folgender Satz 3 angefügt: 

„Gehören dem Aufsichtsrat Arbeitnehmerver- 
treter an, so sind diese auch bei der Beset- 
zung des Aufsichtsratspräsidiums und der 


Ausschüsse, wenn diese nach der Geschäfts- 
ordnung gebildet sind, angemessen, minde- 
stens mit einem Vertreter, zu beteiligen; das 
Nähere regelt die Geschäftsordnung." 

4. In § 108 werden folgende Absätze 5 bis 7 ange- 
fügt: 

„(5) Sind in einem nach § 123 Abs. 3 des Ge- 
setzes über die Mitbestimmung der Arbeitneh- 
mer in Betrieb und Unternehmen gebildeten Auf- 
sichtsrat die Arbeitnehmervertreter durch ein 
einheitliches Votum der Anteilseignervertreter 
überstimmt worden, so muß die Mehrheitsent- 
scheidung begründet werden, wenn dies von min- 
destens zwei Arbeitnehmervertretem verlangt 
wird. Diese Begründung, eine Begründung der 
Arbeitnehmervertreter für ihre abweichende Auf- 
fassung und die Tatsache der Überstimmung sind 
in der Niederschrift (§ 107 Abs. 2) aufzunehmen. 

(6) Im Falle des Absatzes 5 sind die Arbeit- 
nehmervertreter von ihrer Schweigepflicht (§ 116) 
entbunden, soweit der Vorstand gemäß § 131 den 
Aktionären zur Auskunft verpflichtet ist. Die Ar- 
beitnehmervertreter sind insoweit berechtigt, Be- 
schlüsse des Aufsichtsrats außerhalb des Auf- 
sichtsrats nach Maßgabe der folgenden Vorschrif- 
ten zu erörtern: 

a) Eine Erörterung außerhalb des Aufsichsrats 
darf nur nach einer Beratung hierüber im Auf- 
sichtsrat erfolgen und muß unterbleiben, wenn 
eine Mehrheit von drei Vierteln der Auf- 
sichtsratsmitglieder widerspricht. 

b) Soweit der Vorstand eine Auskunft gegen- 
über den Aktionären gemäß § 131 nach pflicht- 
gemäßem Ermessen verweigern kann, dürfen 
auch die Arbeitnehmervertreter von ihrem 
Erörterungsrecht außerhalb des Aufsichtsrats 
nur nach pflichtgemäßem Ermessen Gebrauch 
machen. 

c) Die Erörterung außerhalb des Aufsichtsrats 
darf nur in den Betrieben des Unternehmens 
und nur mit Personen erfolgen, die dem Un- 
ternehmen angehören. § 116 des Gesetzes 
über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in 
Betrieb und Unternehmen bleibt unberührt. 
Soll die Erörterung auf einer Betriebsver- 
sammlung stattfinden, so sind die Anteils- 
eignervertreter im Aufsichtsrat hiervon min- 
destens einen Monat vorher zu unterrichten. 
Die Anteilseignervertreter sind berechtigt, an 
dieser Betriebsversammlung teilzunehmen 
und zu sprechen. 

d) Eine Erörterung von Personalentscheidungen 
außerhalb des Aufsichtsrats darf nicht erfol- 
gen. 

(7) Erörtern die Arbeitnehmervertreter gemäß 
Absatz 6 einen Beschluß außerhalb des Aufsichts- 
rats, so sind auch die Anteilseignervertreter nach 
Maßgabe des Absatzes 6 von ihrer Schweige- 
pflicht entbunden." 

5. In § 160 wird nach Absatz 1 folgender Absatz 1 a 
eingefügt: 
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„(la) Der Geschäftsbericht muß einen Personal- 
und Sozialbericht enthalten. Zu berichten ist ins- 
besondere über die Entwicklung und Struktur 
der Belegschaft, über die Zusammenarbeit der 
Unternehmensleitung und der Betriebsleitungen 
mit den Vertretungen der Arbeitnehmer, über die 
mit den Betriebsräten oder einem Gesamtbetriebs- 
rat getroffenen wesentlichen Vereinbarungen, so- 
wie Quer soiislige wesentliche Entwicklungen 
auf dem Gebiet des Personal- und Sozialwesens. 

§ 140 

Änderung des GmbH-Gesetzes 

Das GmbH-Gesetz wird wie folgt geändert: 

In § 6 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Unbeschadet der Gesamtverantwortung der Ge- 
schäftsführung muß die Verantwortung für das Per- 
sonal- und Sozialwesen in der Gesellschaft einem 
Geschäftsführer übertragen werden." 

§ 141 

Änderung des Genossenschaftsgesetzes 

Das Genossenschaftsgesetz wird wie folgt geän- 
dert: 

1. In § 24 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Unbeschadet der Gesamtverantwortung des 
Vorstandes muß die Verantwortung für das Per- 
sonal- und Sozialwesen in der Genossenschaft 
einem Vorstandsmitglied übertragen werden." 

2. In § 33 a wird der bisherige Text Absatz 1; es 
wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Der Geschäftsbericht muß einen Personal- 
und Sozialbericht enthalten. Zu berichten ist ins- 
besondere über die Entwicklung und Struktur der 
Belegschaft, über die Zusammenarbeit der Unter- 
nehmensleitung und der Betriebsleitungen mit 
den Vertretungen der Arbeitnehmer, über die 
mit den Betriebsräten oder einem Gesamtbe- 
triebsrat getroffenen wesentlichen Vereinbarun- 
gen, sowie über sonstige wesentliche Entwick- 
lungen auf dem Gebiet des Personal- und Sozial- 
wesens." 

3. Nach § 40 wird folgender § 40 a eingefügt: 

.§40a 

Die Vorschriften des § 124 Abs. 4 des Gesetzes 
über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in 


Betrieb und Unternehmen über die Zusammen- 
setzung, die Rechte und Pflichten des Aufsichts- 
rats bleiben unberührt." 

§ 142 

Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

Das Versicherungsaufsichtsgesetz wird wie folgt 
geändert: 

In § 34 wird hinter Satz 1 folgender Satz 2 einge- 
fügt: 

„Unbeschadet der Gesamtverantwortung des Vor- 
standes muß die Verantwortung für das Personal- 
und Sozialwesen in dem Verein einem Vorstands- 
mitglied übertragen werden." 

§ 143 

Änderung des Preußischen 
Allgemeinen Berggesetzes 

Das Preußische Allgemeine Berggesetz wird wie 
folgt geändert: 

In § 117 wird im zweiten Absatz folgender Satz 2 an- 
gefügt: 

„Die Verantwortung für das Personal- und Sozial- 
wesen in der Gewerkschaft muß dem Repräsentan- 
ten oder, unbeschadet der Gesamtverantwortung des 
Grubenvorstandes, einem Mitglied des Grubenvor- 
standes übertragen werden." 

§ 144 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 145 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. Gleichzeitig 
tritt das Betriebsverfassungsgesetz vom 11. Oktober 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 681), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Kündigungs- 
rechts und anderer arbeitsrechtlicher Vorschriften 
(Erstes Arbeitsrechtsbereinigungsgesetz) vom 14. Au- 
gust 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1106), außer Kraft. 


Bonn, 5. Februar 1971 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. Einführung 

Das geltende Betriebsverfassungsgesetz ist im Jahre 
1952 im wesentlichen von der CDU/CSU gegen den 
Widerstand der damaligen Opposition, der SPD, 
durchgesetzt worden. Wir können heute feststellen, 
daß sich das Gesetz bewährt hat. Es hat in erheb- 
lichem Maße zu den Erfolgen des wirtschaftlichen 
Wiederaufbaus der Nachkriegsjahre beigetragen. 

Die in diesem Gesetz enthaltenen Mitbestimmungs- 
und Mitwirkungsrechte haben, wenn man sie mit de- 
nen der Arbeitnehmer anderer westlicher Länder 
vergleicht, einen bis heute unerreichten Fortschritt 
in den Beziehungen zwischen Arbeitgeber und Ar- 
beitnehmer gebracht. 

Der vorliegende Gesetzentwurf hat es sich zur 
Aufgabe gemacht, das Betriebsverfassungsgesetz 
den in der Zwischenzeit veränderten technischen, 
wirtschaftlichen und soziologischen Verhältnissen 
anzupassen, die Erfahrungen auszuwerten, die seit 
1952 in der Praxis mit den Vorschriften im einzelnen 
gemacht worden sind und die Mitbestimmungs-, Mit- 
wirkungs- und Initiativrechte sowohl der einzelnen 
Arbeitnehmer als auch deren Vertretungen auf Be- 
triebs- und Unternehmensebene funktionsgerecht 
weiterzuentwickeln. 

Dies ist in Übereinstimmung mit den Grundprinzi- 
pien der sozialen Marktwirtschaft geschehen. 

Der Entwurf behandelt — wie schon das geltende 
Betriebsverfassungsgesetz — auch die Mitbestim- 
mung der Arbeitnehmer auf der Unternehmens- 
ebene. 

Diese Entscheidung für ein einheitliches Gesetz über 
die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in Betrieb und 
Unternehmen ergibt sich im wesentlichen aus der 
Überlegung, daß das Unternehmen eine Einheit ist 
und betriebliche und unternehmensbezogene Mitbe- 
stimmung in einer Wechselbeziehung zueinander 
stehen. Die Ausgewogenheit der institutioneilen 
Mitbestimmungsregelungen im Unternehmen muß 
auf alle Fälle gewährleistet sein. 

Im übrigen besteht, nachdem das Thema Unterneh- 
mensmitbestimmung jahrelang ausgiebig erörtert 
worden ist und seit einem Jahr das Gutachten der 
Sachverständigenkommission zur Auswertung der 
bisherigen Erfahrungen bei der Mitbestimmung 
(Drucksache VI/334) als Entscheidungshilfe zur Ver- 
fügung steht, keine Veranlassung mehr, die Entschei- 
dung über diese Frage von höchster gesellschafts- 
und wirtschaftspolitischer Bedeutung zu vertagen. 

IL Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Betrieb 

Der Gesetzentwurf sieht eine gegenüber dem gelten- 
den Betriebsverfassungsgesetz erheblich abwei- 


chende Neugliederung vor. Dies entspricht dem Be- 
dürfnis nach mehr Praktikabilität, sachgerechterer 
Zuordnung der verschiedenen Normen und damit 
besserer Überschaubarkeit des Gesetzes. 

Mit der Voranstellung eines Katalogs von Grund- 
rechten der einzelnen Arbeitnehmer soll die Stel- 
lung der Einzelpersönlichkeit in der betrieblichen 
Organisation hervorgehoben werden. 

Mit dem Vorziehen der Mitbestimmungs- und Mit- 
wirkungsrechte des Betriebsrats vor die technischen 
Vorschriften betreffend Wahlamtszeit und Geschäfts- 
führung soll auch äußerlich die besondere Bedeutung 
gerade dieser Bestimmungen zum Ausdruck gebracht 
werden. 

Die freie Entfaltung der Persönlichkeit in allen Le- 
bensbereichen zu sichern, ist eines der Hauptanlie- 
gen unserer freiheitlich sozialen Rechtsordnung. 
Diese Entfaltungsfreiheit ist infolge zunehmender 
Automatisierung, wachsender Arbeitsteiligkeit und 
steigender Betriebsgrößen und der damit verbun- 
denen Anonymisierung im betrieblichen Alltag vie- 
ler Arbeitnehmer zunehmend gefährdet. 

Es wurde daher ein Katalog von Individualrechten 
entwickelt, die gleichsam als Grundrechte des ein- 
zelnen in das Betriebsverfassungsrecht eingehen sol- 
len. Dies bedeutet nicht, daß die kollektive Vertre- 
tung der Interessen der Arbeitnehmer durch die 
Betriebsräte und anderer Vertretungen damit ein- 
geschränkt würde. 

Bei der Festlegung der Rechte des einzelnen Arbeit- 
nehmers wurden die Erkenntnisse der modernen 
Organisationslehre berücksichtigt, bei der Ko- 
operation und Eigenverantwortung eine besondere 
Rolle spielen. 

Bei der besonderen Betonung der Rechte des einzel- 
nen Arbeitnehmers weiß sich die CDU/CSU-Fraktion 
einig mit der Mitbestimmungs-Sachverständigen- 
kommission, die „in der sachgerechten Lösung der 
Autoritätsbeziehungen am Arbeitsplatz eines der 
Hauptprobleme der Mitbestimmung sieht". 

Von den angesprochenen Individualrechten sind 
hervorzuheben: Die persönliche Entfaltungsfreiheit 
des einzelnen Arbeitnehmers, der Grundsatz der 
Gleichbehandlung, das Recht auf Unterrichtung über 
Aufgaben- und Verantwortungsbereich, das Recht, 
eigene Vorschläge zur Gestaltung des Arbeitsplat- 
zes zu machen, das Recht auf eine angemessene Ein- 
arbeitungszeit, das Recht, Anliegen und Beschwer- 
den vorzutragen, das Recht auf Erörterung der be- 
ruflichen Situation, das Recht auf Einsicht in die 
Personalakten und auf eine Leistungsbeurteilung 
bei Arbeitsplatzwechsel. 

Arbeitgeber und Betriebsrat werden verpflichtet, da- 
für zu sorgen, daß diese Rechte des einzelnen Ar- 
beitnehmers gesichert werden. 
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Wichtig ist, darauf hinzuweisen, daß der Entwurf 
von einem Arbeitnehmerbegriff ausgeht, der auch 
die leitenden Angestellten einbezieht. Es wider- 
strebt der sozialen Wirklichkeit, diesen Personen- 
kreis — wie im geltenden Recht — generell als 
Nichtarbeitnehmer zu bezeichnen. Die Abgrenzung 
der leitenden Angestellten von den Arbeitern und 
Angestellten richtet sich nach objektiven Kriterien; 
das Merkmal des persönlichen Vertrauens wurde im 
Interesse einer eindeutigen Begriffsbestimmung 
nicht aus dem geltenden Recht übernommen. Es wird 
jedoch im wesentlichen der gleiche Personenkreis 
erfaßt wie bisher. Die Bestimmungen des zweiten 
Teils des Entwurfs über den Betriebsrat sind jedoch 
auf die leitenden Angestellten nicht anwendbar. Für 
die Wahrnehmung ihrer speziellen Belange werden 
eigene Vertretungen, die Sprecherausschüsse, ge- 
bildet. Damit wird der besonderen Stellung und 
Funktion dieses Personenkreises innerhalb der be- 
trieblichen Organisation Rechnung getragen. 

An dem 1952 in das Betriebsverfassungsrecht einge- 
führten Grundsatz der Partnerschaft, das heißt an 
der Verpflichtung zur vertrauensvollen Zusammen- 
arbeit hält der Entwurf fest. Konflikte, die sich zwi- 
schen Arbeitnehmern bzw. deren Vertretungen und 
dem Arbeitgeber ergeben, sollen im Geiste der Part- 
nerschaft und nicht der Konfrontation und des Klas- 
senkampfes beigelegt werden. 

Tm Betrieb stehen sich nicht Faktoren — „Faktor 
Arbeit" und „Faktor Kapital" ■ — , sondern Men- 
schen gegenüber, die wissen, daß sie aufeinander an- 
gewiesen und deswegen zur Zusammenarbeit ver- 
pflichtet sind. Diese auf Partnerschaft und Inter- 
essenausgleich beruhende Zielsetzung des Entwurfs 
hat nichts mit Sozialromantik oder illusionärem Har- 
moniedenken zu tun. Die Interessenunterschiede sol- 
len auch keineswegs geleugnet werden. Wenn der 
Gedanke der Partnerschaft auch weiterhin das 
oberste Leitprinzip der betrieblichen Ordnung sein 
soll, so wird damit zum Ausdruck gebracht, daß das 
gemeinsame Ziel, das Arbeitgeber und Arbeitneh- 
mer verfolgen, höher bewertet wird als die Inter- 
essengegensätze. 

An der Pflicht zur Wahrung des Betriebsfriedens 
wird uneingeschränkt festgehalten. 

In diesem Zusammenhang ist auch das Festhalten 
des Entwurfs an dem Verbot jeder parteipolitischen 
Betätigung durch Arbeitgeber und Betriebsrat her- 
vorzuheben. Die Politisierung des betrieblichen Ge- 
schehens könnte die Arbeitnehmer polarisieren und 
damit die Verwirklichung der betrieblichen Ziele un- 
möglich machen. 

Die Stellung der Gewerkschaften im Rahmen der 
Betriebsverfassung wird dadurch verdeutlicht, daß 
der Betriebsrat ausdrücklich ermächtigt wird, seine 
Aufgaben in Zusammenarbeit und mit Unterstützung 
der im Betrieb vertretenen Gewerkschaften durchzu- 
führen. 

Die Mitbestimmungs-, Mitwirkungs- und Initiativ- 
rechte der Betriebsräte in sozialen, personellen und 
wirtschaftlichen Angelegenheiten werden in dem 
Entwurf erheblich ausgeweitet. Die Ausweitung be- 
trifft vor allem solche Angelegenheiten, die den 


einzelnen Arbeitnehmer und die Belegschaften un- 
mittelbar berühren. Die spezifisch unternehmeri- 
schen Entscheidungen verbleiben wie bisher beim 
Unternehmer. 

Die Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats in so- 
zialen Angelegenheiten werden in ihrer Substanz 
vom vorliegenden Entwurf voll aufrecht erhalten, 
aber dem Umfang nach nicht unwesentlich ausge- 
w eitet. 

Die Zweiteilung der sozialen Angelegenheiten in 
solche, die vom Arbeitgeber und Betriebsrat nur 
gemeinsam geregelt werden können, und solche, die 
der Arbeitgeber nur mit vorheriger Zustimmung 
des Betriebsrats durchführen kann, ermöglicht es, 
in die letztgenannte Kategorie auch solche sozialen 
Angelegenheiten zusätzlich aufzunehmen, die mate- 
rieller Natur sind und die das wirtschaftliche Ver- 
fügungsrecht des Unternehmers erheblich berühren. 
Aus dem Katalog der mitbestimmungspflichtigen 
sozialen Angelegenheiten sind insbesondere zu nen- 
nen: der bedeutsame Bereich der Berufsbildung, Be- 
rufsfortbildung und Umschulung, die Verwaltung 
von Wohnräumen und Maßnahmen zur Verhütung 
von Betriebsunfällen. 

Aus dem Komplex der zustimmungspflichtigen sozia- 
len Angelegenheiten sind zu erwähnen: Maßnah- 
men sozialer Art zur Behebung von Rationalisie- 
rungs- und Automatisierungsfolgen, Maßnahmen zur 
Bereitstellung geeigneter Arbeitsplätze für nicht 
mehr voll leistungsfähige Arbeitnehmer. 

Im personellen Bereich räumt der Entwurf dem Be- 
triebsrat im Vergleich zum bisherigen Recht neue 
Rechte ein. 

An erster Stelle ist, weil davon das weitere Schick- 
sal eines einzelnen Arbeitnehmers betroffen ist, das 
Recht des Betriebsrats zu nennen, gegen sozial unge- 
rechtfertigte Kündigungen Widerspruch zu erheben 
mit der Folge, daß im Falle eines sich anschließen- 
den Kündigungsschutz-Prozesses die Kündigungs- 
frist sich bis zur endgültigen Wirksamkeit des Ur- 
teils verlängert. Damit erhält der Betriebsrat ein 
beachtliches Instrument zur Verstärkung des indivi- 
duellen Kündigungsschutzes des Arbeitnehmers, ein 
Instrument, das an seine Verantwortung für die Be- 
legschaft und auch an seine Einsatzbereitschaft für 
die Betriebsziele erhebliche Anforderungen stellt. 
Darüber hinaus soll — in Weiterentwicklung der 
Rechtsprechung — eine ohne vorherige Anhörung 
des Betriebsrats ausgesprochene Kündigung unwirk- 
sam sein. 

Von ebenso großer Bedeutung ist die Einschaltung 
des Betriebsrats in die Personalplanung des Be- 
triebs. Damit soll gewährleistet werden, daß der Be- 
triebsrat seine Vorstellungen nicht erst gegenüber 
meist vollendeten Tatsachen vortragen kann. Viel- 
mehr räumt ihm der Entwurf echte Mitbestimmungs- 
rechte für die Aufstellung von Richtlinien, personel- 
len Fragebogen und allgemeinen Beurteilungsgrund- 
sätzen ein. Die Interessen der Arbeitnehmer können 
dadurch in einem sehr frühen Stadium geltend ge- 
macht und berücksichtigt werden. Angesichts wach- 
sender Betriebsgrößen, angespannter Arbeitsmärkte, 
erheblich steigender Personalkosten und daraus fol- 
gend einer immer breiter, sorgfältiger und rationel- 
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1er angelegten Personalpolitik ist dieses „Mehr" an 
Mitbestimmung für den Betriebsrat und die Beleg- 
schaft besonders bedeutsam. 

Eine neue Regelung von großem Gewicht ist für den 
Fall von sogenannten Massenentlassungen vorge- 
sehen. Hier soll der Betriebsrat Mitverantwortung 
übernehmen können, indem er bei Bedarf die Auf- 
stellung eines Sozialplans verlangen kann. Diese 
Bestimmung zeigt mit besonderer Deutlichkeit die 
Bemühungen dieses Gesetzentwurfs, die Interessen 
der Arbeitnehmer zu wahren und zu schützen. 

Im Bereich der wirtschaftlichen Mitbestimmung ist 
die Entscheidung, ob und welche Betriebsänderun- 
gen durchzuführen sind, nach wie vor allein vom 
Unternehmer zu treffen, allerdings nach vorheriger 
Unterrichtung des Betriebsrats über die bestehenden 
Pläne. Es kann jedoch nicht übersehen werden, daß 
im Falle von Betriebsänderungen — vor allem in 
konjunkturschwachen Zeiten — ein sehr beachtliches 
soziales Schutzbedürfnis der Belegschaft insgesamt 
und der betroffenen Arbeitnehmer besteht, so daß 
eine Mitbestimmung des Betriebsrats in bezug auf 
die sozialen Folgen solcher Betriebsänderungen not- 
wendig ist, die über das bisherige Recht hinausgeht. 
Daher soll die Qualifizierung von Änderungen des 
Betriebszweckes als Betriebsänderungen nicht mehr 
davon abhängig sein, daß „sie nicht offensichtlich 
auf einer Veränderung der Marktlage beruhen". Die 
Einführung neuer Arbeitsmethoden und Fertigungs- 
verfahren soll auch als Betriebsänderung gelten, 
wenn sie offensichtlich dem technischen Fortschritt 
entsprechen oder ihm dienen. 

Darüber hinaus ergibt sich eine Verstärkung der 
Mitbestimmungsposition des Betriebsrats bei Be- 
triebsänderungen dadurch, daß der Entwurf die Auf- 
stellung eines Sozialplans durch Betriebsrat und 
Unternehmer vorsieht. Im Nichteinigungsfall soll 
ein entsprechender Vermittlungsvorschlag der be- 
reits nach geltendem Recht vorgesehenen Vermitt- 
lungsstelle in dem Sinne verbindlich sein, daß der 
Unternehmer, wenn er ohne zwingenden Grund da- 
von abweicht, die den betroffenen Arbeitnehmern 
daraus entstehenden wirtschaftlichen Nachteile aus- 
zugleichen hat. Dieselbe Regelung gilt auch für die 
Abweichung von vereinbarten Sozialplänen. Der 
Entwurf sieht diese Rechtsfolgen für den Fall vor, 
daß sich der Arbeitgeber dem Verfahren zur Auf- 
stellung eines Sozialplans entzieht. 

Der Entwurf will durch verschiedene Regelungen 
erreichen, daß möglichst in allen Betrieben Betriebs- 
räte gebildet werden. 

Ein weiteres Anliegen des Entwurfs besteht darin, 
die rechtliche Stellung der Mitglieder des Betriebs- 
rats so zu verbessern, daß sie sich ihren Aufgaben 
gegenüber der Belegschaft und den betrieblichen 
Zielen mit Sachkunde, Einsatz und ohne Gefahr für 
das persönliche berufliche Fortkommen widmen 
können. Dem entsprechen der verbesserte Kündi- 
gungsschutz für die Betriebsratsmitglieder, auch 
während der Kandidatur und nach dem Ausscheiden 
aus dem Amt eine großzügige Staffel für Freistel- 
lung zur Wahrnehmung der Betriebsratsaufgaben, 
weitreichende Ansprüche auf Bildungsurlaub und 
weitere wichtige Maßnahmen zur beruflichen Siche- 


rung. Diese neuen Rechte werden es geeigneten Ar- 
beitnehmern leichter machen als bisher, sich für eine 
Mitgliedschaft im Betriebsrat und damit für eine 
verantwortungsvolle Aufgabe im Betrieb zur Ver- 
fügung zu stellen. 

Der Schutz von beachtenswerten Minderheiten ist 
demokratischer Bestandteil einer freiheitlichen Ord- 
nung. Dies gilt auch für die Betriebe und Unterneh- 
men. Deshalb wird der bestehende Minderheiten- 
und Gruppenschutz vom vorliegenden Entwurf be- 
stätigt und unter Berücksichtigung praktischer Be- 
dürfnisse erweitert. 

Seit 1952 ist die Zahl der Unternehmen, die aus 
mehreren Betrieben bestehen, gewachsen. Sie nimmt 
weiterhin zu. Der Entwurf sieht im Interesse der 
Gleichbehandlung aller Arbeitnehmer eines Unter- 
nehmens vor, daß auf Unternehmensebene die Er- 
richtung von Gesamtbetriebsräten erleichtert und 
gefördert wird. 

Der Entwurf eröffnet erstmals die Möglichkeit zur 
Bildung von Konzernbetriebsräten. 

Die bisherigen Rechte der Jugendvertretung werden 
erweitert. Die jugendlichen Arbeitnehmer sollen die 
Möglichkeit erhalten, in den sie berührenden Ange- 
legenheiten mitzuwirken und möglichst frühzeitig 
Verantwortung zu übernehmen. Die Stellung der 
Jugendvertretung in der Betriebsverfassung ist — 
wie bisher — so gedacht, daß ihre Arbeit organisa- 
torisch eng mit der des Betriebsrats verzahnt bleibt. 
Wichtig ist für die Jugendvertreter, daß sie im we- 
sentlichen den gleichen Schutz wie die Betriebsrats- 
mitglieder erhalten sollen. Außerdem räumt der Ent- 
wurf den Jugendlichen die Möglichkeit ein, eine 
Vertretung auf Unternehmensebene, die Gesamt- 
jugendvertretung, zu bilden. 

In größeren Betrieben erschwert die technologisch 
bedingte hohe Arbeitsteiligkeit und die oft kom- 
plizierte Organisationsstruktur den Integrationspro- 
zeß des einzelnen Arbeitnehmers. Häufig wird dabei 
die unmittelbare Verbindung des einzelnen Arbeit- 
nehmers zu seinem Vertretungsorgan erschwert und 
den Mitgliedern der Vertretungsorgane ist es ihrer- 
seits in diesen Großbetrieben kaum möglich, die 
notwendigen Kontakte herzustellen und aufrecht 
zu erhalten. Deshalb sieht der Entwurf in Betrieben 
mit mehr als 2000 Arbeitnehmern die Bildung von 
Arbeitsgruppen und die Wahl von Arbeitsgruppen- 
sprechern vor. Diese sollen das Interesse der ein- 
zelnen Arbeitnehmer am betrieblichen Geschehen 
und in Verbindung zu den einzelnen Arbeitnehmern 
fördern. Sie sind nicht als Konkurrenz zum Betriebs- 
rat gedacht; sie sollen im Gegenteil mit dem Be- 
triebsrat Zusammenarbeiten und diesen in seiner 
Arbeit unterstützen. 

Die gegenseitige Information und die gemeinsame 
Beratung wirtschaftlicher Angelegenheiten erhalten 
immer mehr Bedeutung. Der Entwurf hält daher an 
dem paritätisch zu besetzenden Wirtschaftsausschuß 
fest und sieht von einer einseitigen Besetzung nur 
durch Arbeitnehmervertreter oder Betriebsräte ab, 
weil eine solche Besetzung dem Ziel der Integra- 
tion der Arbeitnehmer widersprechen würde. 
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Der Wirtschaftsausschuß soll in seiner Größe be- 
grenzt bleiben; ein zu großer Wirtschaftsausschuß 
würde nicht mehr, sondern eher weniger Informa- 
tion bringen. 

Auch wenn der Entwurf sich daran hält, den Wirt- 
schaftsausschuß nicht zu einem Organ für unter- 
nehmerische Entscheidungen zu konstituieren, so 
ist doch beabsichtigt, den Rahmen der Informations- 
ansprüche und der sonstigen Befugnisse auszuwei- 
ten. Ein Recht auf Unterrichtung soll über das gel- 
tende Gesetz hinaus gewährt werden, u. a. über die 
Investitions-, Rationalisierungs- und Automatisie- 
rungsvorhaben von wesentlichem Umfang, die finan- 
zielle Lage des Unternehmens, das Personal- und 
Sozialwesen, und zwar jeweils unter Vorlage der 
erforderlichen Unterlagen. 

III. Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
im Unternehmen 

Die in den vergangenen Jahren intensiv geführte 
Mitbestimmungsauseinandersetzung stand stark un- 
ter dem Eindruck der Forderung nach Ausweitung 
der im Bereich der Montanindustrie vorhandenen 
Sonderregelung der paritätischen Mitbestimmung 
auf sämtliche Wirtschaftsbereiche. Dies führte viel- 
fach dazu, daß die Frage der Mitbestimmung der Ar- 
beitnehmer allein unter dem Gesichtspunkt der Zu- 
sammensetzung des Aufsichtsrats im Verhältnis von 
Vertretern der Eigentümer zu Arbeitnehmervertre- 
tern gesehen wurde. Der Entwurf hält eine solche 
Reduzierung der Problematik auf die Mitbestim- 
mung im Unternehmen vom Ansatz her für ver- 
fehlt. Er geht vielmehr von der Tatsache aus, daß 
die Bedeutung und die Möglichkeiten der den Ar- 
beitnehmern und ihren Vertretern im Betrieb und im 
Unternehmen zur Verfügung stehenden Mitbestim- 
mungs- und Mitwirkungsrechte nur in ihrer Gesamt- 
heit und unter Berücksichtigung ihres wechselseiti- 
gen Zusammenhanges richtig bewertet werden kön- 
nen. Dieser Ansatz wird auch im Bericht der Sach- 
verständigenkommission als allein sachangemessen 
hervorgehoben. Die im Entwurf vorgesehene Rege- 
lung der Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Un- 
ternehmen entzieht sich also einer isolierten Be- 
trachtungsweise. Sie muß in den Gesamtzusammen- 
hang des auf einer einheitliche Regelung der Mit- 
bestimmung angelegten Entwurfs eingeordnet wer- 
den. 

Die Vielzahl der diskutierten Mitbestimmungsfor- 
derungen und -Vorstellungen reicht, soweit sie die 
Unternehmensebene betreffen, von der unveränder- 
ten Beibehaltung der Ein-Drittel-Beteiligung der 
Arbeitnehmer im Aufsichtsrat der Kapitalgesell- 
schaften bis zu seiner paritätischen Zusammenset- 
zung im Verhältnis beider Gruppen. Der Entwurf 
hat sich keine dieser die äußersten Positionen in 
der Mitbestimmungsauseinandersetzung abstecken- 
den Auffassungen zu eigen gemacht. Er sieht eine 
eigenständige Regelung der Mitbestimmung im Un- 
ternehmen vor, die den besonderen Interessen so- 
wohl der Eigentümer wie auch der Arbeitnehmer 
Rechnung trägt und die damit im Ergebnis eine 
gleichwertige Berücksichtigung wirtschaftlicher Not- 
wendigkeiten und sozialer Erfordernisse in einem 


marktwirtschaftlichen Ordnungssystem gewährlei- 
stet. Damit liegen dem Entwurf zwei wesentliche 
Entscheidungen zugrunde: die Absage an die paritä- 
tische Mitbestimmung als generelles Ordnungsprin- 
zip und das überzeugte Eintreten für eine Verstär- 
kung der Arbeitnehmervertretung auch im Unter- 
nehmen. 

Aufbauend auf dem geltenden deutschen Gesell- 
scIidfLsrecht sieht der Entwurf zum einen eine abso- 
lute und relative Vergrößerung des Anteils der 
Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat vor, zum 
anderen erreicht er durch ein System ineinander- 
greifender Regelungen verfahrensrechtlicher und 
materieller Art eine noch über diese zahlenmäßige 
Vergrößerung hinausgehende rechtliche und fakti- 
sche Verstärkung der Arbeitnehmerposition im Un- 
ternehmen. Die wesentlichen Elemente dieser Ent- 
scheidung werden im folgenden dargelegt: 

Aufgabe einer jeden Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer ist die Verbesserung der objektiven und 
subjektiven Situation des einzelnen Arbeitnehmers. 
Diese konkrete Bezogenheit auf den einzelnen Ar- 
beitnehmer ist für die Ausgestaltung der Mitbestim- 
mung auf der Ebene des Unternehmens in gleicher 
Weise zu fordern wie für die Regelung der Arbeit- 
geber-Arbeitnehmerbeziehungen auf betrieblicher 
Ebene. 

Die Vertreter der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat be- 
dürfen der unmittelbaren und uneingeschränkten 
Legitimation durch diejenigen, deren Interessen sie 
wahrzunehmen haben. Dieser Grundsatz schließt 
eine Kooptation sog. „weiterer Mitglieder" durch 
den Aufsichtsrat aus. Selbst wenn die Kooptation im 
Einzelfall das Verhältnis beider Gruppen im Auf- 
sichtsrat nicht verändern würde, so würde sie doch 
die Wahlmöglichkeiten der Belegschaft verringern. 
Der Entwurf geht davon aus, daß derjenige der 
Arbeitnehmerinteressen im Betrieb oder Unterneh- 
men vertritt, vom Vertrauen der Belegschaft ge- 
tragen sein, d. h. von der Belegschaft gewählt wer- 
den muß. Darüber hinaus hat das Prinzip der un- 
mittelbaren Wahl den Vorzug größerer Klarheit. 

Der Entwurf trägt der Bedeutung der im Unterneh- 
men vertretenen Gewerkschaften dadurch Rech- 
nung, daß er ihnen ein eigenständiges Vorschlags- 
recht für ein bis zwei Sitze der Arbeitnehmervertreter 
im Aufsichtsrat einräumt. Er unterwirft diese Vor- 
schläge jedoch uneingeschränkt der Wahlentschei- 
dung durch die Belegschaft. Mit dieser Regelung 
räumt der Entwurf der Belegschaft wesentlich stär- 
kere Einflußmöglichkeiten auf die Zusammensetzung 
des Aufsichtsrats ein als die Montanmitbestim- 
mungsgesetze: Im Ergebnis kann die Belegschaft 
mehr als doppelt soviel Arbeitnehmervertreter un- 
mittelbar und in freier Wahl in den Aufsichtsrat 
wählen, als es nach dem Montanmitbestimmungs- 
gesetz den Betriebsräten des Unternehmens mög- 
lich ist. 

Schließlich trägt der Entwurf der Gefahr Rechnung, 
daß sich mit wachsender Größe eines Aufsichtsrats 
die Transparenz der Entscheidungsverfahren ver- 
ringert, Die dieser Gefahr vorbeugenden Regelun- 
gen vor allem zur frühzeitigen Beteiligung der 
Arbeitnehmervertreter bei der Bestellung und Abbe- 
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rufung der Vorstandsmitglieder, zur Begründungs- 
pflicht im Falle des Uberstimmens der Arbeitnehmer- 
vertreter im Aufsichtsrat, zu einer Konfliktspublizi- 
tät, zur Zusammensetzung von Ausschüssen und zum 
Inhalt der Geschäftsordnung des Aufsichtsrats ge- 
währleisten in ihrem Zusammenwirken eine weitere 
wesentliche Absicherung und Verstärkung der Mit- 
bestimmung der Arbeitnehmervertreter im Auf- 
sichtsrat. 


B. Besonderer Teil 

Erster Teil: Der Arbeitnehmer am Arbeitsplatz und 
im Betrieb 

Zu § 1 — Persönliche Entfaltungsfreiheit 

Es ist eine der wesentlichen Zielvorstellungen des 
Entwurfs, die Stellung der Einzelpersönlichkeit in 
der betrieblichen Organisation zu verbessern und 
ihre freie Entfaltungsmöglichkeit zu sichern. Die 
neuen Bestimmungen des Ersten Teils verwirklichen 
diese Zielvorstellung. § 1 enthält das generelle Ge- 
bot, die organisatorischen Voraussetzungen für eine 
größtmögliche persönliche Entfaltungsfreiheit des 
einzelnen Arbeitnehmers im Rahmen der Betriebs- 
ziele zu schaffen. Die persönliche Entfaltungsfreiheit 
des einzelnen findet ihre natürliche Grenze in der 
Pflicht zur Rücksichtnahme auf die anderen Arbeit- 
nehmer des Betriebs und die Zusammenarbeit mit 
ihnen. 

Als korrespondierende Vorschrift zu § 1 und zum 
gesamten Ersten Teil des Entwurfs ist im Zweiten 
Teil § 22 Abs. 4 zu sehen, wo Arbeitgeber und Be- 
triebsrat gleichermaßen verpflichtet werden, die 
freie Entfaltung und den Schutz der Einzelpersönlich- 
keit zu achten. Außerdem ist auf § 27 Abs. 1 zu ver- 
weisen, wonach der Betriebsrat für die Sicherung 
der persönlichen Rechte des einzelnen Arbeitneh- 
mers zu sorgen hat. 

Zu § 2 — Gleichbehandlung 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen dem § 51 
des geltenden BetrVG. Die Einordnung im Ersten 
Teil des Entwurfs stellt klar, daß ihr Inhalt die per- 
sönliche Rechtsstellung des einzelnen Arbeitnehmers 
betrifft. 


Zu § 3 — Recht auf Unterrichtung 

Die Unterrichtungspflicht des Arbeitgebers über 
Aufgaben- und Verantwortungsbereich soll die Stel- 
lung des einzelnen in der betrieblichen Organisation 
verdeutlichen, abgrenzen und dadurch sichern. Die 
Unterrichtung über wesentliche technische, organi- 
satorische und personelle Veränderungen im eige- 
nen Arbeitsbereich soll den einzelnen Arbeitnehmer 
in die Lage versetzen, bei der Gestaltung seines 
Arbeitsplatzes verantwortlich mitzuwirken und 
eventuelle Auswirkungen auf seine eigene Person 
frühzeitig zu erkennen (§ 10). 


Zu § 4 — Besetzung der Arbeitsplätze 

Die Vorschrift enthält eine Konkretisierung des in 
§ 1 enthaltenen Gebots, für die freie Entfaltung der 
Einzelpersönlichkeit zu sorgen. Der Arbeitnehmer 
ist entsprechend seinen Fähigkeiten zu beschäftigen, 
er darf also, soweit die betrieblichen Möglichkeiten 
dies zulassen, weder ständig überfordert noch stän- 
dig unterfordert werden. 

Durch Absatz 2 erhält der einzelne Arbeitnehmer 
im Rahmen der betrieblichen Möglichkeiten ein 
Recht auf einen anderen im Sinne des Absatzes 1 
geeigneten und zumutbaren Arbeitsplatz einge- 
räumt, wenn sein Arbeitsplatz aus technischen und/ 
oder organisatorischen Gründen wegfällt oder sich 
grundlegend ändert. 

Zu § 5 — Betriebliche Umschulung 

Arbeitnehmer, die aus gesundheitlichen Gründen 
an ihrem bisherigen oder einem gleichartigen Ar- 
beitsplatz nicht weiterbeschäftigt werden können, 
verdienen besonderen Schutz, zumal es sich bei 
diesem Personenkreis in den meisten Fällen um 
ältere oder behinderte Arbeitnehmer handeln wird, 
§ 5 schafft daher für diese Fälle ergänzend zu den 
Bestimmungen des § 4 ein Recht auf betriebliche 
Umschulung im Rahmen der betrieblichen Möglich- 
keiten. 

Zu § 6 — Aufgaben- und Verantwortungsbereich 

Die Delegation von Aufgaben und die klare Ab- 
grenzung von Verantwortungsbereichen gehört 
heute zu den anerkannten Grundsätzen der Zusam- 
menarbeit im Betrieb. Sie geben dem einzelnen Ar- 
beitnehmer den größtmöglichen Raum zur Entfal- 
tung seiner Persönlichkeit und seiner Fähigkeiten 
am Arbeitsplatz und dienen damit auch dem opti- 
malen Arbeitsablauf. Die Vorschrift soll keineswegs 
die große Vielfalt praktischer Gestaltungsmöglich- 
keiten ausschließen, sie soll aber sicherstellen, daß 
die Verwirklichung der in ihr enthaltenen Grund- 
sätze nicht nur von der Einsicht einzelner abhängt. 

Zu § 7 — Weisungen 

Die in dieser Vorschrift enthaltene Regel für die 
Ausübung von Weisungsbefugnissen im Betrieb 
dient der grundsätzlichen Sicherung des festgelegten 
Verantwortungsbereichs. Eigenverantwortliches Han- 
deln und die Entwicklung eigener Initiativen sind 
nur auf dem Boden einer derartigen grundsätzlichen 
Sicherheit möglich. 

Zu § 8 — Informationsaustausch 

Umfassende Information ist eine der Grundvoraus- 
setzungen guter betrieblicher Zusammenarbeit. Das 
Informationsbedürfnis des Arbeitnehmers liegt auf 
der Hand. Es besteht jedoch auch ein zunehmendes 
Informationsbedürfnis des Arbeitgebers gegenüber 
dem Arbeitnehmer, insbesondere bei Verwirk- 
lichung der in § 6 des Entwurfs enthaltenen Grund- 
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Sätze. Die Vorschrift schafft daher eine ausdrück- 
liche Pflicht für Arbeitgeber und Arbeitnehmer zur 
Förderung der gegenseitigen innerbetrieblichen In- 
formation in beiden Richtungen. 

Zu § 9 — Einarbeitung 

Das Recht auf eine angemessene Einarbeitungszeit 
soll im Interesse des betroffenen Arbeitnehmers und 
seiner Arbeitskollegen mögliche Reibungen wäh- 
rend des Einlebens in die neue betriebliche Umwelt 
oder einen neuen Arbeitsplatz verhindern und aus- 
schließen, daß der Arbeitnehmer bei einer neuen 
Tätigkeit einer besonderen gesundheitlichen Gefähr- 
dung oder einer erhöhten Unfallgefahr dadurch aus- 
gesetzt wird, daß er sich selbst überfordert oder von 
anderen überfordert wird. 

Bei Beginn einer neuen Tätigkeit ist erfahrungsge- 
mäß auf Grund mangelnder Erfahrung die Unfallge- 
fährdung am größten. Der Arbeitgeber wird daher 
ausdrücklich verpflichtet, für die Unterrichtung des 
Arbeitnehmers über die mit dem Arbeitsplatz ver- 
bundenen Unfall- und Gesundheitsgefahren und die 
entsprechenden Schutzmaßnahmen vor Übernahme 
einer neuen Tätigkeit zu sorgen. Die gesetzlichen 
Unfallverhütungsvorschriften werden hiervon nicht 
berührt. 

Zu § 10 — Gestaltung des Arbeitsplatzes 

Diese Vorschrift enthält die wesentlichen Kriterien, 
die im allgemeinen unter dem Begriff der Mitbestim- 
mung am Arbeitsplatz zusammengefaßt werden. Das 
Selbstverständnis des Menschen im Arbeitsleben 
unserer Zeit erfordert es, die aktive Teilnahme des 
einzelnen in seinem eigenen unmittelbaren Wir- 
kungsbereich zu ermöglichen und zu fördern. Jeder 
Arbeitnehmer erhält daher das Recht, durch Vor- 
schläge und Anregungen an der Gestaltung seines 
Arbeitsplatzes mitzuwirken und — hiermit untrenn- 
bar verbunden — das Recht auf Antwort binnen an- 
gemessener Frist. 

Zu § 11 — Verbesserungsvorschläge 

Betriebliche Verbesserungsvorschläge im Sinne die- 
ser Vorschrift sind Anregungen, die nicht zum un- 
mittelbaren Pflichtenkreis eines Arbeitnehmers ge- 
hören oder erheblich über die gewöhnlichen Auf- 
gaben hinausgehen. Ein Verbesserungsvorschlag 
kann sich auch auf den eigenen Arbeitsplatz be- 
ziehen. 

Einer bereits vielfach freiwillig geübten Praxis ent- 
sprechend wird ein Rechtsanspruch auf angemes- 
sene Vergütung für durchgeführte Verbesserungs- 
vorschläge geschaffen. Ansprüche nach anderen 
Rechtsvorschriften, insbesondere nach dem Gesetz 
über Arbeitnehmererfindungen bleiben unberührt. 

Zu § 12 — Anliegen und Beschwerden 

Ergänzend zu den aktiven Mitwirkungsrechten des 
einzelnen Arbeitnehmers wird mit dieser Bestim- 
mung erstmals das Recht, Anliegen und Beschwerden 


bei der zuständigen Stelle des Betriebs vorzubrin- 
gen, ausdrücklich kodifiziert. Durch Satz 2 wird ge- 
währleistet, daß der Arbeitnehmer binnen angemes- 
sener Frist Antwort erhält. § 27 Abs. 1 Buchstabe e 
des Entwurfs bleibt unberührt. 

Zu § 13 — Erörterung der beruflichen Situation 

Das Streben nach beruflichem Fortkommen ist ein 
wesentlicher Antrieb in der heutigen Arbeitswelt, 
dessen Förderung auch im wohlverstandenen Inter- 
esse des Arbeitgebers liegt. Die Möglichkeit persön- 
licher Erörterung der beruflichen Situation und Lei- 
stungsbeurteilung sowie der Aus- und FortbiT 
dungsmöglichkeiten mit den Vorgesetzten und an- 
deren zuständigen Stellen des Betriebs ist eine der 
wesentlichen Voraussetzungen für den Arbeitneh- 
mer, die Chancen eines beruflichen Aufstiegs abzu- 
schätzen und dementsprechend zu planen. 

Zu § 14 — Personalakten, Beurteilung 

Diese Vorschrift begründet ein Recht auf Einsicht 
in die eigene Personalakte. Dies entspricht der heu- 
tigen Auffassung vom Inhalt der persönlichen 
Würde. 

Absatz 2 gibt allen Arbeitnehmern die Möglichkeit, 
eigene Stellungnahmen zu ihrer Personalakte zu 
geben. 

Bei der Ausstellung eines Zeugnisses bei Beendi- 
gung des Arbeitsverhältnisses können sich Schwie- 
rigkeiten ergeben, wenn der Arbeitnehmer während 
des Arbeitsverhältnisses den Arbeitsbereich oder 
den Vorgesetzten gewechselt hat. Eine zutreffende 
Beurteilung der Leistungen in einem früheren Ar- 
beitsbereich ist dann oft nicht mehr möglich. Die 
Vorschrift gibt dem Arbeitnehmer dann ein Recht 
auf sofortige Beurteilung seiner Leistungen bei 
Wechsel des Arbeitsbereichs. 

Zu § 15 — Erläuterung des Entgelts 

Die Berechnungsmethoden für das Arbeitsentgelt 
sind vielfach so kompliziert geworden, daß dem 
Arbeitnehmer eine Nachprüfung kaum mehr möglich 
ist. Es wird deshalb der zur allgemeinen Fürsorge- 
pflicht des Arbeitgebers gehörende Grundsatz ko- 
difiziert, daß dem Arbeitnehmer Berechnung und 
Zusammensetzung des Entgelts und anderer Leistun- 
gen auf Verlangen zu erläutern sind. 


Zu § 16 — Versetzungswünsche 

Diese Vorschrift soll in erster Linie wie die des § 13 
das natürliche Streben des Arbeitnehmers nach be- 
ruflichem Aufstieg unterstützen. Zu den Voraus- 
setzungen für denberuflichen Aufstieg nunmehr kann 
es auch gehören, durch einen Aufgabenwechsel den Er- 
fahrungsbereich zu erweitern. Dies ohne einen 
Wechsel des Arbeitgebers zu ermöglichen, liegt im 
Interesse sowohl des Arbeitnehmers als auch des 
Arbeitgebers. Die Praxis lehrt aber, daß diese Über- 
einstimmung der Interessen nicht auf allen Funk- 
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tionsstufen der Betriebe immer voll berücksichtigt 
wird. Die Vorschrift gibt daher dem Arbeitnehmer 
das Recht, sich auch direkt an die für Personalent- 
scheidungen zuständige Stelle des Betriebs zu wen- 
den. Aus § 2 folgt, daß ihm durch einen derartigen 
Versetzungsv/unsch keinerlei berufliche Nachteile 
entstehen dürfen. 

Zu § 17 — Ausschreibung von Arbeitsplätzen 

Der Arbeitgeber wird im Interesse der Mobilität 
des innerbetrieblichen Arbeitsmarktes verpflichtet, 
frei werdende Stellen innerhalb des Betriebs und Un- 
ternehmens auszuschreiben, wenn dies im Hinblick 
auf Inhalt, Funktion und Bedeutung der zu beset- 
zenden Stelle möglich ist. Eine Ausschreibung inner- 
halb des gesamten Unternehmens ist nur erforder- 
lich, wenn der betreffende Arbeitsplatz über den 
einzelnen Betrieb hinaus Bedeutung hat. 

Zu § 18 — Arbeitnehmer 

Die Vorschrift grenzt den Kreis der Personen ab, auf 
die der Entwurf Anwendung findet. Danach gehören 
zu den Arbeitnehmern im Sinne des Entwurfs: 

a) Arbeiter. Die Vorschrift entspricht mit redak- 
tionellen Änderungen § 5 Abs. 1 des geltenden 
Rechts. 

b) Angestellte. Die Vorschrift entspricht mit redak- 
tionellen Änderungen § 5 Abs. 2 des geltenden 
Rechts. 

c) Leitende Angestellte. Die leitenden Angestellten 
sind bisher nach § 4 Abs. 2 Buchstabe c des 
geltenden Rechts sogenannte Nicht- Arbeitneh- 
mer, auf die das Betriebsverfassungsgesetz keine 
Anwendung findet. Im Gegensatz dazu gelten die 
leitenden Angestellten nach dem Entwurf als 
Arbeitnehmer. Das bedeutet, daß nach dem Wil- 
len des Entwurfs in Zukunft die Vorschriften die- 
ses Gesetzes grundsätzlich auch auf leitende An- 
gestellte anzuwenden sind. Nur die Vorschriften 
über den Betriebsrat gelten im wesentlichen für 
leitende Angestellte nicht (§ 98 Abs. 2 des Ent- 
wurfs). 

Die Abgrenzung der leitenden Angestellten von 
den übrigen Angestellten ist in dem Entwurf 
nach objektiven Kriterien getroffen, die auf die 
im Betrieb oder Unternehmen ausgeübte Funk- 
tion abstellen. Der Entwurf übernimmt damit 
nicht das von subjektiven Faktoren abhängige 
Abgrenzungsmerkmal des „besonderen persön- 
lichen Vertrauens des Arbeitgebers" nach § 4 
Abs. 2 Buchstabe c des geltenden Rechts. 

Der Entwurf unterscheidet zwei Gruppen von 
leitenden Angestellten: Solche, die übertragene 
unternehmerische Befugnisse in Betrieb und Un- 
ternehmen ausüben sowie solche, die für den Be- 
stand und die Entwicklung des Unternehmens 
wesentliche Aufgaben erfüllen, für die besondere 
Erfahrungen oder Kenntnisse erforderlich sind. 
Beiden Gruppen muß gemeinsam sein, daß die 
bezeichneten Tätigkeiten regelmäßig, überwie- 
gend und im wesentlichen frei von fachlichen 
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Weisungen aufgrund Dienstvertrages und Dienst- 
stellung ausgeübt werden. 

Arbeitgeber und Betriebsrat stellen gemeinsam 
fest, welche Angestellten oder Angestellten- 
giuppen diese Voraussetzungen erfüllen. Bei die- 
ser gemeinsamen Feststellung ist § 102 Abs. 4 
des Entwurfs zu beachten. Die Möglichkeit einer 
Anrulung des Arbeitsgerichts nach § 132 Abs. 1 
Buchstabe g des Entwurfs bleibt unberührt. 

Da die leitenden Angestellten nicht mehr, wie 
im geltenden Recht, insgesamt als Nicht-Arbeit- 
nehmer gelten, wurden Angestellte mit aus- 
schließlicher Leitungsfunktion dem neu abge- 
grenzten Kreis der Nicht-Arbeitnehmer zuge- 
ordnet (s. § 19 Buchstabe c). 

Zu § 19 — Nicht-Arbeitnehmer 

Die Vorschrift regelt, auf welche Personen der Ent- 
wurf keine Anwendung finden soll. Sie lehnt sich 
— mit Ausnahme der leitenden Angestellten — 
weitgehend an das geltende Recht an. 

Die Buchstaben a, b, e und f entsprechen den gleich- 
lautenden Buchstaben in § 4 Abs. 2 des geltenden 
Rechts. Lediglich in Buchstabe f wird zusätzlich auch 
der Ehegatte des Arbeitgebers aus dem Geltungs- 
bereich des Entwurfs ausgenommen. Neu ist Buch- 
stabe c, der Unternehmens- und Betriebsleiter so- 
wie deren Stellvertreter betrifft. 

Zu § 20 — Nebenbetriebe und Betriebsteile 
Die Vorschrift entspricht § 3 des geltenden Rechts. 


Zweiter Teil: Der Betriebsrat 

Erster Abschnitt: Mitbestimmung und Mitwirkung 

Erster Unterabschnitt: Grundsätze 

Der Entwurf faßt die Vorschriften über den Betriebs- 
rat im Zweiten Teil zusammen. In Abweichung vom 
Aufbau des geltenden Gesetzes werden die Vor- 
schriften über die Befugnisse des Betriebsrats und 
die organisatorischen und verfahrensrechtlichen 
Vorschriften nicht auseinandergerissen. Die Mitbe- 
stiminungs- und Mitwirkungs- und Initiativrechte 
des Betriebsrats stehen ihrer Bedeutung entspre- 
chend an der Spitze dieses Teils. 

Zu § 21 Bildung von Betriebsräten 

Durch die Vorschrift wird der Kreis der betriebs- 
ratsfähigen Betriebe entsprechend § 8 Abs. 1 des 
geltenden Rechts abgegrenzt. Die Sondervorschrift 
für Betriebe der Land- und Forstwirtschaft nach § 8 
Abs. 2 des geltenden Rechts entfällt. 

Anders als das geltende Recht sagt der Entwurf 
ausdrücklich, daß in allen betriebsratsfähigen Be- 
trieben Betriebsräte zu bilden sind. Mit dieser For- 
mulierung wird der Wille des Entwurfs nach um- 
fassender Anwendung des Gesetzes deutlich zum 
Ausdruck gebracht. 
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Zu § 22 -- Regeln der Zusammenarbeit 

Die Vorsclirift legt die Regeln für die Zusammen- 
arbeit zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat fest. 

Absatz 1 enthält den Grundsatz der vertrauensvoh 
len Zusammenarbeit und entspricht § 49 Abs. 1 des 
geltenden Rechts. 

Absatz 2 ist neu. Die Vorschrift gibt dem Betriebs- 
rat das Recht, bei Erfüllung seiner Aufgaben mit den 
im Betrieb vertretenen Gewerkschaften Zusammen- 
arbeiten und sich ihrei' Unterstützung bedienen zu 
können. 

Absatz 3 enthält die Friedenspflicht in vollem Um- 
fang entsprechend § 49 Abs. 2 des geltenden Rechts. 

Absatz 4 macht es Arbeitgeber und Betriebsrat zur 
gemeinsamen Aufgabe, auf die freie Entfaltung und 
den Schutz der Persönlichkeit des einzelnen Arbeit- 
nehmers zu achten. Angesichts der zunehmenden 
Konzentration und Automatisierung in der Wirt- 
schaft erscheint es besonders notwendig, eine der- 
artige Verpflichtung ausdrücklich im Gesetz vorzu- 
sehen. Nach Satz 2 haben Arbeitgeber und Betriebs- 
rat gemeinsam dafür zu sorgen, daß alle im Betrieb 
tätigen Personen nach Recht und Billigkeit behandelt 
werden. Die Vorschrift entspricht § 51 Satz 1 des 
geltenden Rechts. Die dort enthaltene beispielhafte 
Aufzählung ist im Entwurf nicht übernommen, weil 
sie in § 2 als Grundrecht des Arbeitnehmers auf 
Gleichbehandlung ausgestaltet ist. 

Absatz 5 hält am Verbot der parteipolitischen Be- 
tätigung von Arbeitgeber oder Betriebsrat fest. Die 
Vorschrift entspricht § 51 Satz 2 des geltenden 
Rechts. 

Absatz 6 Satz 1 entspricht im wesentlichen § 49 
Abs. 4 des geltenden Rechts. Durch eine redaktio- 
nelle Änderung wird klargestellt, daß die Anrufung 
betrieblicher Stellen, insbesondere der Einigungs- 
stelle, von der Vorschrift nicht betroffen wird. Sätze 2 
und 3 verlangen den Versuch der internen Beilegung 
von Meinungsverschiedenheiten nicht nur auf Be- 
triebs- sondern auch auf Unternehmensebene. 

Absatz 7 entspricht § 2 des geltenden Rechts. 

Zu § 23 — Durchführung von Beschlüssen, Betriebs- 
vereinbarungen 

Absatz 1 entspricht § 52 Abs. 1 des geltenden Rechts. 

Absatz 2 schafft entsprechend dem geltenden Recht 
die Möglichkeit zum Abschluß von Betriebsverein- 
barungen. Der Entwurf stellt klar, daß es sich bei 
Betriebsvercinbarungen um autonome Satzungen 
mit unmittelbarer normativer Wirkung handelt. Er 
folgt damit nicht der Auffassung, die in Betriebs- 
voreinbarungen privatrechtliche Verträge sieht. Die 
in § 52 Abs. 2 des geltenden Rechts enthaltene Ver- 
pflichtung, Betriebsvereinbarungen in gut leser- 
lichem Zustand zu erhalten, ist als nicht mehr zeit- 
gemäß gestrichen. 

Absatz 3 enthält erstmals eine Regelung über die 
Kündigung von Belriebsvereinbarungen. Ange- 
sichts des Normcharakters von Betriebsvereinbarun- 
gen ist eine relativ lange Kündigungsfrist von 6 Mo- 
naten vorgesehen. 
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Zu § 24 — Gemeinschaftliche Besprechungen 

Die Vorschrift entspricht § 49 Abs. 3 des geltenden 
Rechts. 

Zu § 25 — Schutzbestimmung 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen § 53 des 
geltenden R.echts. Ihre entsprechende Anwendung 
auf andere Organe der Betriebsverfassung ist an den 
einschlägigen Stellen des Entwurfs vorgesehen. 

Zu § 26 — Schweigepflicht 

Die Vorschrift entspricht itn wesentlichen § 55 des 
geltenden Rechts. Da der Betriebsrat nach § 27 Abs. 2 
des Entwurfs ein Recht auf Vorlage der erforder- 
lichen Unterlagen hat, werden auch vertrauliche 
Unterlagen der Schweigepflicht unterworfen. 

Um eine Erörterung der vertraulichen Angelegen- 
heit, auch im Gesamtbetriebsrat, im Wirtschaftsaus- 
schuß und in der Einigungsstelle zu ermöglichen, 
wird insoweit eine zusätzliche Ausnahme von der 
Schweigepflicht geschaffen. 

i 

i 

Zweiter Unterabschnitt: 

Allgemeine Angelegenheiten 

Zu § 27 - Allgemeine Aufgaben 

Absatz 1 erweitert den Katalog allgemeiner Auf- 
gaben in § 54 Abs. 1 des geltenden Rechts. Insbe- 
sondere hat der Betriebsrat in Zukunft für die Ver- 
wirklichung der Grundrechte des Arbeitnehmers 
nach dom Ersten Teil des Entwurfs zu sorgen (Buch- 
stabe a). Der Betriebsrat hat ferner die Aufgabe um- 
I fassender Information der Arbeitnehmer in betrieb- 
lichen Angelegenheiten (Buchstabe b). Er soll zu- 
künftig nicht nur Beschwerden, sondern auch An- 
I fragen und Anregungen von Arbeitnehmern ent- 
gegennehinen und mit dem Arbeitgeber darüber 
verhandeln (Buchstabe f). Die besonderen Belange 
der älteren Arbeitnehmer sind in dem Aufgaben- 
katalog ausdrücklich aufgeführt (Buchstabe g). Der 
Betriebsrat soll die Initiative zur Errichtung einer 
Jugendvertretung entfalten und mit der Jugendver- 
tretung kooperieren (Buchstabe i). 

Absatz 2 knüpft an § 54 Abs. 2 des geltenden Rechts 
an. Jedoch hat der Betriebsrat das Recht auf Vorlage 
der erforderlichen Unterlagen in Zukunft ohne Ein- 
schränkung. Dies bedeutet eine erhebliche Verbes- 
serung der Arbeitsmöglichkeiten des Betriebsrats. 
Zur Wahrung der persönlichen Sphäre des Arbeit- 
nehmers gilt für Personalakten die Besonderheit, 
daß die schriftliche Zustimmung des Arbeitnehmers 
vorliegen muß. Der Arbeitnehmer kann die Zu- 
stimmung auf ein Mitglied des Betriebsrats, zu dem 
er etwa besonderes Vertrauen besitzt, beschränken. 

Dritter Unterabschnitt: Soziale Angelegenheiten 

Zu § 28 - - Grundsatz, Recht auf Unterrichtung 

Absatz 1 stellt den Grundsatz auf, daß dem Betriebs- 
rat in sozialen Angelegenheiten nach Maßgabe der 


37 



Drucksache VI / 180 6 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


folgenden Paragraphen Mitbestimmungs-, Mitwir- 
kungs- und Initiativrechte zustehen. Durch den aus- 
drücklichen Hinweis auf die Initiativrechte soll die 
Eigeninitative des Betriebsrats gefördert werden. 
Der Vorbehalt gesetzlicher oder tariflicher Regelung, 
wie er bereits in § 56 Abs. 1 des geltenden Rechts 
enthalten ist, wird übernommen. 

Absatz 2 ist neu. Er gibt dem Betriebsrat ein Recht 
auf Unterrichtung in allen wesentlichen sozialen An- 
gelegenheiten, soweit sie nicht einzelne Arbeit- 
nehmer betreffen. Dieses Recht ist nicht von einem 
entsprechenden Verlangen des Betriebsrats ab- 
hängig; vielmehr hat der Arbeitgeber von sich aus 
den Betriebsrat so rechtzeitig und vollständig wie 
möglich zu unterrichten. Die Vorschrift schafft damit 
eine der wesentlichen Voraussetzungen, um dem 
Betriebsrat die Ausübung seiner Aufgaben in die- 
sem Bereich zu ermöglichen. 

Zu § 29 — Mitbestimmungsrecht 

Absatz 1 führt diejenigen sozialen Angelegenhei- 
ten auf, die von Arbeitgeber und Betriebsrat nur 
gemeinsam geregelt werden können. Der Kreis die- 
ser Angelegenheiten ist gegenüber § 56 Abs. 1 des 
geltenden Rechts erheblich erweitert. 

Buchstabe a entspricht im wesentlichen § 56 Abs. 1 
Buchstabe a des geltenden Rechts. Ausdrücklich wird 
jedoch auch die Verteilung der Arbeitszeit auf die 
einzelnen Wochentage zur mitbestimmungspflichti- 
gen Angelegenheit erklärt. Dazu gehört insbeson- 
dere die Arbeit an Sonnabenden oder Sonntagen. 

Buchstabe b ergänzt Buchstabe a, indem er die Ver- 
teilung der für einen bestimmten Zeitraum gelten- 
den Arbeitszeit — etwa der wöchentlichen Arbeits- 
zeit — auf die einzelnen Arbeitstage ebenfalls zur 
mitbestimmungspflichtigen Angelegenheit macht. 

Buchstabe c: Die Festsetzung von Kurz-, Mehr- und 
Schichtarbeit ist für die Arbeitnehmer von beson- 
derer Bedeutung. Sie fällt daher ebenfalls unter das 
volle Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats. 

Buchstabe d entspricht im wesentlichen § 56 Abs. 1 
Buchstabe d des geltenden Rechts. Neu ist die Aus- 
dehnung auf die Art der Auszahlung des Arbeits- 
entgelts. Die Einführung bargeldloser Entgeltzah- 
lung ist daher beispielsweise mitbestimmungspflich- 
tig. 

Buchstabe e erweitert das geltende Recht, indem 
auch die Aufstellung allgemeiner Urlaubsgrundsätze 
in die Mitbestimmungspflicht einbezogen wird. 

Buchstabe f enthält ebenfalls eine Erweiterung 
gegenüber dem geltenden Recht. Die Vorschrift er- 
faßt nicht nur wie bisher die betriebliche Berufsaus- 
bildung, sondern auch die Berufsfortbildung und die 
Umschulung. Auf diesen drei Gebieten der beruf- 
lichen Bildung besitzt der Betriebsrat in Zukunft 
ein umfassendes Mitbestimmungsrecht. 

Buchstabe g bezieht auch die Verwaltung von Wohn- 
räumen für Arbeitnehmer in den Kreis der mitbe- 
stimmungspflichtigen Angelegenheiten ein. Die 
Wohnungsfrage hat für die Arbeitnehmer und ihre 
Familien oft eine geradezu existenzielle Bedeutung. 


Die Vorschrift unterscheidet nicht nach der Rechts- 
form der Wohnungen. 

Buchstabe h entspricht § 56 Abs. 1 Buchstabe f 
des geltenden Rechts. 

Buchstabe i knüpft an § 56 Abs. 1 Buchstabe h des 
geltenden Rechts an. Neben der Aufstellung von 
Entlohnungsgrundsätzen und der Einführung neuer 
Entlohnungsmethoden wird auch die Aufstellung 
entsprechender Richtlinien für die betriebliche Lohn- 
findung der Mitbestimmung unterworfen. 

Buchstabe k dehnt das Mitbestimmungsrecht des 
Betriebsrats auf die Festlegung des Entlohnungs- 
verfahrens, soweit die Entlohnung nach einer meß- 
baren Arbeitsleistung erfolgt, und die Regelung von 
Prämienlohnsätzen aus. Diese Ausdehnung hat an- 
gesichts der Bedeutung der Akkordermittlung für 
die Arbeitnehmer besonderes Gewicht. Bei der Aus- 
wahl und Anhörung von Sachverständigen, die in 
derartigen Fragen oft hinzugezogen werden müs- 
sen, ist der Betriebsrat zu beteiligen (§ 75 Abs. 3 
des Entwurfs). 

Buchstabe 1 ist neu und erweitert das Mitbestim- 
mungsrecht des Betriebsrats auf betriebliche Ein- 
richtungen und Maßnahmen zur Unfallverhütung. 
Die Vorschrift hat vor allem bei Unfallverhütungs- 
einrichtungen und -maßnahmen, die über die gesetz- 
lich vorgeschriebenen hinausgehen, erhebliche Be- 
deutung. Der Entwurf räumt der Unfallverhütung 
im Interesse der Arbeitnehmer einen hohen Rang 
ein, der auch in anderen Bestimmungen (beispiels- 
weise § 32) seinen Ausdruck findet. 

Absatz 2 entspricht § 56 Abs. 2 des geltenden 
Rechts. Der Hinweis auf § 50 Abs. 3 des geltenden 
Rechts ist als entbehrlich gestrichen. 

Zu § 30 — Zustimmungsrecht 

Zu Absatz 1 : Die in dieser Vorschrift genannten 
zustimmungspflichtigen Angelegenheiten haben für 
die Arbeitnehmer erhebliche Bedeutung. Die Vor- 
schrift bedeutet daher eine wesentliche Erweiterung 
der Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats. 

Buchstabe a betrifft die Errichtung und Ausgestal- 
tung von Sozialeinrichtungen. Nach § 56 Abs. 1 
Buchstabe e des geltenden Rechts erstreckt sich das 
Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats nur auf die 
Verwaltung derartiger Einrichtungen. 

Buchstabe b betrifft generelle Sozialmaßnahmen, 
beispielsweise die Einrichtung eines werksärztlichen 
Dienstes. 

Buchstabe c trägt der zunehmenden Bedeutung 
Rechnung, die Rationalisierungs- und Automatisie- 
rungsfolgen für die Arbeitnehmer haben. 

Buchstabe d entspricht der Aufmerksamkeit, die der 
Entwurf den Problemen älterer Arbeitnehmer wid- 
met. Die Vorschrift bezieht sich aber auch auf die 
Bereitstellung geeigneter Arbeitsplätze für Arbeit- 
nehmer, die aus sonstigen Gründen nicht mehr voll 
leistungsfähig sind. 

Buchstabe e dehnt die Rechte des Betriebsrats auch 
auf Maßnahmen zur Beschaffung von Wohnräumen 
für Arbeitnehmer sowie die Grundsätze für deren 
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Vergabe, Nutzung und Kündigung aus. Die Vor- 
schrift entspricht ebenso wie § 29 Abs. 1 Buch- 
stabe g der großen Bedeutung, die das Wohnungs- 
wesen für die Arbeitnehmer besitzt. 

Zu Buchstabe f; Das betriebliche Vorschlagswesen 
wird in Zukunft zunehmendes Gewicht erhalten. Die 
Förderung des betrieblichen Vorschlagswesens liegt 
nicht nur im betrieblichen Interesse, sondern stärkt 
auch die Eigeninitiative der Arbeitnehmer. Dem 
gleichen Grundsatz trägt § 11 des Entwurfs Rech- 
nung. 

Buchstabe g führt ein Zustimmungsrecht des Be- 
triebsrats bei Einrichtungen, die das Verhalten und 
die Leistung des Arbeitnehmers kontrollieren, ein. 
Solche Einrichtungen, wie etwa Fernsehkontroll- 
geräte, gestatten bei fortschreitender technologi- 
scher Entwicklung in zunehmendem Maße ein Ein- 
dringen in die persönliche Sphäre des Arbeitneh- 
mers. 

Absatz 2 regelt die Einzelheiten des Zustimmungs- 
verfahrens. 

Zu § 31 — Freiwillige Betriebsvereinbarungen 

Absatz 1 ermöglicht freiwillige Betriebsvereinba- 
rungen über sämtliche sozialen Angelegenheiten 
mit Ausnahme des § 29. Die Vorschrift geht damit 
erheblich über § 57 des geltenden Rechts hinaus. 
Ferner können auch über Maßnahmen zur Förde- 
rung der Vermögensbildung Betriebsvereinbarungen 
abgeschlossen werden. Der Entwurf will damit Maß- 
nahmen zur Vermögensbildung in Arbeitnehmer- 
hand fördern. 

Absatz 2 enthält den Vorrang der Tarifüblichkeit 
gegenüber Betriebsvereinbarungen. Die Vorschrift 
entspricht § 59 des geltenden Rechts. 

Zu § 32 — Unfallverhütung 

Absatz 1 entspricht im wesentlichen § 58 Abs. 2 des 
geltenden Rechts. Neu ist, daß der Betriebsrat auch 
bei Betriebsbesichtigungen hinzuzuziehen ist, die 
aus Gründen des Arbeitsschutzes stattfinden. § 58 
Abs. 1 des geltenden Rechts ist in § 27 Abs. 1 Buch- 
stabe h des Entwurfs übernommen. 

Absätze 2 und 3 nehmen sicherheitsrechtliche Vor- 
schriften der Reichsversicherungsordnung, die eine 
Beteiligung des Betriebsrats vorsehen, in das Be- 
triebsverfassungsgesetz auf und gestalten sie aus. 

Vierter Unterabschnitt: Personelle Angelegenheiten 

Zu § 33 — Grundsatz 

Absatz 1 entspricht im wesentlichen § 60 Abs. 1 des 
geltenden Rechts. Ebenso wie im sozialen Bereich 
werden dem Betriebsrat auch im personellen Bereich 
Initiativrechte eingeräumt. 

Absatz 2 knüpft an § 60 Abs. 2 des geltenden Rechts 
an. Die nach geltendem Recht umstrittene Frage, ob 
erstmalige Eingruppierungen zu den personellen 
Angelegenheiten gehören, wird ausdrücklich bejaht. 

Absatz 3 entspricht § 60 Abs. 3 des geltenden Rechts. 


Zu § 34 — Generelle Maßnahmen 

Die Vorschrift ist neu. Sie gibt dem Betriebsrat 
erstmals Mitbestimmungs- und Mitwirkungsrechte 
bei allgemeinen personellen Maßnahmen. Nach dem 
geltenden Betriebsverfassungsgesetz stehen dem 
Betriebsrat derartige Befugnisse nur bei personel- 
len Maßnahmen im Einzelfall zu. Die Vorschrift be- 
deutet eine wesentliche Fortentwicklung des heuti- 
gen Rechts, die vor allem für Großbetriebe Bedeu- 
tung hat. 

Absatz 1 gibt dem Betriebsrat ein umfassendes Recht 
auf Unterrichtung, das im einzelnen entsprechend 
§ 28 Abs. 2 des Entwurfs ausgestaltet ist. Die für die 
Belange der Arbeitnehmer besonders wichtigen Fra- 
gen der Personalplanung sind ausdrücklich erwähnt. 
Absätze 2 und 3 machen personelle Fragebogen und 
allgemeine Beurteilungsgrundsätze sowie die Auf- 
stellung von allgemeinen Personalrichtlinien von 
der Zustimmung des Betriebsrats abhängig. Die Vor- 
schrift ist nicht auf Auswahlrichtlinien beschränkt. 

Zu § 35 — Einstellungen 

Absätze 1 und 2 entsprechen mit redaktionellen 
Änderungen § 61 Abs. 1 und 2 des geltenden Rechts. 
In Absatz 3 ist der Katalog der Gründe, die den 
Betriebsrat zur Verweigerung der Zustimmung be- 
rechtigen, gegenüber dem geltenden Recht erwei- 
tert. Nach Buchstabe a kann der Betriebsrat die 
Zustimmung auch verweigern, wenn die Einstellung 
gegen eine betriebliche Richtlinie (§ 34 Abs. 3 des 
Entwurfs) verstoßen würde. Neu ist Buchstabe d, 
wonach ungerechtfertigte Nachteile, die bereits im 
Betrieb beschäftigten Arbeitnehmern durch Einstel- 
lungen entstehen könnten, vermieden werden sollen. 

Zu Absatz 4; Die bisher umstrittene Frage, ob eine 
ohne Mitteilung an den Betriebsrat erfolgte Einstel- 
lung rechtswirksam ist, wird vom Entwurf verneint. 
Diese Vorschrift verschafft dem Recht des Betriebs- 
rates auf Beteiligung mehr Nachdruck. Eine Aus- 
nahme gilt nur bei dringenden Eilfällen sowie bei 
mangelndem Verschulden des Arbeitgebers. Im 
Interesse der Rechtsklarheit kann sich nach Ablauf 
eines Monats seit der Einstellung niemand mehr 
darauf berufen, daß der Betriebsrat nicht beteiligt 
worden sei. 

Zu § 36 — Beschluß des Arbeitsgerichts 

Die Vorschrift entspricht §§62 und 64 des gelten- 
den Rechts. 

Zu § 37 — Eingruppierung, Umgruppierung, 
Versetzung 

Satz 1 entspricht im wesentlichen § 63 des geltenden 
Rechts. Satz 2 bringt einen neuen Grund für die 
Verweigerung der Zustimmung des Betriebsrats. Die 
Vorschrift ermöglicht es dem Betriebsrat, ungerecht- 
fertigten Eingruppierungen, Umgruppierungen und 
Versetzungen entgegenzutreten. 

Zu § 38 — Leitende Angestellte 

Die Vorschrift entspricht § 65 des geltenden Rechts. 


39 



Drucksach e VI/ 1 806 _ _ IJeu^cher Bundestag - 6. Wahlpt^iode 


Zu § 39 — Ordentliche Kündigung 

Die Vorschrift schafft eine wesentliche Erweiterung 
der Befugnisse des Betriebsrats auf personellem 
Gebiet. Während nach bisherigen Recht der Betriebs- 
rat bei ordentlichen Kündigungen lediglich zu be- 
teiligen ist, schafft der Entwurf ein besonders aus- 
gestaltetes Mitbestimmungsrecht für diese Fälle. Die 
neue Regelung dient den Interessen der Arbeitneh- 
mer, ohne die betrieblichen Belange unvertretbar zu 
beeinträchtigen. 

Zu Absatz 1 : Der Arbeitgeber hat den Betriebsrat 
rechtzeitig von einer geplanten ordentlichen Kündi- 
gung zu unterrichten und dazu zu hören. Im Inter- 
esse der Rechtsklarheit muß die Unterrichtung 
schriftlich erfolgen. Damit die Unterrichtung des 
Betriebsrats möglichst umfassend erfolgt, sollen in 
der schriftlichen Mitteilung der vorgesehene Kün- 
digungstermin und die Kündigungsfrist angegeben 
werden. Dagegen ist eine schriftliche Mitteilung der 
Gründe für die Kündigung unter anderem im Inter- 
esse des Arbeitnehmers nicht vorgesehen. Der Be- 
triebsrat kann jedoch die mündliche Mitteilung der 
Kündigungsgründe in der Anhörung fordern. Die 
nach geltendem Recht umstrittene Frage, ob die 
Nichtanhörung des Betriebsrats die Unwirksamkeit 
der Kündigung zur Folge hat, wird im Entwurf aus- 
drücklich bejaht. Allerdings muß der betroffene 
Arbeitnehmer diesen Mangel durch rechtzeitige Kün- 
digungsschutzklage geltend machen. 

Absatz 2 gibt dem Betriebsrat ein Widerspruchs- 
recht gegen ordentliche Kündigungen. Der Wider- 
spruch setzt die Zustimmung des Arbeitnehmers 
voraus; denn der Arbeitnehmer muß nicht zuletzt in 
diesem Falle sein Schicksal selbst bestimmen kön- 
nen. Der Betriebsrat muß den Widerspruch schrift- 
lich und unter Angaben von Gründen erheben. Der 
Widerspruch ist ferner an eine Frist von einer 
Woche nach Zugang der Mitteilung des Arbeit- 
gebers gebunden. Satz 2 legt fest, auf welche Gründe 
der Betriebsrat seinen Widerspruch stützen kann: 
Der Entwurf übernimmt als sachliches Kriterium die 
soziale Ungerechtfertigtkeit der Kündigung, wie sie 
im Kündigungsschutzgesetz näher definiert ist. 

Absatz 3 regelt die Rechtsfolge eines frist- und ord- 
nungsgemäß erhobenen Widerspruchs: Der Wider- 
spruch bewirkt, daß das Arbeitsverhältnis im Falle 
eines Kündigungsschutzprozesses des Arbeitnehmers 
mindestens bis zum rechtskräftigen Abschluß dieses 
Rechtsstreits bestehen bleibt. Endet das Arbeitsver- 
hältnis erst nach rechtskräftigem Abschluß des Kün- 
digungsschutzprozesses, beispielsweise weil erst 
dann die Kündigungsfrist abläuft, so ändert sich 
hieran durch den Widerspruch nichts. 

Absatz 4 schafft im Interesse des Betriebes in zwei 
Ausnahmefällen die Möglichkeit, die nach Absatz 3 
eintretende Verlängerung des Arbeitsverhältnisses 
durch eine einstweilige Verfügung vorzeitig zu 
beenden. Einstweilige Verfügungen sind auch schon 
bisher im arbeitsgerichtlichen Verfahren vorgesehen 
(§ 62 Abs. 2 des Arbeitsgerichtsgesetzes). Ihre Vor- 
aussetzungen sind im vorliegenden Fall in Absatz 4 
abschließend geregelt: Es muß entweder die Kün- 
digungsschutzklage offensichtlich unbegründet sein 
oder die Aufrechterhaltung des Arbeitsverhältnisses 


zu unvorhältnismäßigen betrieblichen Nachteilen 
führen. 

Zu § 40 — Kündigung aus wichtigem Grund 

Wie nach geltendem Recht hat der Arbeitgeber den 
Betriebsrat rechtzeitig vor einer Kündigung aus 
wichtigem Grund zu hören. Nur beim Vorliegen 
zv/ingender Gründe genügt eine nachträgliche Unter- 
richtung. Ein Verstoß gegen diese Vorschrift hat auf 
die Rechtswirksamkeit der Kündigung aus wichti- 
gem Grund keinen Einfluß. 

Zu § 41 — Masseneinstellungen, 
Massenentlassungen 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen § 66 Abs. 2 
des geltenden Rechts. Neu ist jedoch eine Ver- 
pflichtung für den Arbeitgeber, bei Bedarf einen 
Sozialplan aufzustellen. Eine gleiche Verpflichtung 
besteht für den Arbeitgeber nach § 43 des Entwurfs 
bei Betriebsänderungen. Die vorliegende Vorschrift 
ergänzt daher § 43 des Entwurfs für die Fälle von 
Massenentlassungen, die ohne Betriebsänderung 
notwendig werden. 

Zu § 42 — Störung des Betriebsfriedens durch 
Arbeitnehmer 

Die Vorschrift entspricht § 66 Abs. 4 des geltenden 
Rechts. 


Fünfter Unterabschnitt: Wirtschaftliche 
Angelegenheiten 

Zu § 43 — Mitbestimmung bei Betriebsänderungen, 
Interessenausgleich, Sozialplan 

Die Vorschrift bedeutet eine wesentliche Erweite- 
rung der Befugnisse des Betriebsrats im wirtschaft- 
lichen Bereich. 

Absatz 1 knüpft an § 72 Abs. 1 des geltenden Rechts 
an. Ebenso wie im sozialen und personellen Bereich 
werden auch hier dem Betriebsrat ausdrücklich 
Initiativrechte eingeräumt. 

Absatz 2 gibt dem Betriebsrat ein Mitbestim- 
mungsrecht bei den bezeichneten Betriebsänderun- 
gen. Die einschränkenden Halbsätze in § 72 Abs. 1 
Satz 2 Buchstaben d und e des geltenden Gesetzes 
entfallen. 

Neu ist ferner eine umfassende Unterrichtungs- 
pflicht über geplante Betriebsänderungen. Wichtig 
ist, daß die Unterrichtung rechtzeitig und umfassend 
erfolgen muß, um dem Betriebsrat ausreichend Zeit 
und Kenntnisse für die von ihm zu treffenden Ent- 
scheidungen zu verschaffen. 

Absatz 3 knüpft an § 72 Abs. 2 des geltenden Rechts 
an. Eine wesentliche Neuerung ist jedoch, daß der 
Betriebsrat bei Betriebsänderungen neben oder an- 
stelle eines Interessenausgleichs einen Sozialplan 
verlangen kann. Der Entwurf nimmt damit eine Ent- 
wicklung der vergangenen Jahre auf. In zunehmen- 
dem Maße werden die nachteiligen Folgen von Be- 
triebsänderungen für Arbeitnehmer durch Sozial- 
pläne ausgeglichen oder abgemildert. Der Entwurf 
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vermeidet es, den Inhalt des Sozialplans verbindlich 
testzulegen, um hier die Entwicklung durch die 
Praxis offenzuhalten. Nach dem Entwurf spielt es 
keine Rolle, ob die Betriebsänderung auf konjunk- 
turellen oder strukturellen Veränderungen beruht 
oder sonstige Gründe hat. Ebenso ist es gleichgültig, 
ob es sich um geplante oder nicht geplante Betriebs- 
änderungen handelt. 

§ 44 — Vermittlungsstelle, Verfahren 

Die Vorschrift entspricht §§73 und 75 des gelten- 
den Rechts. Der Entwurf hält damit an dem Ver- 
fahren vor der Vermittlungsstelle fest. 

Zu § 45 — Ausgleich wirtschaftlicher Nachteile 

Absatz 1 entspricht § 74 des geltenden Rechts. Der 
Entwurf hält daran fest, daß dem Unternehmer die 
unternehmerische Entscheidungsfreiheit bleibt, ge- 
mäß dem Interessenausgleich zu handeln oder nicht. 
Weicht der Unternehmer jedoch von dem Interessen- 
ausgleich ab, so trägt er das Risiko, den Arbeit- 
nehmern im Falle der Kündigung Abfindungen zah- 
len zu müssen. 

Absatz 2 ist neu. Die Vorschrift verpflichtet den 
Arbeitgeber, den Arbeitnehmern wirtschaftliche 
Nachteile auszugleichen, wenn er vom Sozialplan 
abweicht. Dieser Nachteilsausgleich wird oft mit den 
Leistungen identisch sein, die der Sozialplan vor- 
sieht. Doch kann der Anspruch auch andere Leistun- 
gen umfassen. 

Absatz 3 ist ebenfalls neu. Er verpflichtet den 
Arbeitgeber zur Zahlung von Abfindungen bei Kün- 
digungen auch dann, wenn ein Interessenausgleich 
deshalb nicht zustande gekommen ist, weil ein Ver- 
fahren vor der Vermittlungsstelle nicht eingeleitet 
worden ist. Dabei spielt es keine Rolle, aus welchem 
Grund das Verfahren vor der Vermittlungsstelle 
unterblieben ist. Entsprechendes gilt für den Sozial- 
plan. 

Zweiter Abschnitt: Einigungs- und Schlichtungs- 
stellen 

Zu § 46 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen § 50 des 
geltenden Rechts. Neu eingefügt sind lediglich 
einige Bestimmungen, die der Verbesserung des 
Verfahrens dienen. So hat die Einigungsstelle im 
Interesse der Rechtsklarheit den Wortlaut ihrer Be- 
schlüsse unverzüglich schriftlich niederzulegen. Fer- 
ner soll die Einigungsstelle, jedenfalls in den Fäl- 
len, in denen sie verbindlich entscheidet, spätestens 
innerhalb von zwei Wochen nach Antragsstellung 
zusammentreten und um eine rasche Beilegung der 
Meinungsverschiedenheiten bemüht sein. Die Vor- 
schrift will damit auf eine Beschleunigung des Ver- 
fahrens hinwirken. 

Dritter Abschnitt: Zusammensetzung und Wahl 

Zu § 47 — Aktives Wahlrecht 

Die Vorschrift entspricht § 6 des geltenden Rechts. 


6. Wahlperiode Drucksache VI/1806 

Zu § 48 — Passives Wahlrecht 

Zu Absatz 1 ; Das Alter für die Wählbarkeit wird 
von 21 auf 18 Jahre herabgesetzt. Der Entwurf ent- 
wickelt damit folgerichtig den Gesetzentwurf der 
CDU CSU-Bundestagsfraktion über die Herabset- 
zung des Volljährigkeitsalters auf 18 Jahre fort. - — 
Der Eni Wurf hält an dem Erfordernis einjähriger 
Betriebszugehörigkeit gruridsätziich fest; jedoch ge- 
nügt es, wenn der Arbeitnehmer in einem anderen 
Betrieb des gleichen Unternehmens tätig gewesen 
ist. - -- Der Entwurf knüpft ferner, wie das geltende 
Recht, an das Wahlrecht für den Deutschen Bundes- 
tag an. Durch den Hinweis auf das Recht der Euro- 
päischen Gemeinschaften wird klargestellt, daß auch 
Arbeitnehmer, die die Staatsangehörigkeit eines 
Mitgliedslandes der Europäischen Gemeinschaften 
besitzen, in den Betriebsrat gewählt werden können. 
Absatz 2 entspricht sinngemäß § 7 Abs. 2 des gel- 
tenden Rechts. 


Zu § 49 — Zahl der Betriebsratsmitglieder 

Der Entwurf erhöht die Höchstzahl der Betriebsrats- 
mitglieder von bisher 35 auf 43. Er glaubt, daß eine 
derartige Höchstzahl einerseits den Bedürfnissen 
von Großbetrieben entspricht und andererseits die 
Funktionsfähigkeit des Betriebsrates noch nicht be- 
hindert. — Entgegen dem geltenden Recht sieht der 
Entwurf feste Staffeln für die Zahl der Betriebsrats- 
mitglieder vor, nicht sogenannte von-bis-Staffeln. 
Absatz 2 enthält eine Fortentwicklung des § 11 des 
geltenden Rechts. 

Zu § 50 ^ — Gruppen 

Die Vorschrift entspricht dem geltenden Recht. Die 
Staffel für die Zahl der Minderheitsvertreter ist der 
geänderten Staffel für die Zahl der Betriebsrats- 
mitglieder angepaßt. 

Zu § 51 — Abweichende Sitzverteilung 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen § 12 des 
geltenden Rechts. 

Zu § 52 — Berücksichtigung anderer Merkmale 

Absatz 1 knüpft an § 14 des geltenden Rechts an. 
Neu ist, daß die verschiedenen Betriebsabteilungen 
im Betriebsrat vertreten sein sollen. 

Absatz 2 entspricht § 10 Abs. 4 des geltenden Rechts. 
Zu § 53 — Wahlgrundsätze 

Die Vorschrift weicht von § 13 des geltenden Rechts 
in folgenden Punkten ab: 

Nach Absatz 2 findet eine gemeinsame Wahl nur 
statt, wenn dies die Mehrheit der Wahlberechtigten 
jeder Gruppe beschließt. Die Vorschrift dient dem 
Minderheitenschutz und verhindert ein Überstim- 
men der Minderheitengruppe durch die Mehrheits- 
gruppe. 
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Nach Absatz 4 genügt es in Zukunft, wenn Wahl- 
vorschläge von einem Zwanzigstel, statt bisher von 
einem Zehntel der wahlberechtigten Gruppenange* 
hörigen unterzeichnet sind. Die Vorschrift will die 
Aufstellung von Wahlvorschlägen nicht zu stark 
erschweren und entspricht damit demokratischen 
Prinzipien. Eine gleiche Änderung ist in Absatz 5 
vorgesehen. 

Zu § 54 ■ — ■ Wahlvorstand 

Die Vorschrift weicht in verschiedener Hinsicht von 
§ 15 des geltenden Rechts ab: 

Der Betriebsrat hat in Zukunft 8 Wochen vor Ab- 
lauf seiner Amtszeit den Wahlvorstand zu bestellen, 
weil sich die bisherige Frist von 6 Wochen als zu 
kurz erwiesen hat. In großen Betrieben ist ein aus 
3 Personen bestehender Wahlvorstand zu klein. Der 
Entwurf sieht daher vor, daß der Wahlvorstand 
auch aus 5 oder 7 Wahlberechtigten bestehen kann. 
Mit Zustimmung des Arbeitgebers kann der Be- 
triebsrat die Zahl der Mitglieder des Wahlvorstands 
auch darüber hinaus erhöhen. Zur Unterstützung 
des Wahlvorstands und zur Förderung eines ord- 
nungsgemäßen Wahlablaufs kann nach Satz 3 jede 
Gewerkschaft einen Betriebsangehörigen in den 
Wahlvorstand entsenden, der jedoch kein Stimm- 
recht hat. Nach Satz 5 können die Gruppen selbst 
entscheiden, wen sie für den Wahlvorstand be- 
nennen. 

Nach Absatz 2 muß das Arbeitsgericht entsprechend 
den Erfordernissen der Praxis bereits dann einen 
Wahlvorstand bestellen, wenn 6 Wochen vor Ab- 
lauf der Amtszeit des Betriebsrats kein Wahlvor- 
stand besteht. In Zukunft soll auch der Arbeitgeber 
die Bestellung eines Wahlvorstandes beantragen 
können. Der Entwurf geht davon aus, daß das Be- 
stehen eines Betriebsrats auch im Interesse des 
Arbeitgebers liegt. 

Um der Gefahr von Interessenkonflikten vorzubeu- 
gen, sieht Absatz 3 vor, daß Bewerber für die Be- 
triebsratswahl nicht zum Wahlvorstand bestellt wer- 
den sollen. 

Zu § 55 — Bestellung des Wahlvorstandes in 
Sonderfällen 

Die Vorschrift gestaltet § 16 des geltenden Rechts 
entsprechend den Erfordernissen der Praxis aus. 

Zu § 56 — Tätigkeit des Arbeitsgerichts 

Die Vorschrift ist neu. Sie dient der Bildung von 
Betriebsräten in allen betriebsratsfähigen Betrieben. 
Der Entwurf geht davon aus, daß sowohl Gewerk- 
schaften als auch Arbeitgeberverbände an der Bil- 
dung von Betriebsräten interessiert sind. 

Zu § 57 — Vorbereitung der Wahl 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen § 17 des 
geltenden Rechts. 


Zu § 58 — Feststellung des Wahlergebnisses 

Die Vorschrift ist neu und aus den Erfordernissen 
der Praxis heraus entwickelt. 

Zu § 59 — Anfechtung 

Absätze 1 und 2 entsprechen im wesentlichen § 18 
des geltenden Rechts. 

Absatz 3 ist neu. Die Vorschrift will verhindern, 
daß eine Wahl noch durchgeführt wird, obwohl 
schon während ihrer Vorbereitung wesentliche Ver- 
fahrensmängel vorliegen, die eine Anfechtung der 
Wahl stützen würden. 

Zu § 60 — Schutz der Wahl, Kosten 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen § 19 des 
geltenden Rechts. 

Zu § 61 — Kündigungsschutz für Wahlvorstand 
und Wahlbewerber 

Wahlvorstand und Wahlbewerber sollen in Zukunft 
gegen ordentliche Kündigungen bis zum Ablauf von 
3 Monaten nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses 
geschützt sein. Die Vorschrift will eine unbehin- 
derte Durchführung der Betriebsratswahlen fördern. 


Vierter Abschnitt: Amtszeit 

Zu § 62 — Regelmäßige Amtszeit, Neuwahlen 

Zu Absatz 1: Die regelmäßige Amtszeit des Be- 
triebsrats soll wie bisher 3 Jahre betragen. Die Vor- 
schrift entspricht mit redaktionellen Änderungen 
§ 21 des geltenden Rechts. 

Absätze 2 und 3 entsprechen im wesentlichen § 22 
des geltenden Rechts. Neu ist jedoch, daß der Be- 
triebsrat bei wesentlichen Veränderungen in der 
Stärke der Belegschaft und bei Absinken der Mit- 
gliederzahl bis zur Wahl eines neuen Betriebsrats 
mit allen Rechten und Pflichten weiterarbeitet. Nach 
geltendem Recht führt der alte Betriebsrat auch in 
diesen Fällen lediglich die laufenden Geschäfte wei- 
ter. 

Absatz 4 ist neu. Die Vorschrift will verhindern, daß 
ein Betriebsrat der drohenden Auflösung durch das 
Arbeitsgericht durch Rücktritt zuvorkommt und da- 
durch die Befugnis zur Weiterführung der laufenden 
Geschäfte erhält. 

Zu § 63 — Dauer der Mitgliedschaft 

Absatz 1 entspricht im wesentlichen § 24 des gelten- 
den Rechts. Neu sind Buchstaben g und h, die eine 
Lücke des geltenden Betriebsverfassungsgesetzes 
ausfüllen. 

Absatz 2 stellt klar, daß ein Betriebsratsmitglied 
nicht durch Wechsel der Gruppe aus dem Betriebsrat 
ausscheidet. Die Frage ist nach geltendem Recht 
umstritten. Die Vorschrift des Entwurfs liegt im 
Interesse der Kontinuität des Betriebsrats. 
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Zu § 64 — Ersatzmitglieder 

Die Vorschrift entspricht weitgehend § 25 des gelten- 
den Rechts. Im Interesse der Stetigkeit der Betriebs- 
ratstätigkeit ist vorgesehen, daß Ersatzmitglieder, 
wenn eine Liste erschöpft ist, der Liste mit der 
nächsten Höchstzahl entnommen werden können. 
Die Vorschrift soll indirekt auch dazu führen, daß 
jede Vorschlagsliste eine genügende Zahl von Er- 
satzmitgliedern enthält. 

Zu § 65 — Ausschluß von Betriebsiatsmitgliedern, 
Auflösung des Betriebsrats 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen § 23 des 
geltenden Rechts. Zum Schutze von Minderheiten 
kann bereits ein Zehntel — nach geltendem Recht 
ein Viertel — der wahlberechtigten Arbeitnehmer 
die Auflösung des Betriebsrats oder den Ausschluß 
eines Betriebsratsmitglieds beantragen. 


Fünfter Abschnitt: Geschäftsführung 

Zu § 66 — Vorsitzender 

Zu Absatz 1 : Die Vorschrift weicht vom geltenden 
Recht ab. Nach § 27 des geltenden Rechts sollen der 
Vorsitzende und sein Stellvertreter nicht der glei- 
chen Gruppe angehören. Die Rechtsprechung hat 
diese Vorschrift allerdings weitgehend als Muß-Vor- 
schrift angesehen. Auch der Entwurf sieht in diesem 
Falle eine Muß- Vorschrift vor. Voraussetzung ist 
jedoch, daß die Minderheitsgruppe eine bestimmte 
Mindeststärke aufweist. Liegt diese Voraussetzung 
vor, so bestimmt jede Gruppe selbst, wen sie für 
das Amt des Vorsitzenden oder stellvertretenden 
Vorsitzenden vorschlägt. 

Absatz 2 enthält neu den Hinweis, daß die Vertre- 
tungsbefugnis des Vorsitzenden in der Geschäfts- 
ordnung im einzelnen geregelt werden solle. Die 
Vorschrift entspricht den Bedürfnissen der Praxis. 

Zu § 67 — Geschäftsführender Ausschuß, 
weitere Ausschüsse 

Mit zunehmender Größe der Betriebe und damit auch 
der Betriebsräte verlagert sich ein größer werdender 
Teil der Betriebsratstätigkeit auf Ausschüsse. Der 
Entwurf enthält daher eine ins einzelne gehende Re- 
gelung, die über das geltende Recht hinausgeht. 

Absatz 1 führt anstelle der bisherigen mißverständ- 
lichen Bezeichnung „Betriehsausschuß" den Namen 
„geschäftsführender Ausschuß" ein, der die Aufga- 
ben dieses Ausschusses schlagwortartig umreißt. 
Ferner kann bei größeren Betriebsräten die Zahl der 
dem Ausschuß angehörenden Personen von 5 auf 7 
erhöht werden. 

Der geschäftsführende Ausschuß soll soweit wie 
möglich ein verkleinertes Spiegelbild des Betriebs- 
rats sein. Die Gruppen sind daher verhältnismäßig 
zu berücksichtigen. Im Interesse des Gruppen- 
schutzes wählen die Gruppen, die von ihnen zu ent- 
sendenden Vertreter selbst. Um auch Minderheiten 


innerhalb der Gruppen die Chance der Vertretung 
im geschäftsführenden Ausschuß zu eröffnen, wäh- 
len die Gruppen nach dem Verhältniswahlprinzip. 

Absatz 3 ist ebenfalls neu und gibt dem Betriebsrat 
die Möglichkeit, neben dem geschäftsführenden Aus- 
schuß weitere Ausschüsse zu bilden. 

Nach § 4 kann der Betriebsrat die Ausschüsse er- 
mächtigen, an seiner Steile zu handeln. Nach dem 
geltenden Recht kann der Betriebsausschuß ledig- 
lich die laufenden Geschäfte führen. 

Zu § 68 — Anberaumung von Sitzungen 

In Absatz 1 ist gegenüber dem geltenden Recht zu- 
sätzlich klargestellt, daß die erste Sitzung des Be- 
triebsrats nicht vor Ablauf der Amtszeit des alten 
Betriebsrats, dann jedoch unverzüglich stattzufinden 
hat. 

Absatz 2 entspricht § 29 Abs. 2 des geltenden Rechts. 

In Absatz 3 ist zusätzlich der Mehrheit der Gruppen- 
vertreter sowie der Jugendvertretung in Jugend- 
fragen das Recht eingeräumt, die Anberaumung 
einer Betriebsratssitzung verlangen zu können. 

Absatz 4 entspricht § 30 des geltenden Rechts ohne 
den ersten Halbsatz. 

Zu § 69 — Teilnahme an Sitzungen 

Absatz 1 entspricht dem ersten Halbsatz von § 30 
des geltenden Rechts. 

Absatz 2 entspricht § 29 Abs. 4 des geltenden Rechts. 

Absatz 3 entspricht im wesentlichen § 31 des gelten- 
den Rechts. Neu ist, daß auch die Mehrheit der 
Gruppenvertreter die Hinzuziehung von Gewerk- 
schaftsbeauftragten beantragen können. 

Za § 70 — Beschlüsse 

Die Vorschrift entspricht § 32 des geltenden Rechts. 

Zu § 71 — Niederschrift, Einsicht in Unterlagen 

Absatz 1 entspricht im wesentlichen § 33 Abs. 1 des 
geltenden Rechts. Neu ist, daß die Niederschrift 
durch den Betriebsrat selbst — in der Regel wohl in 
der nächsten Sitzung — genehmigt werden muß. 
Dies entspricht dem üblichen Verfahren bei Nieder- 
schriften von Kollegial-Organen. 

Absatz 2 knüpft an § 33 Abs. 2 des geltenden Rechts 
an. Haben Gewerkschaftsvertreter an der Sitzung 
teilgenommen, so ist auch ihnen insoweit eine Ab- 
schrift der Niederschrift zuzusenden. 

Absatz 3 ist neu. Die Vorschrift hat vor allem für 
Ausschüsse Bedeutung, über deren Tätigkeit sich 
jedes Betriebsratsmitgiied jederzeit Kenntnis ver- 
schaffen können muß. 

Zu § 72 — Aussetzung von Beschlüssen 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich § 34 des gelten- 
den Rechts. Neu ist Absatz 3, wonach die Jugend- 
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Vertretung das Recht hat, die Aussetzung von Be- 
'^chlüssen zu verlangen, die wichtigen Interessen der 
Jugendlichen beeinträchtigen. 

Zu § 73 — Geschäftsordnung 

Der Entwurf hält es für zweckmäßig, wenn sich 
jeder Betriebsrat eine schriftliche Geschäftsordnung 
gibt. Zwingend vorgeschrieben wird dies jedoch 
nicht. 

Zu § 74 — Sprechstunden 

Die Vorschrift entspricht § 38 des geltenden Rechts. 
Zu § 75 — Kosten 

Absätze 1 und 2 entsprechen im wesentlichen § 39 
des geltenden Rechts. Klargestellt Wird jedoch, daß 
der Arbeitgeber auch Büropersonal, insbesondere 
Schreibkräfte in notwendigem Umfang zur Verfü- 
gung stellen muß. 

Nach Absatz 3 hat der Arbeitgeber im Interesse einer 
vertrauensvollen Zusammenarbeit mit dem Betriebs- 
rat diesen bei Auswahl und Anhörung von Sachver- 
ständigen, deren Beiziehung zur Erfüllung gemein- 
samer Aufgaben erforderlich ist, zu beteiligen. Die 
Vorschrift wird beispielsweise bei Fragen der 
Akkordermittlung eine wesentliche Rolle spielen. 

Absatz 4 entspricht § 40 des geltenden Rechts. 


Sechster Abschnitt: Stellung der Mitglieder des 
Betriebsrats 

Zu § 76 — Ehrenamt, Schutz vor beruflichen Nach- 
teilen 

Absatz 1 entspricht § 37 Abs. 1 des geltenden Rechts. 
Absatz 2 Satz 1 entspricht § 37 Abs. 2 des geltenden 
Rechts. Die Sätze 2 bis 4 sind neu. Sie enthalten in 
zweifacher Hinsicht eine Einkommensgarantie: Zum 
einen nehmen die Betriebsratsmitglieder an allen 
Lohn- und Gehaltsfortschritten vergleichbarer Ar- 
beitskollegen teil. Zum anderen haben sie ein 
Recht darauf, daß sich ihr Arbeitsplatz — jedenfalls 
aber ihr Einkommen — während der Zugehörigkeit 
zum Betriebsrat und ein Jahr nach dem Ausscheiden 
nicht verschlechtert. Die Vorschrift will die Unab- 
hängigkeit von Betriebsratsmitgliedern stärken und 
das Betriebsratsamt für qualifizierte Arbeitnehmer 
anziehender machen. 

Zu § 77 — Freistellung 

Absatz 1 entspricht § 37 Abs. 3 des geltenden Rechts. 

Absatz 2 ist neu und führt eine Mindeststaffel frei- 
zustellender Betriebsratsmitglieder ein. Die Vor- 
schrift soll dazu beitragen, Auseinandersetzungen 
zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber über die Zahl 
der freizustellenden Betriebsratsmitglieder zu ver- 
meiden, 

Absatz 3 will erreichen, daß bei Freistellungen nach 
Möglichkeit die Zusammensetzung des Betriebsrats 


berücksichtigt wird. Die Bestimmung dient dem 
Gruppen- und Minderheitenschutz. Sie ist der ent- 
sprechenden Vorschrift für die Wahl der Ausschuß- 
mitglieder (§ 67 Abs. 2 des Entwurfs) nachgebildet. 

Zu § 78 — Aus- und Weiterbildung von Betriebs- 
ratsmitgliedem 

Die Vorschrift befaßt sich in doppelter Weise mit der 
Ausbildung und Weiterbildung von Betriebsrats- 
mitgliedern: 

Absätze 1 und 2 betreffen den Besuch von Bildungs- 
veranstaltungen, die speziell auf die Aufgaben als 
Betriebsratsmitglied abgestellt sind. Das Betriebs- 
ratsmitglied hat für diese Zwecke einen Anspruch 
auf Freistellung im Umfang von 3 Wochen pro Amts- 
zeit. Um die erstmalige Einarbeitung in die Auf- 
gaben eines Betriebsratsmitglieds besonders zu för- 
dern, dehnt sich dieser Anspruch auf 4 Wochen aus, 
wenn das Betriebsratsmitglied vorher noch niemals 
dem Betriebsrat oder der Jugendvertretung ange- 
hört hat oder als Arbeitsgruppensprecher tätig war, 

Absatz 3 hat das Ziel, langjährig freigestellten Be- 
triebsratsmitgliedern nach ihrem Ausscheiden aus 
dem Betriebsrat den Anschluß an die berufliche Ent- 
wicklung zu erleichtern. Hier geht die Dauer der 
Freistellung bis zu drei Monaten. 


Siebenter Abschnitt: Der Gesamtbetriebsrat 

Zu § 79 — Bildung und Zusammensetzung 

Die Vorschrift knüpft an §§ 46 und 47 des geltenden 
Rechts an. Der Entwurf erleichtert jedoch die Bil- 
dung von Gesamtbetriebsräten: Gesamtbetriebsräte 
müssen zukünftig gebildet werden, wenn ein Be- 
triebsrat oder der Arbeitgeber dies beantragt. Nach 
geltendem Recht müssen dagegen die Betriebsräte 
der Betriebe, die drei Viertel der Arbeitnehmer des 
Unternehmens beschäftigen, einen entsprechenden 
Antrag stellen. 

Im übrigen will die Vorschrift erreichen, daß der Ge- 
samtbetriebsrat nicht mehr als 40 Mitglieder umfaßt, 
auch bei tarifvertraglicher oder betrieblicher Verein- 
barung der Mitgliederzahl. Der Entwurf glaubt, daß 
bei einer größeren Zahl von Mitgliedern eine sinn- 
volle Arbeit des Gesamtbetriebsrats nicht mehr 
möglich ist. 

Absatz 6 regelt, wer zur ersten Sitzung des Gesamt- 
betriebsrats einlädt. In der Praxis hat sich ein Be- 
dürfnis nach einer derartigen Regelung ergeben. 

Zu § 80 — Zuständigkeit, Geschäftsführung 

Absatz 1 gibt den einzelnen Betriebsräten in Zu- 
kunft die Möglichkeit, eigene Angelegenheiten dem 
Gesamtbetriebsrat zu übertragen. Der Entwurf 
nimmt damit eine Übung auf, die sich bereits in der 
Praxis in vielen Fällen herausgebildet hat. 

Absatz 2 schafft Mindestvoraussetzungen für die 
Beschlußfähigkeit des Gesamtbetriebsrats. Dies er- 
scheint vor allem wegen des erweiterten Aufgaben- 
bereichs des Gesamtbetriebsrats notwendig. 
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Achter Abschnitt: Der Konzernbetriebsrat 

Zu § 81 — Bildung und Zusammensetzung 

Die Vorschrift schafft erstmals die Möglichkeit, 
Konzernbetriebsräte zu bilden. Die Vorschrift be- 
zieht sich ausschließlich auf Konzerne, deren Kon- 
zernspitze ein herrschendes Unternehmen im Sinne 
von § 18 Abs. 1 Satz 1 des Aktiengesetzes ist. Vor- 
aussetzung für die Bildung des Konzernbetriebsrats 
sind entsprechende Beschlüsse von Gesamtbetriebs- 
räten oder Betriebsräten, die mindestens drei Viertel 
der Belegschaft vertreten. Im übrigen ist die Vor- 
schrift der entsprechenden Bestimmung über die Bil- 
dung und Zusammensetzung des Gesamtbetriebsrats 
(§ 79 des Entwurfs) nachgebildet. 

Zu § 82 — Zuständigkeit, Geschäftsführung 

Die Aufgaben des Konzernbetriebsrats umfassen 
grundsätzliche Angelegenheiten des Konzerns. Der 
Konzernbetriebsrat ist nicht zuständig für Angele- 
genheiten, die die Gesamtbetriebsräte oder Betriebs- 
räte selbst regeln können, da diese dem betrieb- 
lichen Geschehen näher sind. Im übrigen ist die Vor- 
schrift der entsprechenden Bestimmung für den Ge- 
samtbetriebsrat (§ 80 des Entwurfs) nachgebildet. 


Neunter Abschnitt: Die Sondervertretungen 

Zu § 83 — Tarifliche Sondervertretung 

Die Vorschrift entspricht § 20 Abs. 3 des geltenden 
Rechts. 


Zu § 84 — Nicht ständig Beschäftigte 

Die Vorschrift faßt Bestimmungen zusammen, die 
heute in §§ 20, 26 und 35 des geltenden Gesetzes 
enthalten sind. 


Zu § 85 — Schwerbeschädigte 

Die Vorschrift dient den besonderen Belangen der 
Schwerbeschädigten. Um diese zu fördern, hat der 
Vertrauensmann der Schwerbeschädigten das Recht, 
an allen Beratungen des Betriebsrats, die sich mit 
Schwerbeschädigtenfragen befassen, beratend teil- 
zunehmen. 


Zu § 86 — Ausländische Arbeitnehmer 

Die ausländischen Arbeitnehmer können mit Recht 
verlangen, daß ihre besonderen Interessen im Be- 
triebsrat zu Gehör kommen. Die Vorschrift schafft 
daher die Möglichkeit für Betriebsvereinbarungen 
über Vertrauensleute der ausländischen Arbeitneh- 
mer. Derartige Vertrauensleute haben das Recht, an 
Betriebsratssitzungen, die sich mit Fragen der aus- 
ländischen Arbeitnehmer befassen, beratend teilzu- 
nehmen. 


Dritter Teil: Die Jugendvertretung 

Zu § 87 — Bildung der Jugendvertretung 

Der Entwurf betrachtet die Jugendvertretung als ein 
wichtiges Organ der Betriebsverfassung. Er räumt 
den Bestimmungen über die Jugendvertretung daher 
einen besonderen Teil ein. 

§ 87 umreißt die Aufgaben der Jugendvertretung 
mit der Fördeiuiig der besonderen Belange der ju- 
gendlichen Arbeitnehmer. Auf eine katalogmäßige 
Aufzählung im einzelnen verzichtet der Entwurf, 
weil sie sich leicht einengend auswirken könnte. 

Zu § 88 — Aktives und passives Wahlrecht 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich § 20 Abs. 2 des 
geltenden Rechts. 

Zu § 89 — Zahl der Jugendvertreter 

Die Staffel für die Zahl der Jugendvertreter ist 
gegenüber dem geltenden Recht verändert und für 
größere Betriebe erhöht. 

Zu § 90 — Wahl 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich weitgehend dem 
geltenden Recht. 

Zu § 91 — Amtszeit und Geschäftsführung 

Der Entwurf hält an einer Amtszeit der Jugendver- 
tretung von 2 Jahren fest. Die umstrittene Frage, ob 
ein Jugendvertreter nach Vollendung des 24. Le- 
bensjahres im Amt bleibt, bejaht der Entwurf aus- 
drücklich. 

Zu § 92 — Sprechstunden 

Die Vorschrift räumt der Jugendvertretung erstmals 
das Recht ein, Sprechstunden abzuhalten. Voraus- 
setzung ist, daß der Betrieb mehr als 50 Jugendliche 
beschäftigt. 

Zu § 93 — Sitzungen 

Die Vorschrift räumt der Jugendvertretung aus- 
drücklich das Recht ein, eigene Sitzungen abzuhalten. 
Der Betriebsratsvorsitzende oder ein Betriebsrats- 
mitglied können an den Sitzungen der Jugendvertre- 
tung beratend teilnehmen. Umgekehrt gilt das 
gleiche (vgl. § 94 Abs. 1 des Entwurfs). 

In Absatz 2 sind die Fragen der Berufsausbildung 
und des Jugendarbeitsschutzes als typische Jugend- 
angelegenheiten besonders erwähnt. Auf Verlan- 
gen der Jugendvertretung muß der Betriebsrat sich 
auf seiner nächsten Sitzung mit diesen Fragen be- 
schäftigen, wenn sich die Jugendvertretung vor- 
her mit ihnen auseinandergesetzt hat. 

Zu § 94 — Teilnahme an Betriebsratssitzungen und 
Besprechungen mit dem Arbeitgeber 

Nach Absatz 1 haben der Vorsitzende der Jugend- 
vertretung oder sein Stellvertreter ein Recht auf 
Teilnahme an allen Sitzungen des Betriebsrats. 
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Nach Absatz 2 können darüber hinaus sämtliche 
Jugendvertreter an Sitzungen des Betriebsrats teil- 
nehmen, die Jugendfragen betreffen. Handelt es sich 
um Angelegenheiten, die die jugendlichen Arbeit- 
nehmer lediglich berühren, so haben die Jugendver- 
treter beratende Stimme; handelt es sich dagegen 
um Angelegenheiten, die ausschließlich Jugendliche 
betreffen, so haben die Jugendvertreter volles 
Stimmrecht. 

Absatz 3 will verhindern, daß Jugendfragen zwi- 
schen Betriebsrat und Arbeitgeber über den Kopf der 
Jugendvertretung hinweg behandelt werden. 

Zu § 95 — Gesamtjugendvertretung 

Die Vorschrift sieht erstmals die Bildung einer Ge- 
samtjugendvertretung vor. Jede Jugendvertretung 
entsendet eines ihrer Mitglieder in die Gesamt- 
jugendvertretung. Im übrigen sind die Vorschriften 
weitgehend den Bestimmungen über den Gesamt- 
betriebsrat nachgebildet. 

Zu § 96 — Schutzbestimmungen 

Erstmals wird durch diese Vorschrift den Jugendver- 
tretern der gleiche Kündigungsschutz eingeräumt 
wie Betriebsratsmitgliedern. Die Unabhängigkeit der 
Jugendvertreter wird dadurch wesentlich gestärkt. 
Ein „Kündigungsschutz" über die Beendigung eines 
Lehrverhältnisses hinaus, der in einem Zwang zum 
Abschluß eines Arbeitsvertrages bestehen würde, 
hat der Entwurf nicht übernommen, nicht zuletzt im 
Interesse der beruflichen Entwicklung des Jugend- 
lichen selbst, 

Zu § 97 — Jugendversammlung 

Die Vorschrift sieht erstmals Jugendversammlungen 
vor, die halbjährlich stattfinden sollen. Sie ent- 
spricht einem vielfach von jugendlichen Arbeit- 
nehmern geäußerten Wunsch, 


Vierter Teil; Die Vertretung der leitenden Ange- 
stellten 

Zu § 98 — Sprecherausschüsse 

Die Zahl der leitenden Angestellten im Sinne der Be- 
griffsbestimmung des § 18 Buchstabe c in den Betrie- 
ben lind Unternehmen der deutschen Wirtschaft hat 
seit dem Inkrafttreten des geltenden Betriebsverfas- 
sungsgesetzes ständig zugenommen und wird vor- 
aussichtlich auch weiterhin zunehmen. Der einzelne 
leitende Angestellte ist daher in vielen Fällen gegen- 
über dem Arbeitgeber nicht mehr in einer Position, 
die eine gemeinsame Vertretung der Interessen aller 
leitenden Angestellten überflüssig macht. Deshalb 
erhält dieser Personenkreis in Betrieben mit mehr 
als fünf leitenden Angestellten erstmals zur Wahr- 
nehmung seiner Belange eigene Vertretungen, die 
Sprecherausschüsse (Absatz 1). 

Die Vorschriften des Zweiten Teils über den Be- 
triebsrat sind im Hinblick auf diese Sprecheraus- 


I rchi>re grundsätzlich nicht anwendbar. Absatz 2 be- 
rchränkt daher ihre Anwendung auf die Fälle, in 
denen dies ausdrücklich bestimmt ist. Diese Zuord- 
nung entspracht der besonderen Stellung und Funk- 
tion der leitenden Angestellten in den Betrieben. 

Zu § 99 — Aktives und passives Wahlrecht 

Diese Bestimmung regelt das aktive und passive 
Wahlrecht iür die Sprecherausschüsse. Es steht allen 
leitenden Angestellten des Betriebs zu. 

Zu § 100 — Durchführung der Wahl 

Die Vorschrift will eine demokratische Wahl dieses 
Organs sichern. 

Zu § 101 — Mitgliederzahl, Amtszeit 

Die Mitgliederzahl des Sprecherausschusses richtet 
sich nach einer Staffel, die höchstens 7 Mitglieder 
vorsieht. Die Amtszeit beträgt entsprechend der 
Amtszeit des Betriebsrats 3 Jahre. 

Zu § 102 — Aufgaben und Befugnisse des Sprecher- 
ausschusses 

Die Vorrchrift legt die Aufgaben und Befugnisse des 
Sprecherausschusses im einzelnen fest. Hervorzu- 
heben ist die Möglichkeit der Vereinbarung verbind- 
licher Richtlinien über die Dienstverhältnisse der 
leitenden Angestellten. 

Zu § 103 — Zusammenarbeit zwischen Sprecher- 
ausschuß und Betriebsrat 

Die Schaffung einer eigenen Vertretung für die lei- 
tenden Angestellten durch Sprecherausschüsse trägt 
der besonderen Situation dieses Personenkreises 
Rechnung. Hierdurch soll die grundsätzliche Einheit 
der Arbeitnehmerschaft und die weitgehende Über- 
einstimmung ihrer Interessen nicht in Frage gestellt 
werden. Absatz 1 bestimmt daher, daß sich Sprecher- 
ausschuß und Betriebsrat gegenseitig das Recht auf 
Teilnahme ihrer Vorsitzenden an den Sitzungen ein- 
räumen können. 

Nach Absatz 2 soll der Sprecherausschuß mit dem 
Betriebsrat einmal im Vierteljahr zu einer gemein- 
samen Sitzung Zusammenkommen. 

Zu § 104 — Gesamtsprecherausschuß 

Absatz 1 sieht die Bildung von Gesamtsprecheraus- 
schüssen vor. 

Absatz 2 sieht die Bildung eines Sprecherausschusses 
auf Unternehmensebene für den Fall vor, daß die 
Bildung von Sprecherausschüssen auf Betriebsebene 
nicht möglich ist, weil die Betriebe weniger als 5 
leitende Angestellte beschäftigen. 

Zu § 105 — Anwendbare Vorschriften 
Diese Bestimmung enthält Verweisungen. 
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Fünfter Teil: Die Arbeitsgruppen 

Zu § 106 — Arbeitsgruppensprecher 

Die Möglichkeit, Arbeitsgruppensprecher zu wählen, 
ist eine Neuerung gegenüber dem geltenden Be- 
triebsverfassungsgesetz. Folgendes ist hervorzuhe- 
ben: 

— Die Arbeitsgruppe (Sprecherbereich) ist eine be- 
triebliche Einheit. Es werden also nicht im Rah- 
men des Betriebsverfassungsgesetzes neue Grup- 
pen gebildet; maßgebend sind vielmehr die nach 
dem betrieblichen Aufbau vorhandenen Einhei- 
ten. Der Entwurf geht davon aus, daß die Ange- 
hörigen einer Arbeitsgruppe spezifische, gemein- 
same Interessen haben und ermöglicht es ihnen, 
diese Interessen durch den Arbeitsgruppenspre- 
cher zu artikulieren. 

— Der Entwurf sieht die Wahl von Arbeitsgruppen- 
sprechern nicht zwingend vor. 

- — Arbeitsgruppensprecher können nur in Betrie- 
ben mit mehr als 2000 Arbeitnehmer gewählt 
v/erden. In Betrieben mit einer geringeren Zahl 
von Arbeitnehmern wird ein Bedürfnis für Ar- 
beitsgruppensprecher im Hinblick auf den inner- 
betrieblichen Kontakt regelmäßig nicht bestehen. 

— Die Arbeitsgruppensprecher sollen keine Konkur- 
renz zum Betriebsrat sein. Vielmehr bezeichnet 
es der Entwurf ausdrücklich als den Zweck der 
Arbeitsgruppensprecher, die Arbeit des Betriebs- 
rats zu unterstützen. Verhandlungen mit Beauf- 
tragten des Arbeitgebers führt der Arbeitsgrup- 
pensprecher im Zusammenwirken mit dem Be- 
triebsrat. 

Zu § 107 — Wahl 

Die Vorschrift regelt das Wahlverfahren in unbüro- 
kratischer Weise. 

Zu § 108 — Betriebsvereinbarungen 

Um den betrieblichen Verschiedenheiten Rechnung 
zu tragen und die zukünftige Entwicklung dieser 
neuen Einrichtung in der Praxis nicht zu verbauen, 
gibt der Entwurf die Möglichkeit, nähere Einzelhei- 
ten durch Betriebsvereinbarungen zu regeln. 

Zu § 109 — Amtszeit, Sprecherversammlungen 

Die Amtszeit der Arbeitsgruppensprecher beträgt 
3 Jahre. Da die Wahlen nicht im Jahr der Betriebs- 
ratswahl stattfinden sollen {§ 107 des Entwurfs) 
werden sich die Amtszeiten von Betriebsrat und 
Arbeitsgruppensprechern überschneiden. 

Versammlungen der Arbeitsgruppensprecher sind 
möglich, wenn der Betriebsrat und der Arbeitgeber 
einverstanden sind. Da die Tätigkeit der Arbeits- 
gruppensprecher der Unterstützung der Arbeit des 
Betriebsrats dient, leitet der Vorsitzende des Be- 
triebsrats die Versammlung der Arbeitsgruppen- 
sprecher. 


Zu § 110 — Anwendbare Vorschriften 

Diese Bestimmung enthält Verweisungen. § 59 
Abs. 2 gilt nur, wenn wenigstens drei Wahlberech- 
tigten das Anfechtungsrecht zusteht. 

I Sechster Teil: Die Betriebsversammlung 

Zu § 111 — Boiriebsversaminlung, Teilversamm- 
lung, Abteilungsversammlung 

Ab.satz 1 entspricht § 41 des geltenden Rechts. 

Absatz 2 ist neu und ermöglicht Abteilungsver- 
sammlungen sowie Teilversammlungen auch in an- 
deren Fällen als denen des Absatzes 1. 

Zu § 112 — Ordentliche und außerordentliche Be- 
triebsversammlungen 

Die Vorschrift knüpft an § 42 des geltenden Rechts 
an. Neu ist, daß in jedem Fall auf Antrag von 500 
wahlberechtigten Arbeitnehmern eine Betriebsver- 
sammlung durchgeführt werden muß. 

Diese Vorschrift hat für Betriebe mit mehr als 2000 
Arbeitnehmern Bedeutung. 

Zu § 113 — Wirtschafts-, Personal- und Sozialbericht 

Der Arbeitgeber hat mindestens einmal Jährlich 
vor der Betriebsversammlung einen Bericht über die 
wirtschaftliche Lage und das Personal- und Sozial- 
wesen zu erstatten. Die Betriebsangehörigen haben 
so die Möglichkeit, unmittelbar von diesen für sie 
wichtigen Fragen Kenntnis zu erlangen und darüber 
zu diskutieren. Der Personal- und Sozialbericht ist 
darüber hinaus den Betriebsangehörigen schriftlich 
— ■ beispielsweise durch Veröffentlichung in einer 
Werkszeitung — ■ zugänglich zu machen. 

Zu § 114 — Zeitpunkt 

Die Vorschrift entspricht § 43 des geltenden Rechts. 

Zu § 115 — Befugnisse und Zuständigkeiten 

Der Entwurf hält daran fest, daß ausschließlich An- 
gelegenheiten des Betriebs oder seiner Arbeitneh- 
mer Themen der Betriebsversammlung sein soll. 
Er übernimmt daher wörtlich § 44 des geltenden 
Rechts. 

Zu § 116 — Teilnahmerecht 

Die Vorschrift entspricht § 45 des geltenden Rechts. 


Siebenter Teil: Der Wirtschaftsausschuß 

Zu § 117 — Bildung des Wirtschaftsausschusses 

Absatz 1 weicht insofern vom geltenden Recht ab, 
als lediglich in Unternehmen mit mehr als 500 Ar- 
beitnehmern ein Wirtschaftsausschuß zwingend vor- 
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gesehen ist. In Unternehmen, die zwischen 100 und 
500 Arbeitnehmer beschäftigen, wird ein Wirt- 
schaftsausschuß auf Antrag des Betriebsrats oder des 
Unternehmers errichtet. 

In Absatz 2 ist der Kreis der wirtschaftlichen Ange- 
legenheiten gegenüber dem geltenden Recht erwei- 
tert. In Zukunft gehören zu den wirtschaftlichen An- 
gelegenheiten auch Investitionsvorhaben von we- 
sentlichem Umfang, die finanzielle Lage des Unter- 
nehmens, Betriebsänderungen, Rationalisierungs- 
und Automatisierungsvorhaben von wesentlichem 
Umfang und die Personalplanung. 

Zu § 118 ^ — Recht auf Unterrichtung, Befugnisse 

In Absatz 1 wird gegenüber dem geltenden Recht 
hervorgehoben, daß die Unterrichtung des Wirt- 
schaftsausschusses regelmäßig umfassend und unter 
Vorlage der erforderlichen Unterlagen zu erfolgen 
hat. 

Neu ist die umfassende Unterrichtungspflicht über 
das Personal- und Sozialwesen in Absatz 2. 

Absatz 3 hebt hervor, daß der Wirtschaftsausschuß 
auch über Betriebsänderungen zu unterichten ist, die 
lediglich geplant sind. 

Absatz 4 entspricht § 69 Abs. 4 des geltenden Rechts. 

Absatz 5 ist neu. Er gibt dem Wirtschaftsausschuß 
das Recht, Empfehlungen an die Unternehmenslei- 
tung zu richten und zwingt diese über die Behand- 
lung der Empfehlung Mitteilung zu geben. Auch 
kann der Wirtschaftsausschuß zu einer bestimmten 
Frage die Stellungnahme der Unternehmensleitung 
einholen. 

Zu § 119 — Zusammensetzung 

Der Entwurf hält an der paritätischen Besetzung des 
Wirtschaftsausschusses fest. 

Hinsichtlich der vom Betriebsrat zu bestimmenden 
Mitglieder wird ein Gruppenschutz eingeführt. 

Absatz 5 stellt klar, daß der Betriebsrat auch Ju- 
gendliche als Mitglieder des Wirtschaftsausschus- 
ses bestimmen kann. Im übrigen entspricht die Vor- 
schrift weitgehend § 68 des geltenden Rechts. 

Zu § 120 — Einberufung und Teilnahme 

Absatz 1 enthält entsprechend den Erfordernissen 
der Praxis insofern eine Änderung, als der Wirt- 
schaftsausschuß regelmäßig nicht mehr monatlich, 
sondern vierteljährlich Zusammentritt. Daneben 
kann jedoch ein Viertel der Mitglieder eine außer- 
ordentliche Sitzung verlangen. 

Von Bedeutung ist Absatz 2. Danach muß grundsätz- 
lich der Unternehmer selbst oder ein Vorstandsmit- 
glied an den Sitzungen des Wirtschaftsausschusses 
teilnehmen. 

Zu § 121 — Unvollständige Auskunft 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen § 70 des 
geltenden Rechts. Sie ist jedoch auf die neuen Ver- 
pflichtungen des Unternehmers gegenüber dem 
Wirtschaftsausschuß ausgedehnt. 


Zu § 122 — Unterrichtung der Belegschaftsmitglieder 

Absatz 1 entspricht § 69 Abs. 3 des geltenden Rechts. 

Absatz 2 entspricht im wesentlichen § 71 des gelten- 
den Rechts. Jedoch gilt die Untergrenze von 20 
wahlberechtigten Arbeitnehmern nicht mehr. 

Zu § 123 

§123 regelt die Zusammensetzung der Aufsichtsräfe 
der Aktiengesellschaften und Kommanditgesell- 
schaften a. A. Während Absatz 2 es für die Gesell- 
schaften mit bis zu 2000 Arbeitnehmern bei der bis- 
herigen Regelung des § 76 Betriebsverfassungsge- 
setz beläßt, sieht Absatz 3 eine erhebliche Auswei- 
tung für die Gesellschaften mit einer höheren Be- 
schäftigtenzahl vor. Die Begründung für diese Aus- 
weitung ergibt sich aus der allgemeinen Begründung 
zum Achten Teil des Entwurfs. 

Absatz 4 übernimmt die bisherige Ausnahmerege- 
lung für Familiengesellschaften und Kommandit- 
gesellschaften a. A. 

Zu § 124 

Die Bestimmung regelt die Pflicht zur Bildung eines 
Aufsichtsrates und dessen Zusammensetzung bei 
Gesellschaften mit anderer rechtlicher Grundlage als 
in § 123. Materiell entspricht sie im wesentlichen der 
Regelung des § 123. 

Absatz 2 bezieht die Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung als Komplementär der Kommanditgesell- 
schaft (GmbH & Co.) in den Kreis der aufsichtsrats- 
pflichtigen Gesellschaften ein. Hiermit wird der Tat- 
sache Rechnung getragen, daß in nicht wenigen Fäl- 
len die GmbH & Co. tatsächlich einer Kapitalgesell- 
schaft in ihrer Gesamtstruktur erheblich nähersteht 
als eine Personalgesellschaft. 

Absatz 3 beinhaltet abweichend von den bisherigen 
Regelungen des VAG für Versicherungsvereine a. G. 
mit mehr als 500 Arbeitnehmern die Pflicht zur 
Bildung eines Aufsichtsrates. 

Absatz 4 gleicht die Bestimmung des § 77 Abs. 3 
Betriebsverfassungsgesetz der Systematik des § 123 
an. 

Zu § 125 

§125 entspricht unverändert der Regelung des § 76 
Abs. 4 und des § 77 a Betriebsverfassungsgesetz. 

Zu § 126 

§ 126 regelt die Grundsätze für die Wahl der 
Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat. 

Absatz 1 übernimmt hinsichtlich der Wahlberech- 
tigung, des Wahlverfahrens und der Dauer der 
Amtszeit die Bestimmung des § 76 Abs. 2 Satz 1 
Betriebsverfassungsgesetz. Durch die Bezugnahme 
auf § 99 Abs. 1 ist sichergestellt, daß auch den leiten- 
den Angestellten gemäß § 18 c das aktive Wahlrecht 
für die Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat zu- 
steht. 

Absatz 2 entspricht im wesentlichen § 76 Abs. 2 
des geltenden Rechts, Angestellte und leitende An- 
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gestellte bilden für die Wahl zum Aufsichtsrat eine 
Gruppe. 

Indem den im Unternehmen vertretenen Gewerk- 
schaften ein nach Aufsichtsratsgröße abgestuftes 
eigenständiges Vorschlagsrecht für 1 bis 2 Sitze ein- 
geräumt wird, wird die Wahl unternehmensexter- 
ner Arbeitnehmervertreter zusätzlich ermöglicht. 
Ein gewerkschaftliches Entsendungsrecht wird damit 
nicht übernommen. 

Absatz 3 begründet ein Antragsrecht der Sprecher- 
ausschüsse der leitenden Angestellten für den 
Widerruf der Bestellung eines Arbeitnehmervertre- 
ters, soweit dieser leitender Angestellter im Sinne 
des Entwurfs ist. Diese Ergänzung ergibt sich als 
Folge des im Entwurf begründeten aktiven Wahl- 
rechts der leitenden Angestellten. 

Absatz 4 entspricht dem § 76 Abs. 2 Satz 4 Betriebs- 
verfassungsgesetz. 

Absatz 5 entspricht dem § 76 Abs. 2 Satz 5 Betriebs- 
verfassungsgesetz. 

Zu § 127 

§ 127 erweitert das Recht, Wahlvorschläge zu 

machen, auf die Sprecherausschüsse der leitenden 
Angestellten, den Gesamtbetriebsrat und auf die im 
Unternehmen vertretenen Gewerkschaften (§ 126 
Abs. 2). Hinsichtlich der Wahlvorschläge der Arbeit- 
nehmer wird das Quorum auf von bisher einem 
Zehntel auf ein Zwanzigstel der wahlberechtigten 
Arbeitnehmer herabgesetzt, um einen besseren 
Gruppenschutz zu gewährleisten. 


Neunter Teil: Strafvorschriften 

Zu § 128 — Strafbare Handlungen gegen Organe 
und deren Mitglieder 

Die Vorschrift entspricht mit redaktionellen Ände- 
rungen § 78 des geltenden Rechts. 

Zu § 129 - — Verletzung der Schweigepflicht 

Die Vorschrift entspricht mit redaktionellen Ände- 
rungen § 79 des geltenden Rechts. 

Zu § 130 — Mitglieder der Vermittlungsstelle 
Die Vorschrift entspricht § 80 des geltenden Rechts. 

Zehnter Teil: Schluß- und Übergangsbestimmungen 

Zu § 131 — Ausnahmen für bestimmte Betriebe 
und Unternehmen 

Die Vorschrift betrifft sogenannte Tendenzbetriebe 
und -unternehmen. Sie entspricht wörtlich § 81 des 
geltenden Rechts, 

Zu § 132 — Sonderregelung für die Unternehmen 
des Bergbaus und der Eisen und Stahl 
erzeugenden Industrie 

Die Vorschrift stellt klar, daß die für den Montan- 
bereich bestehenden Sonderregelungen unberührt 
bleiben. 


Zu § 133 — Sonderregelung für öffentliche und 
andere Betriebe 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen § 88 des 
geltenden Rechts. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
ist jedoch der Meinung, daß die Betriebsverfassung 
bei Betrieben der Luftfahrt und der Seeschiffahrt 
gesetzlich geregelt werden muß, wobei den Beson- 
derheiten dieser Betriebe, insbesondere den Beson- 
derheiten an Bord, Rechnung zu tragen ist. Die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird im Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens Vorschläge für eine ge- 
setzliche Regelung vorlegen. 

Zu § 134 — Verbleiben im Amt 

Nach dieser Übergangsvorschrift bleiben beim In- 
krafttreten dieses Gesetzes bestehende Organe der 
Betriebsverfassung im Amt bis zum regelmäßigen 
Ablauf ihrer Amtszeit. 

Zu § 135 — Erlaß einer Wahlordnung 

Die Vorschrift entspricht § 87 des geltenden Rechts. 

Zu § 136 — Frist für die ersten Wahlen 

Diese Übergangsvorschrift lehnt sich an die ent- 
sprechende Bestimmung des § 89 des geltenden 
Betriebsverfassungsgesetzes an. 

Zu § 137 — Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen § 82 des 
geltenden Rechts. 

Zu § 138 - — Änderung des Kündigungsschutzge- 
setzes 

Zu Nummer 1 : Durch die Änderung trägt in Zukunft 
der Arbeitgeber die Beweislast für die sozialge- 
rechte Auswahl bei der Kündigung eines Arbeit- 
nehmers. Diese Beweislastregelung erscheint ange- 
messen, weil der Arbeitgeber die Auswahl trifft und 
ihm daher die für die Auswahl maßgebenden Ge- 
sichtspunkte in der Regel besser bekannt sind als 
dem Arbeitnehmer. 

Zu Nummer 2; Betriebsratsmitglieder, die dem Be- 
triebsrat eine Periode angehört haben, erhalten bei 
ihrem Ausscheiden aus dem Amt einen nachwirken- 
den Kündigungsschutz gegen ordentliche Kündigun- 
gen auf die Dauer eines Jahres. Das gleiche gilt für 
Jugendvertreter (§ 96 des Entwurfs). Ausgeschlos- 
sene Betriebsratsmitglieder und Jugendvertreter 
genießen den nachwirkenden Kündigungsschutz 
nicht. 

Zu § 139 — Änderung des Aktiengesetzes 

1. Durch eine entsprechende Ergänzung des § 77 Ak- 
tiengesetz wird sichergestellt, daß grundsätzlich 
die Verantwortung für das Personal- und Sozial- 
wesen in den Unternehmen einem bestimmten 
Vorstandsmitglied zugewiesen wird. Diese Rege- 
lung schließt nicht aus, daß — • vor allem bei 
Unternehmen mit einer geringen Zahl von Vor- 
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Standsmitgliedern — dieses für das Personal- 
und Sozialwesen zuständige Vorstandsmitglied 
auch noch für andere Ressorts zuständig ist. Sie 
ermöglicht es damit, daß den unterschiedlichen 
Bedingungen der einzelnen Unternehmen Rech- 
nung getragen werden kann. Der Grundsatz der 
Gesamtverantwortung des Vorstandes wird 
durch diese Regelung nicht aufgegeben. 

2. In Ergänzung des § 84 Aktiengesetz gewährleistet 
diese Vorschrift eine frühzeitige Beteiligung auch 
der Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat in 
Fragen der Bestellung von Vorstandsmitgliedern 
und des Widerrufs der Bestellung. 

3. Durch Ergänzung des § 108 Aktiengesetz wird die 
Festlegung einer Geschäftsordnung für den Auf- 
sichtsrat zwingend vorgeschrieben. 

Weiter wird eine angemessene Berücksichtigung 
der Vertreter der Arbeitnehmer bei der Beset- 
zung aller Aufsichtsratsausschüsse — auch des 
Aufsichtsratspräsidiums — vorgeschrieben, wo- 
bei die Einzelheiten der Geschäftsordnung Vor- 
behalten bleiben. 

4. Für die Aufsichtsräte der aufsichtsratspflichtigen 
Gesellschaften mit mehr als 2000 Beschäftigten 
sieht die Bestimmung durch Erweiterung des 
§ 108 Aktiengesetz bestimmte Begründungspflich- 
ten für den Fall einer Uberstimmung der Arbeit- 
nehmervertreter im Aufsichtsrat durch ein ein- 
heitliches Votum der Anteilseignervertreter vor. 
Gleichzeitig werden die Arbeitnehmervertreter in 
gewissem Umfange von ihrer gesetzlichen 
Schweigepflicht entbunden. Diese Regelung ge- 
währleistet, daß sich die überstimmten Arbeit- 
nehmervertreter durch Darlegung und Erörterung 
des Sachverhalts innerhalb der Belegschaft des 
Unternehmens deren Unterstützung versichern 
können. Dieser Begründungszwang und vor 
allem aus die Konfliktspublizität ist geeignet, ein 
Überstimmen der Arbeitnehmervertreter im Auf- 
sichtsrat durch ein einheitliches Votum der An- 
teilseignervertreter nachhaltig zu erschweren. 

5. Durch diese Ergänzung wird die Einbeziehung 
eines Personal- und Sozialberichts in den Ge- 
schäftsbericht vorgeschrieben. Diese Regelung 
trägt dem Informationsbedürfnis der Belegschaft 


über die personellen und sozialen Belange im 
Unternehmen in dem erforderlichen Maße Rech- 
nung. 

Zu § 140 — Änderung des GmbH-Gesetzes 

Diese Ergänzung stellt sicher, daß die Verantwor- 
tung für das Personal- und Sozialwesen einem be- 
stimmten Geschäftsführer übertragen wird. Die Er- 
läuterungen zu § 139 Nr. 1 gelten entsprechend. 

Zu § 141 — Änderung des Genossenschaftsgesetzes 

1. Die Ergänzung legt die Verantwortung eines 
Vorstandsmitglieds für das Personal- und Sozial- 
wesen fest. Die Erläuterungen zu § 139 Nr. 1 
gelten entsprechend. 

2. Für die Aufnahme eines Personal- und Sozial- 
berichts gelten die Erläuterungen zu § 139 Nr. 5 
entsprechend. 

3. Die eingefügte Vorschrift stellt klar, daß die Zu- 
sammensetzung sowie die Rechte und Pflichten 
der Aufsichtsräte von Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaften mit mehr als 500 Arbeitneh- 
mern ausschließlich den Bestimmungen des § 124 
Abs. 4 des Gesetzes über die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer im Betrieb und Unternehmen 
unterliegen. 

Zu § 142 — Änderung des Versicherungsaufsichts- 
gesetzes 

Vgl. die Begründung zu § 139 Nr. 1. 

Zu § 143 — Änderung des Preußischen Allgemeinen 
Berggesetzes 

Vgl. die Begründung zu § 139 Nr. 1. 

Zu § 144 — Geltung im Land Berlin 
Notwendige Berlin-Klausel. 

Zu § 145 — Inkrafttreten 
Notwendige Regelung des Inkrafttretens. 
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